A. Allgemeiner Teil
A.1. Bedeutung und Geltungsbereich
a) Allgemeines

Aktualisierung vom 1. Januar 2026

Die wirtschaftliche Sozialhilfe deckt das soziale Existenzminimum ab. Fiir
dessen Bemessung sind die Empfehlungen der Schweizerischen Konferenz
fiir Sozialhilfe (SKOS-Richtlinien) wegleitend. Der Regierungsrat kann durch
Verordnung Abweichungen von den SKOS-Richtlinien beschliessen.

Siehe § 31 Abs. 1 SHG [SRL 892]

Handbuch LU



A.2.

Ziele der Sozialhilfe

Allgemeines

Die Sozialhilfe hat die Existenz bedrftiger Personen zu sichern, ihre
wirtschaftliche und personliche Selbstdandigkeit zu fordern und die soziale
Integration zu gewahrleisten.

Die Gewahrleistung des Rechts auf Existenzsicherung bildet die Grundlage
der Sozialhilfe. Diese hat das soziale Existenzminimum zu sichern. Das
soziale Existenzminimum umfasst nicht nur die Existenz und das Uberleben
der Bedirftigen, sondern auch ihre Teilhabe am Sozial- und Arbeitsleben. Es
fordert die Eigenverantwortung und die Hilfe zur Selbsthilfe.

Siehe § 2 SHG [SRL 892]



A.3.

b)

Prinzipien der Sozialhilfe

Allgemeines

Betreffend Subsidiaritat in der Asylsozialhilfe siehe LGVE 2023 VI Nr. 4.

Koordination mit Dritten
Interinstitutionelle Zusammenarbeit (11Z)

l1Z steht fur die interinstitutionelle Zusammenarbeit zwischen RAV,
Sozialhilfe, IV-Stelle sowie bei Bedarf mit der Berufsberatung oder weiteren
involvierten Stellen. Die SKOS unterstiitzt die interinstitutionelle
Zusammenarbeit bei der sozialen und beruflichen Integration.
Doppelspurigkeiten sollen vermieden werden.

l1IZ setzt dort an, wo erwerbslose Personen aufgrund einer komplexen
Problemsituation mit mehreren dieser Institutionen in Kontakt sind oder wo
auf Seite der Institutionen eine mehrfache oder unklare Zustandigkeit
besteht. lIZ beinhaltet eine gemeinsame Standortbestimmung mit der
betroffenen Person und die verbindliche Koordination des weiteren
Vorgehens. Ziel ist die berufliche (Re)-Integration.

Im Kanton Luzern ist fiir die Koordination der interinstitutionellen
Zusammenarbeit die l1IZ-Koordinationsstelle zustandig. Die Tragerschaft fir
den Betrieb von IIZ im Kanton Luzern ibernehmen WAS wira Luzern, WAS IV
Luzern und der Zweckverband fir institutionelle Sozialhilfe und
Gesundheitsforderung (ZiSG). Anmeldekriterien und weiterfiihrende
Informationen siehe www.iiz.lu.ch.

Die Regionalen Arbeitsvermittlungszentren (RAV), WAS IV Luzern und die
Sozialhilfe im Kanton Luzern wollen Synergien besser nutzen. In
ausgewahlten Fallen soll ihre Zusammenarbeit neu klienten- statt wie bisher
systemorientiert erfolgen. Konkret heisst das: Sobald sich bei einer Klientin
oder einem Klienten zeigt, dass eine andere als die zustandige Institution
Uber die besseren Kompetenzen verfligt, um die gesteckten Ziele zu
erreichen, wird diese beauftragt, die Fallfiihrung sicherzustellen. Damit
sollen betroffene Personen moglichst rasch in den 1. Arbeitsmarkt integriert
werden. Anmeldekriterien und weiterfiihrende Informationen siehe
https://disg.lu.ch/themen/Institutionelle Zusammenarbeit/Optima

Einbezug der Wirtschaft


https://gerichte.lu.ch/recht_sprechung/lgve/Ajax?EnId=11011
http://www.iiz.lu.ch/
https://disg.lu.ch/themen/Institutionelle_Zusammenarbeit/Optima

Die Wirtschaft muss lGber lokale und regionale Arbeitgeber in die
Massnahmen der Arbeitsintegration einbezogen werden. Arbeitgeber sollen
Uber materielle Anreize angeregt werden, Sozialhilfebeziigerinnen und -
bezligern Arbeitsmoglichkeiten zur Verfligung zu stellen. Dabei sind
folgende Formen denkbar:

o die zeitlich befristete Ubernahme der Arbeitgeberbeitriage

o die Gewdhrung von Einarbeitungszuschiissen

o die befristete Ubernahme der Lohnkosten ohne Arbeitgeberbeitrige
e andere Formen der Entlastung des Arbeitgebers

Beim Einbezug der Wirtschaft empfiehlt sich weiter:

1. die Ubernahme von Lohn- und Lohnnebenkosten (Anteil ist individuell
auszuhandeln, Arbeitgeber Glbernimmt mindestens Arbeitgeberbeitrdge)
ist zeitlich (sechs Monate) zu befristen, damit die Arbeitgeber nicht die
Moglichkeit erhalten, bestehende Dauerstellen mit subventionierten
Sozialhilfebeziiger und -beziigerinnen zu besetzen.

2. Regelmassige Kontaktpflege mit dem Arbeitgeber



A.4. Rechte, Pflichten und Verfahrensgrundsatze
A.4.1. Unterstltzte Personen

a) Keine Inhalte
Keine Inhalte



A.4.2. Sozialhilfeorgane

a) Keine Inhalte
Keine Inhalte



A.5.

Hilfe in Notlagen

Nothilfe

Nothilfe und die ordentliche Sozialhilfe sind unterschiedliche
Unterstlitzungssysteme mit unterschiedlichen Zielsetzungen fir
verschiedene Klientengruppen.

Zum Thema Unterstiitzungseinheit und unterschiedliche Ansatze wird
verwiesen auf SKOS-RL [C.2], Erlauterungen b.

Berechtigt zum Bezug von ordentlicher Sozialhilfe sind alle Personen
(unabhéangig von ihrer Staatsangehorigkeit) mit einem
Unterstlitzungswohnsitz oder standigem Aufenthalt in der Schweiz, fir
welche nicht spezielle Unterstitzungsvorschriften gelten (z.B. Asylsuchende,
vorlaufig Aufgenommene siehe § 31 Abs. 3i.V.m. § 53 SHG [SRL 892] oder
rechtskraftig weggewiesene Personen aus dem Asylbereich siehe § 31 Abs. 2
i.V.m § 55 SHG [SRL 892] und nachstehender Abschnitt , Rechtskraftig
weggewiesene Personen aus dem Asylbereich” im Luzerner Handbuch
Sozialhilfe) oder welche nicht ausdriicklich vom Bezug von der ordentlichen
Sozialhilfe ausgeschlossen sind (siehe nachstehender Abschnitt ,,Ubrige
Auslanderinnen und Auslander mit oder ohne Anwesenheitsberechtigung in
der Schweiz” im Luzerner Handbuch Sozialhilfe).

Bei der Unterstitzung von Personen, welche von der ordentlichen Sozialhilfe
ausgeschlossen sind, sind folgende Personengruppen zu unterscheiden:

Rechtskraftig weggewiesene Personen aus dem Asylbereich
Anspruchsberechtige Personengruppen

Folgende Personen, die sich gestiitzt auf das Asylgesetz (AsylG; [SR 142.31])
in der Schweiz aufhalten, werden von der Sozialhilfe und aus den
Asylstrukturen ausgeschlossen (Sozialhilfestopp) und haben bei
Bediirftigkeit und auf ein entsprechendes Gesuch hin lediglich noch
Anspruch auf Nothilfe nach §§ 18 ff. Kantonale Asylverordnung (KAsylV; [SRL
892b]):

e Personen mit einem rechtskraftigen Wegweisungsentscheid, denen eine
Ausreisefrist angesetzt worden ist (Art. 82 Abs. 1 AsylG [SR 142.31]);

e Personen nach Art. 82 Abs. 1 AsylG [SR 142.31], die sich in einem
ausserordentlichen Rechtsmittelverfahren (Wiedererwagung oder
Revision) befinden (Art. 82 Abs. 2 AsylG [SR 142.31]);



e Asylsuchende, welche sich in einem Asylverfahren nach Art. 111c AsylG
[SR 142.31] (Mehrfachgesuch) befinden (Art. 82 Abs. 2 AsylG [SR
142.31)).

Verfahren

Personen, welche Nothilfe beanspruchen mochten, haben personlich ein
entsprechendes Gesuch beim Amt fiir Migration zu stellen. Dieses priift das
Nothilfegesuch und die Bediirftigkeit der Person. Wird das Gesuch
gutgeheissen, verweist das AMIGRA die Person zwecks Aufnahme in die
Nothilfe an die Dienststelle fiir Asyl- und Fliichtlingswesen (DAF), welche im
Kanton Luzern fir die Ausrichtung der Asylnothilfe zustandig ist.

Umfang

Die Nothilfe umfasst insbesondere die fir ein menschenwiirdiges Dasein
unerlasslichen Mittel fiir Nahrung, Kleidung und Obdach und fiir die
medizinische Notversorgung (vgl. auch § 19 Kantonale Asylverordnung [SRL
892b]).

Siehe auch die Empfehlungen der SODK zur Nothilfe fiir ausreisepflichtige
Personen des Asylbereichs (Nothilfeempfehlungen) unter

Ubrige Auslidnderinnen und Auslidnder mit oder ohne
Anwesenheitsberechtigung in der Schweiz

Anspruchsberechtigte Personengruppen

e Personen, deren vorlaufige Aufnahme aufgehoben wurde,

e Personen ohne Aufenthaltsbewilligung und ohne hangiges Gesuch um
Aufenthaltsbewilligung (Art. 21 ZUG [SR 851.1], § 31 Abs. 2 SHG [SRL 892]
i.V.m. § 7 Abs. 1 lit. a SHV [SRL 892a]),

e Personen mit rechtskraftig abgelehntem Gesuch um
Aufenthaltsbewilligung und abgelaufener Ausreisefrist (Art. 21 ZUG [SR
851.1], § 31 Abs. 2 SHG [SRL 892]i.V.m. § 7 Abs. 1 lit. a SHV [SRL 892a]),

¢ Personen, deren Verfahren um Erteilung der Aufenthaltsbewilligung
héngig ist, die aber den Entscheid im Ausland abwarten missen (Art. 21
ZUG [SR 851.1], § 31 Abs. 2 SHG [SRL 892] i.V.m. § 7 Abs. 1 lit. a SHV [SRL
892a]),

¢ hilfebedirftige Personen, die aufgrund von staatsvertraglichen
Regelungen von der Sozialhilfe ausgeschlossen sind, insbesondere
Auslanderinnen und Auslander, die sich zum Zweck der Stellensuche in
der Schweiz aufhalten (Art. 2 Abs. 1 Unterabs. 2 Anhang | FZA [SR


https://www.sodk.ch/de/dokumentation/empfehlungen/

0.142.112.681]). (§ 31 Abs. 2 SHG [SRL 892] i.V.m. § 7 Abs. 1 lit. b SHV
[SRL 892a] und Art. 29a AIG [SR 142.20] sowie Art. 61a AIG [SR 142.20]).

Verfahren

Diese Personen haben ihr Gesuch um Nothilfe beim
unterstltzungspflichtigen Gemeinwesen einzureichen (in der Regel die
Wohnsitzgemeinde bzw. Aufenthaltsgemeinde).

Umfang

e Personen mit einem Unterstiitzungswohnsitz im Ausland: Die Nothilfe
umfasst insbesondere die nétige medizinische Versorgung bis zur
Wiederherstellung der Transportfahigkeit und die notwendigen Mittel
zur Heimreise (Art. 12 BV [SR 101]; § 24 Abs. 2 SHV [SRL 892a]).

e Personen mit einem Sozialhilfeausschluss: Die Nothilfe umfasst die fiir
ein menschenwirdiges Dasein unerlasslichen Mittel fir Nahrung,
Kleidung, Obdach und fir die medizinische Notversorgung. Der
Grundbetrag fiir den Lebensunterhalt betragt CHF 10 pro Person und Tag
(Art. 12 BV [SR 101]; & 25 SHV [SRL 892a]).

Vgl. auch Kapitel C.3.2. d) Kostentragung fiir Insassen in Untersuchungshaft

und im Straf- und Massnahmenvollzug Luzerner Handbuch Sozialhilfe

Beispiel: Kurzaufenthaltsbewilligung EU/EFTA und Aufenthaltsbewilligung
EU/EFTA

In diesen Fallen ist die Kurzaufenthaltsbewilligung an einen Arbeitsvertrag
geknipft. Bei Stellenverlust bereits vor Ablauf der Bewilligung darf die
betroffene Person aber zwecks Stellensuche noch bis zu sechs Monaten in
der Schweiz bleiben (vgl. Art. 2 Abs. 1 von Anhang | FZA [SR 0.142.112.681].

Ein Ausschluss vom Bezug von Sozialhilfe ist bei diesen Personen wahrend
der Arbeitstatigkeit nicht moglich. Es ist jedoch zulassig, diese
Personengruppe wahrend der Stellensuche von der Sozialhilfe
auszuschliessen (vgl. Art. 2 Abs. 1 von Anhang | FZA [SR 0.142.112.681]). Im
Unterschied zu den Nichterwerbstatigen sehen hier das FZA bzw. das EFTA-
Ubereinkommen vor, dass diese Personen wihrend der Dauer ihres
Aufenthalts von der Sozialhilfe ausgeschlossen werden kénnen (vgl. Art. 2
Abs. 1 von Anhang | FZA [SR 0.142.112.681]). Es braucht hierfiir eine
ausdriickliche gesetzliche Grundlage, welche mit § 31 Abs. 2 SHG [SRL 892]
und mit Art. 29a AIG [SR 142.20] gegeben ist.

Weiter ist Art. 61a Abs. 3 AIG [SR 142.20] zu beachten. Diese Bestimmung
regelt den Anspruch auf Sozialhilfe bei unfreiwilliger Beendigung des



Arbeitsverhaltnisses flr Personen mit einer Kurzaufenthaltsbewilligung
EU/EFTA sowie mit einer Aufenthaltsbewilligung EU/EFTA, sofern das
Arbeitsverhaltnis vor Ablauf der ersten zwo6lf Monate des Aufenthalts endet.

Weitere Informationen zur Unterstiitzung von auslandischen Personen siehe
unter

Notfallhilfe

Ein Notfall liegt nur dann vor, wenn jemand sachlich und zeitlich dringender
Hilfe bedarf (sofortige Hilfe). Nur solange eine solche Notlage andauert, darf
von einem Notfall ausgegangen werden. Ein solcher kann z.B. bei einer
schweren Erkrankung oder einem Unfall oder beim Verlust aller Geldmittel
eintreten.

Gerat eine Person ausserhalb ihres Wohn- oder gewdhnlichen
Aufenthaltsorts in der Schweiz in eine Notlage, muss ihr am aktuellen
Aufenthaltsort die notwendige Hilfe gewahrt werden. Es handelt sich hierbei
um

e Schweizerinnen und Schweizer mit einem Unterstiitzungswohnsitz in
einem anderen Kanton (Art. 13 ZUG [SR 851.1], § 31 Abs. 2 SHG [SRL 892]
i.V.m. § 7 Abs. 1 lit. a SHV [SRL 892a]),

e Auslanderinnen und Auslander mit Aufenthaltsberechtigung und
Unterstiitzungswohnsitz in einem anderen Kanton (Art. 20 ZUG [SR
851.1], § 31 Abs. 2 SHG [SRL 892]i.V.m. § 7 Abs. 1 lit. a SHV [SRL 892a]),

e Schweizerinnen und Schweizer mit einem Unterstiitzungswohnsitz im
Kanton Luzern und Auslanderinnen und Auslander mit
Aufenthaltsberechtigung und Unterstltzungswohnsitz im Kanton Luzern
(88 16 Abs. 2 und 31 Abs. 2 SHG [SRL 892] i.V.m. § 7 Abs. 1 lit. a SHV [SRL
892a]),

o Drittstaatenangehdrige, welche sich (ohne Unterstitzungswohnsitz)
ausserhalb des Bewilligungskantons aufhalten und die nicht innert Frist
um eine fremdenpolizeiliche Bewilligung des Aufenthaltskantons ersucht
haben oder deren Bewilligung im neuen Kanton definitiv abgelehnt
worden ist. Solche Personen miissen nur im Bewilligungskanton
ordentlich unterstiitzt werden. Im Aufenthaltskanton kann lediglich eine
beschrdnkte Notfallunterstiitzung beansprucht werden (Art. 20 Abs. 2
ZUG [SR 851.1]),

e Touristen mit Wohnsitz oder Aufenthalt im Ausland (Art. 21 ZUG [SR
851.1], § 31 Abs. 2 SHG [SRL 892]i.V.m. § 7 Abs. 1 lit. a SHV [SRL 892a]).

Verfahren


https://skos.ch/skos-richtlinien/praxishilfen/merkblaetter-und-empfehlungen/
https://skos.ch/skos-richtlinien/praxishilfen/merkblaetter-und-empfehlungen/

Diese Personen haben ihr Gesuch um Nothilfe bei der Gemeinde, in der sie
sich gerade aufhalten (Aufenthaltsgemeinde) einzureichen. Als Aufenthalt
gilt die tatsachliche Anwesenheit in einer Gemeinde (§ 16 Abs. 2 SHG [SRL
892]).

Umfang

Die Notfallhilfe umfasst insbesondere die notige medizinische Versorgung
bis zur Wiederherstellung der Transportfahigkeit und die notwendigen
Mittel zur Heimreise (§ 24 Abs. 2 SHV [SRL 892a]).

Weitere Informationen zur Unterstiitzung von ausldandischen Personen siehe
unter


https://skos.ch/skos-richtlinien/praxishilfen/merkblaetter-und-empfehlungen/
https://skos.ch/skos-richtlinien/praxishilfen/merkblaetter-und-empfehlungen/

a)

Personliche Hilfe
Zweck der personlichen Hilfe

Keine Inhalte
Keine Inhalte



B.2.

Anspruchsvoraussetzungen

Gesetzliche Grundlagen gemass §24 ff. SHG [SRL 892]
§ 24 Anspruch

1 Wer sich in personlichen Schwierigkeiten befindet, hat Anspruch auf
angemessene personliche Sozialhilfe.

2 Der Anspruch auf personliche Sozialhilfe besteht unabhangig von den
Leistungen der wirtschaftlichen Sozialhilfe, der Nothilfe, der Alimentenhilfen
und der Sozialversicherungen.



B.3.

b)

Inhalt, Art und Umfang der personlichen Hilfe

§ 25 Arten
1 Personliche Sozialhilfe wird geleistet durch

a. Information, Beratung und Betreuung,

b. Vermittlung an Institutionen der Sozialhilfe, die Angebote fir Kinder und
Jugendliche sowie fiir Familien bereitstellen oder in den Bereichen Alter,
Behinderung, Sucht oder Selbsthilfe tatig sind,

c. sonstige Dienstleistungen, wie Budgetberatung oder Einkommens- und
Vermogensverwaltung.

2 Die zustandige Einwohnergemeinde kann die Leistungen der persdnlichen

Sozialhilfe gemass Absatz 1a gruppenweise anbieten.

§ 26 Kostenpflicht
1 Die Einwohnergemeinde, welche die personliche Sozialhilfe leistet, tragt
deren Kosten.



b)

Materielle Grundsicherung
Zweck der materiellen Grundsicherung

Allgemeines

Die materielle Grundsicherung ermoglicht eine bescheidene und
menschenwiirdige Lebensfiihrung mit sozialer Teilhabe (soziales
Existenzminimum). Sie umfasst folgende Positionen:

¢ den Grundbedarf fiir den Lebensunterhalt (SKOS-RL [C.3])

o die anrechenbaren Wohnkosten (SKOS-RL [C.4])

¢ die medizinische Grundversorgung (inkl. Prdmienanteil der
obligatorischen Krankenversicherung, welcher nicht tber die
Pramienverbilligung gedeckt wird sowie Selbstbehalte und Franchise)
(SKOS-RL [C.5])

¢ die grundversorgenden situationsbedingten Leistungen (SKOS-RL [C.6])

Die materielle Grundsicherung wird individuell ergdnzt durch:

o die férdernden situationsbedingten Leistungen (SKOS-RL [C.6])
o die Integrationszulagen (SKOS-RL [C.6.7])
¢ die Einkommensfreibetrage (SKOS-RL [D.2])

Nicht zur materiellen Grundsicherung gehéren beispielsweise folgende

Positionen:
AHV/IV/EO-Beitrige

Ob und in welchem Ausmass die Sozialbeh6érde mitwirken soll, damit
Klientinnen und Klienten ihre Angelegenheiten betreffend die AHV/IV/EO-
Beitrdge erledigen konnen, hangt von der Besonderheit des Einzelfalles ab.
Es handelt sich hier um die ebenfalls im Sozialhilfegesetz verankerte
personliche Sozialhilfe (§§ 24 - 26 SHG [SRL 892]), welche gemaéss § 28 Abs. 2
SHG [SRL 892] in Verbindung mit der wirtschaftlichen Sozialhilfe zu leisten
ist.

Mindestbeitrdge fiir AHV/IV/EO dirfen nicht zu Lasten der wirtschaftlichen
Sozialhilfe Gbernommen werden (Art. 3 Ziffer b ZUG [SR 851.1]). Es ist
jedoch in den meisten Fallen angezeigt, an die AHV-Zweigstelle ein Gesuch
um Befreiung der Beitragspflicht zu stellen. So verliert eine gesuchstellende
resp. auf wirtschaftliche Sozialhilfe angewiesene Person nicht ihren
Versicherungsschutz, da Einwohnergemeinde und Kanton fiir die



Mindestbeitrage aufzukommen haben, wenn die gesuchstellende Person
aus der Beitragspflicht entlassen wird.

Ausnahme

Fiir sozialhilfeabhangige Personen, fiir welche der Gemeindesozialdienst
samtliche Renteneinnahmen (z.B. IV + EL, Alters- und Hinterbliebenenrenten
+ EL,) verwaltet, sind laufend die Beitrdge zu bezahlen, weil im EL-Betrag die
Kosten der Mindestbeitrage eingerechnet sind (Art. 10 Abs. 3 Bst. c ELG [SR
831.30]).

Weiter ist ein Gesuch um Befreiung der Beitragspflicht zu stellen, wenn die
Sozialversicherungsleistungen und das EL-Maximum den vom Sozialdienst
anerkannten Bedarf fiir den Lebensunterhalt nicht decken.

Steuern

Mit Mitteln der wirtschaftlichen Sozialhilfe dirfen keine Steuern bezahlt
werden. Der Gemeindesozialdienst stellt in der Regel keine Stundungs- oder
Erlassgesuche an das Steueramt. Den Klienten ist aber eine Bestatigung lber
den Bezug von wirtschaftlicher Sozialhilfe abzugeben. Die Klienten haben
selbst ein Gesuch um Stundung oder Erlass einzureichen unter Beilage der
Bestatigung des Sozialdienstes. Im Rahmen der persoénlichen Sozialhilfe soll
beim Formulieren des Erlassgesuchs durch den Gemeindesozialdienst Hilfe
geleistet werden.

Sozialhilfeempfangerinnen und Sozialhilfeempfanger haben gemass
Merkblatt der Steuerverwaltung des Kantons Luzern
Zahlungserleichterungen und Steuererlass bei Bezug von Renten,
Ergdnzungsleistungen oder Sozialhilfe Anspruch auf vollstdndigen
Steuererlass, sofern im Steuerjahr wahrend mindestens 9 Monaten
Sozialhilfe bezogen wurde. Die Dauer des Sozialhilfebezugs muss durch den
Sozialdienst bestatigt werden.

Die Eintrittsschwelle in die Sozialhilfe und die Besserstellung von
Erwerbstatigen gemass SKOS-Richtlinien fuihrt zu grésseren Unterschieden
im verfigbaren Einkommen zwischen Teilunterstitzten und
Nichtunterstiitzten mit einem Einkommen knapp tber der SKOS-
Eintrittsschwelle. Bei der Ablésung von der Sozialhilfe entstehen ebenfalls
systembedingte Unterschiede im tatsachlich verfligbaren Einkommen, denn
es sind wieder Steuern zu bezahlen oder es kann nicht mehr die volle
Pramienverbilligung geltend gemacht werden. Diese Beispiele zeigen, dass
es auch bei den aktuellen SKOS-Richtlinien zu systembedingten
Ungerechtigkeiten kommt. Wenn das Haushaltseinkommen knapp liber dem



sozialen Existenzminimum (Eintrittsschwelle) liegt, kann im Sinne einer
pragmatischen Regelung fir Einzelfélle die Gemeindebehdrde lber einen
Steuererlass (vgl. § 200 StG [SRL 620]) die Unterschiede ausgleichen, da das
effektive Einkommen abziglich der zu bezahlenden Steuern und KK-Pramien
unter das betreibungsrechtliche Existenzminimum sinken kann.

Quellensteuer

Fiir allgemeine Ausfiihrungen zum Umgang mit der Quellensteuer siehe
Beilage SKOS-Merkblatt ,, “

Fur den Verfahrensablauf im Kanton Luzern siehe Luzerner Steuerbuch:

Unterhaltsbeitrage

Wenn unterstitzte Personen Alimentenverpflichtungen haben, werden
diese nicht ins Unterstitzungsbudget aufgenommen, da sie nicht der
eigenen Existenzsicherung bzw. derjenigen des eigenen Haushaltes dienen.

Schulden

Grundsatzlich werden Schulden nicht in der Budgetberechnung
angerechnet. Die Sozialhilfe orientiert sich am Bedarfsdeckungsprinzip und
erbringt nur Leistungen, die auf die aktuelle und konkrete Notlage bezogen
sind. Sie richtet keine riickwirkenden Leistungen aus. Ausnahmsweise kann
die Sozialhilfe Schulden ibernehmen, wenn dadurch eine drohende Notlage
verhindert wird (beispielsweise Mietzinsausstande).


https://skos.ch/fileadmin/user_upload/skos_main/public/pdf/Publikationen/Praxis_Anwendung/Merkblaetter/2024_04_SKOS_Merkblatt_Quellensteuern.pdf
https://steuerbuch.lu.ch/band2a/erlass/anhang/verfahrensablauf_erlassgesuche
https://steuerbuch.lu.ch/band2a/erlass/anhang/verfahrensablauf_erlassgesuche
https://steuerbuch.lu.ch/band2a/erlass/anhang/verfahrensablauf_erlassgesuche

C.2.

Anspruchsvoraussetzungen

Unterstiitzungsbediirftigkeit — Aufnahme und Ablosung

Wer seinen Lebensbedarf und den seiner Familienangehdrigen im Sinn des
eidgendssischen Zustandigkeitsgesetzes nicht rechtzeitig oder nicht
hinreichend mit eigenen Mitteln, durch Arbeit oder mit Leistungen Dritter
bestreiten kann, hat Anspruch auf wirtschaftliche Sozialhilfe (§ 27 Abs. 1
SHG [SRL 892]).

Der Anspruch auf wirtschaftliche Sozialhilfe besteht, wenn:

Die materielle Grundsicherung (Grundbedarf fir den Lebensunterhalt,
anrechenbare Wohnkosten, medizinische Grundversorgung und die
grundversorgenden situationsbedingten Leistungen SKOS-RL [C.3] bis [C.6]),
nicht oder nicht rechtzeitig mit eigenen Mitteln, durch Arbeit oder mit
Leistungen Dritter gedeckt werden kann. Bei der Klarung der
Anspruchsberechtigung werden die Einkommensfreibetrage (SKOS-RL [D.2])
und die Integrationszulagen (SKOS-RL [C.6.7]) nicht bericksichtigt. Allfallige
fordernde situationsbedingte Leistungen werden bei der Priifung der
Anspruchsberechtigung grundsatzlich nicht beriicksichtigt. Ausnahmsweise
kann in Anwendung von § 5 SHG [SRL 892] jedoch die Beriicksichtigung
fordernder situationsbedingter Leistungen angezeigt sein, wenn diese den
Zielen der Sozialhilfe dienen, insbesondere dem Abschluss einer
Erstausbildung.

Um eine drohende oder voriibergehende Notlage abzuwenden, kénnen
Leistungen (z.B. situationsbedingte Leistungen [SIL]) einmalig gewahrt
werden, auch wenn das soziale Existenzminimum hinsichtlich der laufenden
Ausgaben aus eigenen Mitteln knapp gedeckt werden kann.

Die Ablosung von der wirtschaftlichen Sozialhilfe erfolgt sofort, wenn:
Die Einnahmen das gesamte Unterstilitzungsbudget, bestehend aus

¢ der materiellen Grundsicherung (Grundbedarf fiir den Lebensunterhalt,
anrechenbare Wohnkosten, medizinische Grundversorgung und die
grundversorgenden, situationsbedingten Leistungen, SKOS-RL [C.3] bis
[C.6] inkl. Pramienanteil der obligatorischen Krankenversicherung,
welcher nicht iber die Pramienverbilligung gedeckt wird)

e den Integrationszulagen (SKOS-RL [C.6.7]) und/oder

¢ den Einkommens-Freibetrdagen (SKOS-RL [D.2])

decken. Allfdllige fordernde situationsbedingte Leistungen (vgl. SKOS-RL

[C.6]) werden bei der Ablésung grundsatzlich nicht beriicksichtigt.

Ausnahmsweise kann in Anwendung von § 5 SHG [SRL 892] jedoch die



b)

Bericksichtigung fordernder situationsbedingter Leistungen angezeigt sein,
wenn diese den Zielen der Sozialhilfe dienen, insbesondere dem Abschluss
einer Erstausbildung.

Die Ablosung von der wirtschaftlichen Sozialhilfe erfolgt nach sechs
Monaten, wenn:

Die durchschnittlich verfligbaren (unregelmassigen) Einnahmen wahrend
der Dauer von sechs Monaten das soziale Existenzminimum, bestehend aus

o der materiellen Grundsicherung (inkl. Pramienanteil der obligatorischen
Krankenversicherung, welcher nicht tber die Pramienverbilligung
gedeckt wird) (SKOS-RL [C.3] bis [C.6]), wozu auch die
grundversorgenden situationsbedingten Leistungen (SKOS-RL [C.6])
gehoren,

decken. Allfdllige fordernde situationsbedingte Leistungen (vgl. SKOS-RL

[C.6]) werden bei der Ablésung grundsatzlich nicht berlicksichtigt.

Ausnahmsweise kann in Anwendung von § 5 SHG [SRL 892] jedoch die

Bericksichtigung fordernder situationsbedingter Leistungen angezeigt sein,

wenn diese den Zielen der Sozialhilfe dienen, insbesondere dem Abschluss

einer Erstausbildung.

Form eines Gesuches / Beginn der wirtschaftlichen Sozialhilfe

Gemass § 56 Abs. 1 SHG [SRL 892] kdnnen Gesuche um personliche und
wirtschaftliche Sozialhilfe mindlich oder schriftlich gestellt werden. Ein
miindliches Gesuch entbindet die hilfebedirftige Person aber nicht von
ihren Mitwirkungspflichten (§ 56 Abs. 2 SHG [SRL 892]). Die betroffene
Person hat im Rahmen der Sachverhaltsabklarung ihren
Mitwirkungspflichten gemass §§ 7 und 8 SHG [SRL 892] nachzukommen.

Sind die Voraussetzungen flr Unterstitzungsleistungen erfillt, besteht der
Anspruch auf wirtschaftliche Sozialhilfe ab Gesuchseinreichung. Nicht
entscheidend ist, in welchem Zeitpunkt die Gesuchsunterlagen vollstandig
sind und wann lber das Gesuch entschieden werden kann. Dies gilt auch
dann, wenn das Gesuch bei der falschen Behérde eingereicht worden ist. Ein
Gesuch um wirtschaftliche Sozialhilfe ist als gestellt zu erachten, selbst wenn
es bei einer unzustandigen Stelle eingereicht wurde. Nach § 12 Abs. 1 VRG
[SRL 40] prift die Behorde ihre Zustandigkeit von Amtes wegen. Hilt die
angerufene Behorde eine andere fiir zustandig, so (iberweist sie ihr die
Sache ohne Verzug zur Erledigung und teilt dies den Parteien mit (§ 12 Abs.
2 VRG [SRL 40]; §§ 12 Abs. 1 und 16 Abs. 4 SHG [SRL 892]).

Siehe dazu LGVE


https://gerichte.lu.ch/recht_sprechung/lgve/Ajax?EnId=10132

c)

Selbstandigerwerbende
«Eine selbstandige Erwerbstatigkeit schliesst nicht aus, dass (zumindest
voribergehend) ein Anspruch auf Sozialhilfe bestehen kann.

Bei der Unterstiitzung von Selbstandigerwerbenden ist grundsatzlich danach
zu unterscheiden, ob eine Unterstiitzung als Uberbriickung gewéhrt werden
soll, damit eine selbstdndige Erwerbstatigkeit beendet oder gewinnbringend
werden kann, oder ob sie dauerhaft erhalten bleiben soll, um fur
unterstltzte Personen die soziale Integration und eine Tagesstruktur zu
gewahrleisten.

Voraussetzung fiir Uberbriickungshilfen ist die Bereitschaft eine fachliche
Uberpriifung vornehmen zu lassen, ob die Voraussetzungen fiir das
wirtschaftliche Uberleben des Betriebes gegeben sind, sowie der Abschluss
einer schriftlichen Vereinbarung. Darin zu regeln sind die Fristen fur die
fachliche Uberpriifung sowie das Beibringen der hierfiir notwendigen
Unterlagen, die Zeitdauer der erganzenden Unterstiitzung, Termine zur
Uberpriifung der wirtschaftlichen Erfolge, Angaben zum zu erzielenden Lohn
und die Form der Beendigung der finanziellen Leistung.

Bei fehlender Vermittlungsfahigkeit kann die zustdandige Instanz einer
selbstandigen Erwerbstatigkeit einer sozialhilfeabhangigen Person
zustimmen, wenn der erzielbare Ertrag mindestens den Betriebsaufwand
deckt und durch die Unterstiitzung keine Verzerrung des Wettbewerbs
erfolgt. Die betroffene Person ist mindestens zu einer minimalen
Rechnungsfiihrung anzuhalten. Die Vereinbarungen sind in einem
schriftlichen Vertrag festzuhalten.»



C.3.
C.3.1.

a)

Grundbedarf fir den Lebensunterhalt (GBL)
Grundbedarf im Allgemeinen

Grundbedarf und Warenkorb (Stand 1.1.2025)

Die folgende Tabelle stiitzt sich auf die SKOS-Richtlinien. Es ist zu beachten,
dass die SKOS die Betrage jeweils auf Grund der Teuerung anpasst. Die
Sozialbehorden tun gut daran, sich immer an der aktuellen Tabelle zu
orientieren.

Haushaltsgrosse Pauschale pro Monat Pauschale pro Monat und
in CHF Person in CHF (gerundet)
(gerundet)

1 Person 1'061.00 1'061.00

2 Personen 1'624.00 812.00

3 Personen 1'974.00 658.00

4 Personen 2'271.00 568.00

5 Personen 2'568.00 514.00

Pro weitere Person plus +216.00

Ansatze fir junge Erwachsene siehe SKOS-RL [C.3.2]
In den GBL-Pauschalen sind die folgenden Ausgaben inbegriffen

¢ Nahrungsmittel, Getranke und Tabakwaren
(Nahrungsmittel zuhause, Zuhause und auswarts eingenommene
alkoholfreie und alkoholische Getranke, Tabakwaren)
¢ Bekleidung und Schuhe
(Alltags-, Sport- und Arbeitskleider, Schuhe)
o Energieverbrauch (ohne Wohnnebenkosten)
(Elektrizitat, Gas und anderen Brennstoffen)
¢ Allgemeine Haushaltsfiihrung
(Reparaturen, Unterhalt der Wohnung, laufende Haushaltsfiihrung,
Haushaltswasche und Heimtextilien, Haushalts- und Kiichengerate)
o Personliche Pflege
(Personliche Ausstattung, pharmazeutische Produkte resp. selber
bezahlte Medikamente, Apparate und Artikel flr die Kérperpflege,
Sanitatsmaterial, Coiffeur)
¢ Verkehrsauslagen (ortlicher Nahverkehr)
(Billette Bahn, Tram, Bus, Halbtax, Velo-Ersatzteile)
¢ Nachrichteniibermittlung, Internet, Radio/TV



b)

(Nachrichtenlibermittlung, Abgabe fir Radio/TV, Audiovisuelle-, Foto-
und EDV-Ausristung und Zubehor (Drucker etc.))

¢ Bildung, Freizeit, Sport, Unterhaltung
(Blcher, Presseerzeugnisse, Papeteriewaren, Sport, Erholung und Kultur
(inkl. Vereinsbeitrage), Spielzeug, Gesellschaftsspiele und
Freizeitgestaltung, Haustiere & Produkte fiir deren Haltung)

o Ubriges
(Finanzielle Dienstleistungen (z.B. Gebihren fir Kontoflihrung),
Geschenke und Einladungen)

Siehe betreffend Grenzen der Dispositionsfreiheit LGVE und
LGVE ).

Nicht inbegriffen sind folgende Ausgaben

¢ Wohnungsmiete

e jahrliche Heiz- und Nebenkosten

e Hausrat- und Haftpflichtversicherung

o Selbstbehalte und ordentliche Jahresfranchisen der Krankenkasse

o Auslagen fir Stellensuche

e Auslagen bei Erwerbstatigkeit inkl. zusatzliche Verkehrsauslagen

e Verkehrsauslagen fiir therapeutisch bedingte Fahrten/Reisen

e Brillenkosten

e Zahnarztkosten - nur gemass Kostenvoranschlag

e obligatorische Schullager

e Musikschule

o Arbeitsgerate wie Laptops oder Desktop-Computer

e sowie weitere situationsbedingte Leistungen (SPITEX, Fremdbetreuung
von Kindern, Haushaltshilfen und Mobiliaranschaffungen etc.).

Empfehlungen der Dienststelle Soziales und Gesellschaft und des Verbandes

Luzerner Gemeinden, Bereich Gesundheit und Soziales, zum Umgang mit

folgender Position:

Strom/Gas/Wasser

Ausstehende oder nicht bezahlte Rechnungen kénnen im Einzelfall durch
den Gemeindesozialdienst direkt bezahlt werden. Begriindung: Ohne Strom,
Gas und Wasser wird eine menschenwiirdige Existenz kaum moglich sein.

Anspruchsberechnung und Inhalt
In Ergdnzung zu den Ausfiihrungen in den SKOS-Richtlinien und im Sinne
einer Prazisierung wird hier festgehalten:


https://gerichte.lu.ch/recht_sprechung/lgve/Ajax?EnId=10994
https://gerichte.lu.ch/recht_sprechung/lgve/Ajax?EnId=11018

Bei der Priifung des Anspruchs auf wirtschaftliche Sozialhilfe genligt es nicht,
sich lediglich an den in den SKOS-Richtlinien aufgelisteten
Ausgabenpositionen zu orientieren. Es sind unbedingt die medizinische
Grundversorgung (siehe nachstehende Ausfiihrung), allfallige
Erwerbsunkosten und Kosten fiir Fremdbetreuung der Kinder
einzubeziehen.

Krankenkassenpramien

Decken die monatlichen Nettoeinnahmen die Ausgaben, bestehend aus den
bedarfsbezogenen Leistungen der materiellen Grundsicherung (Grundbedarf
fur den Lebensunterhalt, anrechenbare Wohnkosten, medizinische
Grundversorgung und die grundversorgenden situationsbedingten
Leistungen, SKOS-RL [C.3] bis [C.6]), zu den fordernden situationsbedingten
Leistungen siehe oben, Kapitel C.2. a) Unterstitzungsbedurftigkeit -
Aufnahme und Ablésung Luzerner Handbuch Sozialhilfe sowie der effektiven
Pramie der obligatorischen Krankenversicherung (SKOS-RL [C.5]) minus der
maximalen Pramienverbilligung (IPV) nicht, besteht ein Anspruch auf
wirtschaftliche Sozialhilfe. Vergleiche dazu Kapitel C.5 a)
Krankenkassenpramien Luzerner Handbuch Sozialhilfe.

Zeigen die Abklarungen, dass die Pramienverbilligung noch nicht geltend
gemacht wurde, stellt der Sozialdienst bei der Ausgleichskasse ein IPV-
Gesuch mit der Bestatigung des Bezugs von wirtschaftlicher Sozialhilfe.

Der Sozialdienst stellt auch in jenen Féallen ein Gesuch um
Pramienverbilligung, wenn der Anspruch auf Sozialhilfe mit der zu
erwartenden maximalen Pramienverbilligung nicht mehr gegeben ist, d.h. in
Fallen, in welchen der Anspruch auf Sozialhilfe ohne IPV zwar gegeben ist,
mit IPV jedoch sehr wahrscheinlich wegfallt.

Bei Lohnpfindung

Eine Lohnpfandung schafft grundsatzlich keine Grundlage fiir einen
Anspruch auf wirtschaftliche Sozialhilfe. Personen, bei welchen eine
Lohnpfandung verfiigt wurde, haben grundsatzlich mit den aufgrund des
betreibungsrechtlichen Existenzminimums errechneten finanziellen Mitteln
auszukommen. Solche Personen sind nicht bedirftig im Sinne des
Sozialhilfegesetzes.

Sollte eine verfligte Lohnpfandung jedoch nachweislich die Existenz einer
Person und ihrer Familie gefdhrden, dann gilt die Regel, dass die
wirtschaftliche Sozialhilfe nicht hoher sein darf, als das
betreibungsrechtliche Existenzminimum, weil die



existenzbedarfsberechtigten Verpflichtungen im betreibungsrechtlichen
Existenzminimum in der Regel berticksichtigt werden.

Sollte die Sozialbehorde aber zur Erkenntnis gelangen, dass dies nicht der
Fall ist, muss ein Antrag um Revision der Lohnpfandung gestellt werden,
damit das betreibungsrechtliche Existenzminimum evtl. voriibergehend
angepasst und die Lohnpfandung reduziert oder aufgehoben wird. In
solchen Fallen ist unbedingt das Betreibungsamt zu kontaktieren und darauf
hinzuwirken, dass das Betreibungsamt bei der Lohnpfandung seinen
Ermessensspielraum voll ausschopft.

Reduzierter Grundbedarf gemdss § 9 SHV [SRL 892a]
Vorgehen bei der Bemessung des GBL nach § 9 SHV [SRL 892a]:

1. Schritt:

Bemessung des GBL nach SKOS-RL fir die Unterstitzungseinheit unter
Berticksichtigung allfilliger Besonderheiten / Ausnahmen gemaéss SKOS.

2. Schritt:

Uberpriifung fiir jede (erwachsene) Person einzeln, ob gestiitzt auf § 9 SHV
[SRL 892a] der in Schritt 1 festgestellte GBL zusatzlich reduziert wird.

Vgl. [Entscheidungsbaum |file=C31c - Entscheidungsbaum.pdf]

Grundsatzlich wird der GBL nach SKOS ausgerichtet. In jedem Fall von WSH
ist aber eine Reduktion gemass § 9 SHV [SRL 892a] zu prifen. Fir jede
sozialhilfebeziehende (erwachsene) Person sind die Kriterien in § 9 SHV [SRL
892a] einzeln zu prifen. Der GBL fur Minderjdhrige in einer
Unterstiitzungseinheit ist nicht zu reduzieren/kurzen.

Sofern eine der folgenden Bedingungen erfillt ist, wird dauerhaft der volle
GBL nach SKOS ausgerichtet:

Personen, die in der Schweiz bereits eineinhalb Jahre gearbeitet haben.

e Als Arbeit im Sinne von § 9 SHV [SRL 892a] gilt jede bezahlte Tatigkeit, die
einen Anspruch auf Sozialversicherungsleistung ableitet, nicht aber die
Teilnahme an Integrations- und Beschaftigungsprogrammen.

Personen nach sieben Jahren seit dem ersten Kontakt mit der Sozialhilfe

e Die,7-Jahres-Frist” beginnt mit erstmaligem Sozialhilfebezug in der
Schweiz. Unterbriiche im Bezug flihren nicht zu einem Stillstand und
Neubeginn des Fristenlaufs. Falls bereits ein anderes Gemeinwesen in



der Schweiz WSH ausgerichtet hat, liegt es bei den WSH-Beziehenden,
dies nachzuweisen.
Sofern eine der folgenden Bedingungen erfiillt ist, wird temporar der volle
GBL nach SKOS ausgerichtet:

¢ hilfebedirftige junge Erwachsene mit eigenem Haushalt, wenn
zwingende Griinde fiir die Fihrung eines eigenen Haushaltes gegeben
sind und der Grundbedarf fiir den Lebensunterhalt bereits aufgrund der
SKOS-Richtlinien um 20 Prozent zu kiirzen ist

e Alleinerziehende mit Kindern unter 3 Jahren

e Alleinerziehende mit Kindern unter 14 Jahren und einem Arbeitspensum
von mehr als 50 %

e Ehe- und Konkubinatspaare im gleichen Haushalt mit Kindern unter 3
Jahren und einem Arbeitspensum von insgesamt mindestens 100 %

¢ Ehe- und Konkubinatspaare im gleichen Haushalt mit Kindern bis 14
Jahren und einem Arbeitspensum von insgesamt mindestens 150 %

Nach Ablauf der Bedingung ist die Anwendung von § 9 SHV [SRL 892a]

erneut zu prifen.

In allen anderen Fallen wird der Grundbedarf wie folgt reduziert

e bei einem 1-Personen-Haushalt auf 85 % des Grundbedarfs nach den
SKOS-Richtlinien

e bei einem Mehrpersonenhaushalt auf 90 % des Grundbedarfs nach den
SKOS-Richtlinien

Fir die Zuordnung zu den 1- oder Mehrpersonenhaushalten ist nicht die

Grosse der Unterstlitzungseinheit ausschlaggebend. Es ist vom Grundbedarf

auszugehen, welcher ohne Anwendung von § 9 SHV [SRL 892a] im konkreten

Fall ausgerichtet wiirde. In jenen Fallen, in denen der Grundbedarf fiir den

1-Personen-Haushalt (CHF 1'061.00) angerechnet wiirde, wird dieser auf 85

Prozent reduziert (CHF 902.00); in allen Gbrigen Fallen auf 90 Prozent.

Spezialregelungen
Junge Erwachsene

e Beijungen Erwachsenen, in denen der Grundbedarf bereits gestiitzt auf
die SKOS-RL [C.3.2] (Junge Erwachsene in Zweck-Wohngemeinschaft)
reduziert wurde und

o welche sich um ihre berufliche Integration bemihen, oder
o eine angemessene Erwerbstatigkeit austiben oder
o eigene Kinder betreuen,

kommt § 9 Abs. 1 Bst. b SHV [SRL 892a] nicht zur Anwendung.



d)

e Fir junge Erwachsene mit eigenem Haushalt siehe obige Ausfiihrungen.

Personen in stationaren Einrichtungen

¢ Sie erhalten an Stelle des Grundbedarfs fiir den Lebensunterhalt eine
Pauschale zur Deckung der nicht im Pensionsarrangement enthaltenen
Ausgabepositionen. Da es sich bei dieser Pauschale nicht um den
Grundbedarf im Sinne von § 9 SHV [SRL 892a] handelt, ist dieser
Paragraph nicht anwendbar.

Laufende Fille

o Wahrend dem laufenden Sozialhilfebezug kann eine Reduktion des GBL
nach § 9 SHV [SRL 892a] neu hinzutreten oder wegfallen. Die Anwendung
von § 9 SHV [SRL 892a] (Bemessung des GBL) ist deshalb nicht nur beim
Eintritt in die Sozialhilfe, sondern regelmassig zu priifen.

Unterstiitzung fiir Personen in familiendhnlichen Wohn- und

Lebensgemeinschaften
Siehe SKOS-RL [C.3.1] Erlduterungen b.

Darunter fallen Paare oder Gruppen, welche die Haushaltfunktionen
(Wohnen, Essen, Waschen, Reinigen usw.) gemeinsam auslben und/oder
finanzieren, also zusammenleben, ohne eine Unterstitzungseinheit zu
bilden (z.B. Konkubinatspaare, Eltern mit volljahrigen Kindern).

Durch das gemeinsame Wohnen werden neben der Miete einzelne Kosten,
welche im GBL enthalten sind, geteilt und somit verringert (z.B.
Abfallentsorgung, Energieverbrauch, Festnetz, Internet, TV-Gebuhren,
Zeitungen, Reinigung).

Zum Thema Konkubinatsbeitrag und Entschadigung fiir Haushaltsfiihrung
wird verwiesen auf SKOS-RL [D.4.4] und [D.4.5]

Zum Thema Unterstiitzungseinheit wird verwiesen auf SKOS-RL [C.2],
Erlduterungen b.

Wohn- oder Lebensgemeinschaften



Als Wohn- oder Lebensgemeinschaften gelten Gemeinschaften von
unverheirateten Personen, welche die Haushaltfunktionen gemeinsam
ausiiben und/oder finanzieren (wohnen, kochen, essen, waschen, einkaufen
usw.) und Einrichtungen gemeinsam benutzen (Telefon, Fernseher,
Kichenapparate usw.), also zusammenleben, ohne eine
Unterstiitzungseinheit zu bilden (z.B. Konkubinatspaare, Eltern mit
volljahrigen Kindern). Weitere Indizien flr eine Wohn- oder
Lebensgemeinschaft sind ein Konkubinatsvertrag oder ein auf beide
Parteien lautender Mietvertrag.

Nicht registrierte Gleichgeschlechtliche Partnerschaften sollen in der
Sozialhilfe analog zu den Konkubinatspaaren behandelt werden. Registrierte
gleichgeschlechtliche Paare sind den Ehepaaren gleichgestellt (Bundesgesetz
Gber die eingetragene Partnerschaft gleichgeschlechtlicher Paare [SR
211.231]).

Personen, welche in Wohn- oder Lebensgemeinschaften leben, haben
gegenseitig grundsatzlich keine gesetzlichen Unterstitzungs- oder
Beistandspflichten. Sozialhilferechtlich betrachtet bilden sie auch keine
sogenannte Unterstltzungseinheit. Bestehen zwischen diesen Personen
jedoch Unterhaltspflichten, sei dies wegen elterlichem oder ehelichem
Unterhaltsrecht oder wegen dem Unterhaltsrecht bei eingetragenen
Partnerschaften, dann bilden sie in der Regel eine Unterstltzungseinheit.

Ob fir eine Wohngemeinschaft das fir die Berechnung der Héhe der
wirtschaftlichen Sozialhilfe relevante Kriterium des ,gemeinsamen
Haushaltens” zutrifft, bedarf im beidseitigen Interesse einer seriésen
Abkldrung, welche primar im Gesprach mit der gesuchstellenden Person
vorzunehmen ist. Mutmassungen der Sozialbehoérde reichen angesichts der
vielfaltigen Formen und Abstufungen des Zusammenlebens in
Wohngemeinschaften nicht aus fir einen sozialhilferechtlichen Entscheid.

Berechnung der wirtschaftlichen Sozialhilfe

Steht fest, dass eine gesuchstellende Person in einer Wohngemeinschaft mit
gemeinsamem Haushalt lebt und folglich von den Vorteilen eines
gemeinsamen Haushaltes profitieren kann, wird der Anspruch dieser Person
wie folgt errechnet:

Massgebend ist die tatsachliche Grosse des Haushaltes also die
Haushaltsgrosse, in welcher die gesuchstellende oder unterstiitzte Person
lebt. Der GBL wird nun geteilt durch die Anzahl der in der
Wohngemeinschaft tatsachlich lebenden Personen. Fir die, fir die
wirtschaftliche Sozialhilfe massgebende Budgetberechnung ist von der



gesamten Haushaltsgrdsse - d.h. auch nicht unterstiitzte Personen sind
mitzuzahlen - auszugehen. Alle budgetrelevanten gemeinsamen Kosten sind
pro Kopf aufzuteilen. Das ergibt beispielsweise fiir eine Person, welche in
einer aus vier Personen bestehenden Wohngemeinschaft lebt und vom
gemeinsamen Haushalt profitiert, folgenden Betrag:

Die Leistung des GBL belduft sich gesamthaft auf CHF 2'271.00. Dieser
Betrag wird nun durch 4 geteilt (Haushaltsgrosse = 4 Personen) und ergibt
die einer Person zustehende Monatspauschale von gerundet CHF 568.00.

Somit hat eine in einem 4-Personen-Haushalt lebende Person unter dem
Titel GBL Anspruch auf eine von der tatsachlichen Haushaltsgrosse
abhangige Monatspauschale von CHF 568.00.

Kosten, welche eindeutig einem Individuum/einer Einzelperson zugeordnet
werden kdnnen, werden im Zusammenhang mit der Festlegung der Héhe
der wirtschaftlichen Sozialhilfe dieser Person angerechnet.

Werden beide Konkubinatspartner unterstiitzt, so erfolgt die Berechnung
der fiir die wirtschaftliche Sozialhilfe massgebenden Betrdge analog zur
Berechnung des Bedarfs von Ehepaaren, d.h. Aufteilung je 1/2. In jedem Fall
ist zu beachten, dass Konkubinatspaare aufgrund der Héhe der
wirtschaftlichen Sozialhilfe nicht bessergestellt werden diirfen als
unterstitzte Ehepaare.

Mitglieder der Wohn- oder Lebensgemeinschaft, welche nicht unterstitzt
oder nicht auf wirtschaftliche Sozialhilfe angewiesen sind, tragen die von
ihnen verursachten Kosten.

Unbedingt auch nachstehende Kapitel C.3.2 a) Personen in Zweck-
Wohngemeinschaft Luzerner Handbuch Sozialhilfe beachten.



C.3.2. Grundbedarf im Besonderen

a)

b)

c)

Personen in Zweck-Wohngemeinschaften

Fiir Personen in Zweck-Wohngemeinschaften wird der Grundbedarf fiir den
Lebensunterhalt unabhangig von der gesamten Haushaltsgrosse festgelegt.
Er bemisst sich nach der Anzahl Personen in der Unterstitzungseinheit. In
Abweichung von den SKOS-Richtlinien wird der entsprechende Grundbedarf
bei einer Person in der Unterstiitzungseinheit um 20 % und bei mehreren
Personen in einer Unterstiitzungseinheit um 15 % reduziert.

Siehe SKOS-RL [C.3.2] und § 8 SHV [SRL 892a]:
§ 8 Personen in Zweck-Wohngemeinschaften

1 Fiur Personen in Zweck-Wohngemeinschaften wird der Grundbedarf fir
den Lebensunterhalt unabhangig von der gesamten Haushaltsgrosse
festgelegt. Er bemisst sich nach der Anzahl Personen in der
Unterstlitzungseinheit. In Abweichung von den Richtlinien fiir die
Ausgestaltung und Bemessung der Sozialhilfe der Schweizerischen
Konferenz fiir Sozialhilfe (SKOS-Richtlinien) wird der entsprechende
Grundbedarf bei einer Person in einer Unterstiitzungseinheit um 20 %t und
bei mehreren Personen in einer Unterstiitzungseinheit um 15 % reduziert.

Junge Erwachsene
Siehe SKOS-RL [C.3.2]

Personen in stationdren Einrichtungen

Der GBL fur Personen in stationdren Einrichtungen orientiert sich an den
kantonal anerkannten Beitragen fir personliche Auslagen im
Geltungsbereich des Bundesgesetzes Giber Erganzungsleistungen zur Alters-,
Hinterlassenen- und Invalidenversicherung (ELG [SR 831.30]). Gemass Art.
10 Abs. 2 Bst. b ELG [SR 831.30] i.V.m. § 2 Verordnung (iber die
Erganzungsleistungen zur AHV/IV [SRL 881a] betragen die Pauschalen fir
personliche Auslagen

o fir pflegebedirftige Personen, die dauernd oder ldngere Zeit in einem
Spital, in einem Pflegeheim oder in einer Pflegeabteilung leben, und fur
Personen in einer Einrichtung fiir Behinderte, die eine
Hilflosenentschadigung fir eine Hilflosigkeit mittleren oder schweren
Grades beziehen: CHF 362.00 pro Monat (21% von CHF 20'670.00) und

o fir nicht pflegebedirftige Personen, die dauernd oder langere Zeit in
einem Heim leben, und flr Personen in einer Einrichtung flr Behinderte,
die keine Hilflosenentschadigung oder eine solche fiir eine Hilflosigkeit
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leichten Grades beziehen: CHF 482.00 pro Monat (28% von CHF
20'670.00).

Bei einem Aufenthalt in einer stationaren Einrichtung von weniger als
15 Tagen ist auf eine Kiirzung des GBL zu verzichten.

Siehe Beilage [Spezielle Wohnformen und Pauschalen fuer Personen in
stationaeren Einrichtungen |file=Anhang 1 - Spezielle Wohnformen und
Pauschalen fuer Personen in stationaeren Einrichtungen.pdf] und Beilage
[Schema Personen in stationaeren Einrichtungen |file=C32c - Schema
Personen in stationaeren Einrichtungen.pdf]

Kostentragung fiir Insassen in Untersuchungshaft und im Straf- und

Massnahmenvollzug

Die Frage der Kosteniibernahme eines Taschengeldes wird vom Konkordat
der Kantone der Nordwest- und Innerschweiz tGber den Vollzug von Strafen
und Massnahmen vom 5. Mai 2006 [SRL 325] sowie der Kostgeldliste nicht
beantwortet.

Bei Personen im Straf- und Massnahmenvollzug wird davon ausgegangen,
dass diese die Pauschale bzw. das Taschengeld selber erwirtschaften
kénnen. Bei nachgewiesener Bedrftigkeit (keine Eigenbeteiligung aus
Arbeitsentgelt moglich) ist die Finanzierung von ungedeckten
Ausgabenpositionen Uiber die Sozialhilfe moglich.

Eine von der SKOS und der KKIPD eingesetzte Arbeitsgruppe hat einen
Bericht "Schnittstelle Justizvollzug - Sozialhilfe" erarbeitet (Link).

Siehe die Richtlinie betreffend das Arbeitsentgelt (SSED 17.0), die Richtlinie
betreffend Kostentrager fiir Vollzugskosten & personliche Auslagen (SSED
17.1) sowie die Erlduterungen hierzu (SSED 17.2), abrufbar unter
https://www.konkordate.ch/konkordatliche-erlasse-ssed

Personen mit ordentlichen Anspruch auf Sozialhilfe

Es wird zwischen Untersuchungshaft, Straf- und Massnahmenvollzug
unterschieden, wobei nachstehende Pauschalen gelten:

Massnahme ‘ Pauschale ‘

Untersuchungshaft 200 Fr.
Strafvollzug 255 Fr.
Massnahmenvollzug 390 Fr.



https://skos.ch/skos-richtlinien/praxishilfen/merkblaetter-und-empfehlungen/
https://www.konkordate.ch/konkordatliche-erlasse-ssed
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In dieser Pauschale sind die Ausgaben fiir Bekleidung und Schuhe, Koérper-
/Gesundheitspflege, Post und Telefon, o6ffentlicher Verkehr, Taschengeld
enthalten.

Personen mit Anspruch auf Nothilfe

Gemass besteht ein Recht auf Hilfe in Notlagen. Wer in
Not gerat und nicht in der Lage ist, fr sich zu sorgen, hat Anspruch auf Hilfe
und Betreuung und auf die Mittel, die flr ein menschenwiirdiges Dasein
unerlasslich sind. Dieses Grundrecht gilt auch fir ausléandische
Staatsangehorige, die sich illegal in der Schweiz aufhalten. Nothilfe
gewahrleistet Obdach, Nahrung, Kleidung und die medizinische
Notfallversorgung. Auf dariiberhinausgehende Hilfe besteht kein Anspruch.

Gemass umfasst die Nothilfe insbesondere die
notige medizinische Versorgung bis zur Wiederherstellung der
Transportfahigkeit und die notwendigen Mittel zur Heimreise.

Sie wird in der Regel in Form von Gutscheinen oder Sachhilfen geleistet. Sie
kann an dafir speziell bezeichneten Orten ausgerichtet werden

).

Das zustandige Sozialhilfeorgan entscheidet im Einzelfall (iber die Hohe der
absolut notwendigen Leistungen.

Die Unterstlitzung setzt sich wie folgt zusammen:

o Nothilfe-Tagesansatz flir Erndhrung, Hygiene, Bekleidung (Erndhrung und
Bekleidung bereits in den Vollzugskosten enthalten),

o effektive Unterbringungskosten (bereits in den Vollzugskosten
enthalten),

¢ Kostenbeteiligungen Grundversicherung KVG (sofern ein
Versicherungsschutz dringlich und notwendig ist),

e medizinische Notfallversorgung.

Integrationsmassnahmen und weitere situationsbedingte Leistungen

werden nicht finanziert.

Bei Personen, welche von der ordentlichen Sozialhilfe ausgeschlossen sind,
werden bei nachgewiesener Bediirftigkeit CHF 152.50 pro Monat
(Taschengeld, Hygieneartikel, Post/Telefon, OV) ilbernommen.

Die Nothilfe an Personen, die von der Sozialhilfe ausgeschlossen sind,
umfasst die fiir ein menschenwiirdiges Dasein unerldsslichen Mittel fur
Nahrung, Kleidung, Obdach und fiir die medizinische Notversorgung. Der
Grundbetrag fiir den Lebensunterhalt betragt CHF 10 pro Person und Tag. In


https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19995395/index.html#a12
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/892a
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/892a
https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/892a
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diesem Grundbetrag sind Nahrung, Kleidung, Hygieneartikel usw. enthalten
(siehe dazu §§ 24 ff. SHV [SRL 892a]). Erndhrung und Bekleidung sind bereits
in den Vollzugskosten enthalten, weshalb der Grundbetrag der Nothilfe fiir
Insassen im Straf- und Massnahmenvollzug auf CHF 5 pro Tag zu reduzieren
ist.

Weitere Kosten, wie die Kosten fiir die KVG-Pramie, werden von der
Sozialhilfe Gbernommen, sofern die Bedirftigkeit nachgewiesen ist und ein
Versicherungsschutz dringlich und notwendig ist.

Exkurs: Nothilfe

Folgende Personen, welche sich gestiitzt auf das AsylG [SR 142.31] in der
Schweiz aufhalten, haben allenfalls nur Anspruch auf Nothilfe (§§ 18 ff.
Kantonale Asylverordnung [SRL 892b]):

e Personen mit einem rechtskraftigen Wegweisungsentscheid, denen eine
Ausreisefrist angesetzt worden ist (Art. 82 Abs. 1 AsylG [SR 142.31]);

e Personen nach Art. 82 Abs. 1 AsylG [SR 142.31], die sich in einem
ausserordentlichen Rechtsmittelverfahren (Wiedererwagung oder
Revision) befinden (Art. 82 Abs. 2 AsylG [SR 142.31]);

e Asylsuchende, welche sich in einem Asylverfahren nach Art. 111c AsylG
[SR 142.31] (Mehrfachgesuch) befinden (Art. 82 Abs. 2 AsylG [SR
142.31]).

Fir die Prifung der Gesuche um Nothilfe ist in diesen Fallen das Amt fir
Migration zustandig. Wird das Gesuch gutgeheissen, richtet die Dienststelle
fr Asyl- und Fliichtlingswesen Nothilfe aus (siehe dazu auch Kapitel A.5.1 a)
Nothilfe).

Sozialtherapeutische stationdre Suchttherapie
Entzugseinrichtungen

Die Klinik St. Urban, Station Abhangigkeitserkrankungen (lups), bietet
Entzugsbehandlungen an.

Die Kostendeckung erfolgt durch die Krankenkasse. Der
Gemeindesozialdienst hat hierfiir keine Kostengutsprache zu leisten. Fiir
allfallige Nebenauslagen oder Spezialprobleme stellt jeweils die Klinik selbst
ein Gesuch an den Gemeindesozialdienst.

Sozialtherapeutische stationédre Suchttherapie



SEG-anerkannte Einrichtungen

Akzent Pravention und Suchttherapie (Therapiezentrum Lehn,
Therapiezentrum Ausserhofmatt, Aussenwohngruppe) und das Novizonte-
Sozialwerk sind seit dem 1. Januar 2008 gemass dem Gesetz Uber Soziale
Einrichtungen (SEG) [SRL 894] anerkannt. Die Kostenbeteiligung gemass

§ 31 SEG [SRL 894] ist bei Bediirftigkeit der betreuungsbediirftigen Person
vom unterstiitzungspflichtigen Gemeinwesen zu Gibernehmen.

Die fachliche Beurteilung liegt bei der Klinik St. Urban, Station
Abhéangigkeitserkrankungen oder den Ambulatorien A und B der Luzerner
Psychiatrie. Weiter wird fiir die SEG-Kostengutsprache vorausgesetzt, dass
ein erfolgreicher stationarer Entzug in einer Klinik (Klinik St. Urban, lups)
stattgefunden hat und eine hohe Veranderungsmotivation vorhanden ist.
Die Kostengutsprache nach SEG / IVSE wird erstmals begrenzt auf 12
Monate ausgestellt. Nach Erhalt des jahrlichen Berichts und des
entsprechenden Gutsprachegesuchs kann die Kostengutsprache jeweils um
ein weiteres Jahr verlangert werden.

Ausserkantonale Einrichtungen
Die Finanzierung von sozialtherapeutischen stationdren Suchttherapien in
ausserkantonalen Einrichtungen richtet sich nach der IVSE, sofern die
entsprechende Einrichtung der IVSE unterstellt ist (siehe

). Ansonsten sind die Kosten
bei Bedrftigkeit durch den Gemeindesozialdienst zu Lasten der
wirtschaftlichen Sozialhilfe zu Gibernehmen (siehe auch § 29 Abs. 2 SEG [SRL
894]). Es wird empfohlen, die fachliche Beurteilung durch die Klinik St.
Urban, Station Abhangigkeitserkrankungen oder durch die Ambulatorien A
und B der Luzerner Psychiatrie vorzunehmen. Der Entscheid tber die
Finanzierung liegt aber bei den Gemeinden, wobei diese eine Gesamtschau
der Situation des Klienten (z.B. erste Therapie oder mehrfache
Therapieabbriiche etc.) vorzunehmen haben. Es kann hierfiir auch eine
fachliche Zweitmeinung eingeholt werden.

Krankenkassenanerkannte Einrichtungen

Die Finanzierung von sozialtherapeutischen stationaren Suchttherapien im
Therapiezentrum Meggen (Fachklinik fir Suchtkrankheiten) erfolgt liber die
Krankenkasse. Fir allfdllige Nebenauslagen oder weitere Leistungen stellt
jeweils die Klinik selbst ein Gesuch an den Gemeindesozialdienst.

Abbruch/Abwesenheit bei nicht SEG/IVSE anerkannten Therapieleistungen


https://www.sodk.ch/de/ivse/ivse-datenbank
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Ist eine sozialtherapeutische stationare Suchttherapie nicht SEG/IVSE
anerkannt und wird sie vollstandig zulasten der wirtschaftlichen Sozialhilfe
finanziert, gilt bei Abbruch bzw. Abwesenheit folgendes:

Bei Abbruch einer Therapie ist der therapeutischen Institution, unabhangig
von den Hintergriinden des Therapieabbruchs, fiir weitere 14 Tage der volle
Tagesansatz zu bezahlen.

Bei einer Abwesenheit von der Therapie kann wahrend der Dauer eines
Monats der therapeutischen Institution 30% des ordentlichen Tagesansatzes
bezahlt werden. Auf begriindetes Gesuch hin kann diese Frist verlangert
werden.

Nachbetreuung

Die Kosten fir die Nachbetreuung kdnnen fir maximal ein Jahr, in
besonderen Fallen auch langer, zu Lasten der wirtschaftlichen Sozialhilfe
Ubernommen werden, sofern keine Kostengutsprache nach SEG fiir die
ambulante sozialtherapeutische Begleitung von Personen im Anschluss an
eine sozialtherapeutische stationdre Suchttherapie vorliegt (§ 8 Verordnung
zum Gesetz Uber soziale Einrichtungen (SEV [SRL 894b]).

Fremdplatzierte Kinder / Pflegekosten im Heim

Bei der Unterstitzung von fremdplatzierten Kindern ist grundsatzlich nach
Art der Platzierung zu unterscheiden zwischen bei Pflegeeltern lebenden
Kindern und solchen, die in einer sozialen Einrichtung untergebracht sind. In
beiden Situationen gilt jedoch, dass:

Unterhaltsbeitrdge sowie Ausbildungs- und Kinderzulagen (der Eltern) bei
der Budgetberechnung in Abzug zu bringen sind. Kénnen die Eltern keine
Kinderzulagen geltend machen, haben die Pflegeeltern die Moglichkeit
Kinderzulagen zu beantragen;

Bei der IV-Stelle Luzern die Ubernahme von Kosten fiir Hilfsmittel sowie bei
Bedarf die Hilflosen Entschadigung beantragt werden muss, wenn das
fremdplatzierte Kind eine Behinderung hat. Die Kosten fiir die
Sonderschulung sowie die Aufenthaltskosten werden vom Kanton
(Dienststelle Volksschulbildung, Dienststelle Soziales und Gesellschaft)
Ubernommen.

o die Berechnung des Beitrages der Eltern an die Finanzierung der
Fremdplatzierungskosten nach der SKOS-RL [D.4.2] Erlauterungen d
elterliche Unterhaltspflicht erfolgt (siehe Beilage [Merkblatt Berechnung
Elternbeitraege bei einer dauerhaften Fremdplatzierung|file=Anhang 17 -
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Merkblatt Berechnung Elternbeitraege bei einer dauerhaften
Fremdplatzierung.pdf]);

o weitere, nachfolgend nicht explizit erwdahnte Ausgaben nur auf Gesuch
hin gemass den fir situationsbedingte Leistungen geltenden Regeln
Ubernommen werden kénnen.

Pflegekosten bei Privaten

Siehe Beilage [Bemessung der wirtschaftlichen Sozialhilfe bei
Pflegeeltern|file=C32h - Bemessung der wirtschaftlichen Sozialhilfe fuer
Kinder und Pflegeeltern.pdf]

Unterhaltskosten

In der Pauschale fiir Unterhaltskosten sind die Auslagen fiir Erndahrung und
Unterkunft (inkl. Energie), Wasch- und Putzmittel, Kleider- und Schuhpflege,
kleine Haushaltsanschaffungen (bspw. Bettwasche) sowie Auslagen fir die
Korperpflege enthalten.

Erziehungs- und Pflegeentschadigung

In der Erziehungs- und Pflegeentschadigung ist auch der Aufwand fir
Besprechungen mit den Schulen und allenfalls auch mit anderen
Institutionen enthalten.

In besonderen Fallen kann die Entschadigung hoher oder tiefer angesetzt
werden, z.B.:

e Bis zu maximal 20% hohere Entschadigung bei ausgewiesenem
erheblichem Mehraufwand auf Grund spezieller Bediirfnisse des Kindes
(bspw. korperliche oder geistige Behinderung, erhebliche
Verhaltensauffalligkeit).

e Hohere Entschadigung bei besonderer Qualifikation der Pflegeeltern
(bspw. dank einschlagiger Fortbildung).

o Keine oder tiefere Entschadigung bei Pflege durch nahe Verwandte
(bspw. Pflege bei Grosseltern, Geschwistern, Onkel/Tante, aber auch bei
Paten).

Abweichungen bei Pflege durch nahe Verwandte

Bei Pflege durch nahe Verwandte wird gemdss Art. 294 Abs. 2 ZGB [SR 210]
Unentgeltlichkeit vermutet. Von diesem Grundsatz kann in begriindeten
Fallen abgewichen werden:

¢ Eine Erziehungs- und Pflegeentschadigung wird ausgerichtet, wenn die
Pflegeeltern ihre Lebensumstande nachweislich zu Gunsten des



Pflegekindes mit finanziellen Folgen (bspw. Reduktion der Arbeitszeit,
Verzicht auf Erwerbsarbeit) angepasst haben.

e Fir Unterkunft wird eine Entschadigung entrichtet, wenn wegen der
Aufnahme des Kindes eine grossere und dadurch teurere Wohnung
gemietet werden musste.

¢ Leben die pflegenden Verwandten in bescheidenen finanziellen
Verhaltnissen, dann sind auch die Erndhrungskosten abzugelten. Hierzu
kommen maximal die Anséatze der ,, Kostgeldvorschlage fiir Jugendliche,
Wohnpartner und Pensionare, Berechnung ohne Arbeitsentschadigung”
der Budgetberatung Schweiz ( ) zur Anwendung.

Nebenkosten, Taschengeld sowie Kosten fiir die medizinische

Grundversorgung sind aber in jedem Fall abzugelten, sofern die pflegenden,

nahen Verwandten nicht ausdricklich darauf verzichten.

Pauschale fiir Nebenkosten

Diese Pauschale beinhaltet grundsatzlich alle zusatzlichen Ausgaben, welche
in den Unterhaltskosten nicht inbegriffen sind wie: Windeln, Kleider und
Schuhe, Freizeit / Hobbies (inkl. Anschaffungen), Ferienlager, kleine
Schulauslagen, Schulreisen, Verkehrsauslagen (inkl. allfalliges Halbtax-Abo)
und sonstige Nebenkosten.

e CHF 800.00 pro Jahr fur Bekleidung und Schuhe (inkl. Sport- und
Freizeitbekleidung)

e CHF 800.00 pro Jahr fir Freizeitgestaltung (inkl. Anschaffungen)

e CHF 800.00 pro Jahr fir Schulauslagen, Ausfllige (inkl. Halbtax-Abo) u.
Nebenkosten

e CHF 2'400.00 pro Jahr => CHF 200.00 pro Monat

Pflegekosten bei Unterbringung in sozialen Einrichtungen

Sind die Eltern finanziell nicht in der Lage, den Elternbeitrag zu Gbernehmen,
haben die Eltern an die einweisende Behérde ein Gesuch um Ubernahme
dieser Kosten zu stellen.

Siehe Beilage [Pflegekosten bei Unterbringung in sozialen
Einrichtungen|file=C32i - Pflegekosten bei Unterbringung in sozialen
Einrichtungen.pdf]

Kostenbeteiligung

Bei der Kostenbeteiligung handelt es sich um den Elternbeitrag gemass § 31
SEG [SRL 894] in Verbindung mit §§ f. 32 Verordnung zum Gesetz liber
soziale Einrichtungen [SRL 894b]. Aktuelle Tarife sind zu finden in SEG [SRL
894].


http://www.budgetberatung.ch/
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Fir die Sonderschulung richtet sich der Kostgeld- und Betreuungsbeitrag
nach der Schulgeldverordnung vom 3. Marz 2015 (Schulgeldverordnung;
[SRL 544]). Aktuelle Tarife sind zu finden in Schulgeldverordnung [SRL 544].

Pauschale fiir Nebenkosten

Weitere Kosten, sog. individuelle Nebenkosten gemass IVSE-Richtlinien zur
Leistungsabgeltung und zur Kostenrechnung, die durch einen
Heimaufenthalt entstehen kénnen, werden zu Lasten der wirtschaftlichen
Sozialhilfe Gbernommen. Zum Inhalt siehe die Ausfiihrungen im Kapitel C.3.2
h) Pflegekosten bei Privaten Luzerner Handbuch Sozialhilfe.

Ferien- und Wochenendentschadigung bei fremdplatzierten Kindern

Fiir fremdplatzierte Kinder und Jugendliche, die das Wochenende oder die
Ferien bei einem Elternteil verbringen und der Elternteil ebenfalls
unterstltzt werden muss, kann pro Aufenthaltstag bei den Eltern und pro
Kind eine Entschadigung von CHF 20.00 (bei einer Aufenthaltsdauer bis

5 Tagen) ausbezahlt werden. Fiir diese Entschadigung ist die Gemeinde am
Wohnsitz des Elternteils zustdandig, bei welchem sich das Kind oder der
Jugendliche aufhdlt. Fir eine Aufenthaltsdauer ab sechs Tagen siehe
nachfolgend Kapitel C.3.2 |) Eltern mit Besuchsrechten Luzerner Handbuch
Sozialhilfe.

Personen in besonderen Wohnformen oder Kost und Logis (Eltern,

Pensionen)

Siehe Beilage [Spezielle Wohnformen und Pauschalen fuer Personen in
stationaeren Einrichtungen|file=Anhang 1 - Spezielle Wohnformen und
Pauschalen fuer Personen in stationaeren Einrichtungen.pdf] und [C.3.2]

Eltern mit Besuchsrechten

Sowohl der nicht sorgeberechtigte Elternteil als auch die Kinder haben
Anspruch auf persdnlichen Kontakt. Die Sozialhilfe ist in solchen Fallen so
auszugestalten, dass die Ausiibung des Besuchsrechts aufgrund der
finanziellen Mittel nicht eingeschrankt oder gar verunmoglicht wird. Der
Grundbedarf von Eltern mit Besuchsrechten wird um die Auslagen erweitert,
die durch den Besuch ihrer Kinder entstehen. Es wird pro Tag und Kind ein
Tagessatz von CHF 20.00 (bei einer Aufenthaltsdauer bis zu fiinf Tagen)
Ubernommen. Bei untertagigen Besuchsrechten (z.B. nur zwei Stunden)
kann der Betrag reduziert werden. Bei einem Aufenthalt ab sechs Tagen
(Ferienbesuche, alternierende Obhut) werden die Kosten fiir den
Lebensunterhalt, die fiir den Besuch der Kinder entstehen, anteilsmassig auf
der Basis des Grundbedarfs berechnet.



Siehe SKOS-RL [C.3.2] Erlduterung f.
Beispiel fiir Berechnung:

Ein Kind verbringt im Juni (30 Tage) an 8 Tagen Ferien beim Vater. Die
Berechnung des Grundbedarfes basiert wahrend 8 Tagen auf einem 2-
Personen Haushalt, wahrend dem Rest des Monates auf einem 1-
Personenhaushalt. Es erfolgt keine Bertlicksichtigung des Tagesansatzes von
20 Franken fiir die ersten fiinf Besuchstage. Beispiel anhand:

a) einer Person mit Ausiibung Besuchsrecht an 8 Tagen im Monat Juni (30
Tage): (CHF 1'061.00/30*22) + (CHF 1‘624.00/30*8) = CHF 1°211.15

b) einer VA mit Ausibung Besuchsrecht an 8 Tagen im Monat Juni (30 Tage)
(Kind hat nicht Status VA): (CHF 703.05/30*22) + (CHF 573.40/30*8) + (CHF
812.00/30*8) = CHF 885.00

c) einer VA mit Auslibung Besuchsrecht an 8 Tagen im Monat Juni (30 Tage)
(Kind auch Status VA): (703.05/30*22) + (Fr. 1146.80/30*8) = Fr. 821.40



C.4. Wohnen
C.4.1. Wohn- und Nebenkosten im Allgemeinen

a) Mietzinsrichtlinien
Um eine rechtsgleiche Behandlung von sozialhilfebeziehenden Personen
sicherzustellen, soll der Gemeindesozialdienst veranlassen, dass die
Sozialbehorde Richtlinien erlasst, aus welchen hervorgeht, bis zu welcher
Hoéhe die Mietzinse zu Lasten der wirtschaftlichen Sozialhilfe Gbernommen
werden (zu den Anforderungen an die Mietzinsrichtlinien siehe SKOS-RL
[C.4]). Es wird weiter empfohlen, solche Richtlinien auf regionaler Ebene
aufeinander abzustimmen.

Auch wenn es selbstverstandlich ist, dass die Sozialbehorden erlassene
Richtlinien fiir die Anrechnung von Mietzinsen bei der Festlegung der
wirtschaftlichen Sozialhilfe anwenden, so muss die Anwendung solcher
Richtlinien trotzdem differenziert erfolgen und Riicksicht genommen
werden (siehe § 5 SHG [SRL 892]):

e Z.B. auf ausserordentliche Familien- oder Haushaltsstrukturen (zu denken
ist hier an das Alter der Kinder, Moglichkeit und Notwendigkeit der
getrennten Unterbringung von Knaben und Madchen, Mannern und
Frauen, Alleinerziehende, Zusammenwohnen von Angehorigen
verschiedener Familien usw.);

e im Weiteren muss berticksichtigt werden, dass glinstige
Altbauwohnungen meist nur iiber Holz-, Elektro- oder Olheizungen
verfugen und zusatzliche Heizkosten ergeben. Hier ist auf ein
verninftiges Verhaltnis von Miete und Nebenkosten zu achten. Es ist
unbedingt zu vermeiden, dass ein Klient zwar aufgrund von
Mietzinsrichtlinien Anspruch auf eine bestimmte Wohnung hat, wegen
der hohen Heiz- und Nebenkosten jedoch der Rahmen der Richtlinien
unverhaltnismassig strapaziert wird.

b) Uberhohte Wohnkosten
Vorgehen bei Neuaufnahmen von wirtschaftlicher Sozialhilfe

Bei Neuaufnahmen resp. erstmaliger Beanspruchung von wirtschaftlicher
Sozialhilfe werden Mieten, welche die Mietzinsrichtlinien Uberschreiten,
vorerst vollstandig in der Bedarfsberechnung berticksichtigt und zu Lasten
der wirtschaftlichen Sozialhilfe ibernommen (bei Neuzuziigern aus anderen
Gemeinden, siehe nachfolgend). Anschliessend wird folgendes Vorgehen
empfohlen:



Mogliches Vorgehen der Sozialbeh6rden oder des Sozialdienstes

Je nach Situation kann die Ubernahme der iiberhéhten Mietkosten
ausnahmsweise angezeigt sein. Der Wohnungswechsel muss
verhaltnismassig und zumutbar sein. Bevor ein Umzug verlangt wird, ist
deshalb die Situation im Einzelfall zu prifen (§ 5 SHG [SRL 892]). Dabei ist
insbesondere zu bertlicksichtigen: Die Grésse und Zusammensetzung der
Familie, allfallige Verwurzelung an einem bestimmten Ort, Alter und
Gesundheit der betroffenen Personen sowie der Grad ihrer sozialen
Integration.

¢ Ist ein Wohnungswechsel nicht zumutbar und unverhaltnismassig, sind
die iberhohten Mietkosten trotz Abweichung von den Richtlinien
wahrend der Dauer der Unzumutbarkeit ungekiirzt zu Gbernehmen.

e Ist ein Wohnungswechsel zumutbar und verhaltnismassig, ist der
gesuchstellenden Person beim Aufnahmegesprach miindlich zu eréffnen,
dass der Mietzins nicht den Richtlinien entspricht und dass der Mietzins
in der vorliegenden Hohe nur bis zu einem bestimmten Datum zu Lasten
der wirtschaftlichen Sozialhilfe ibernommen werden kann.

o Der gesuchstellenden Person wird anschliessend schriftlich eine Auflage
gemass § 29 Abs. 1 SHG [SRL 892] mit Rechtsmittelbelehrung erteilt
(siehe Kapitel F.1 a) Allgemeines Luzerner Handbuch Sozialhilfe).
Moglicher Inhalt einer solchen Weisung:

a. Information, dass die Mietkosten Gber der Mietzinsrichtlinie liegen und
deshalb zu hoch sind;

b. Aufforderung, bis zu einem bestimmten Datum eine glinstigere Wohnung
innerhalb der Mietzinsrichtlinien zu suchen;

c. Konkretisierung, in welchem Mass und in welchem geografischen Umfeld
Suchbemiihungen erwartet werden (inkl. Angabe, wie der Nachweis der
Wohnungssuchbemiihungen zu dokumentieren ist);

d. Mitteilung, bis wann die aktuellen Wohnkosten (ibernommen werden
und ab wann die Wohnkosten allenfalls gekiirzt werden.

Fiir ein Beispiel einer solchen Auflage, siehe Beilage [Beispiel einer Auflage

bei ueberhoehten Wohnkosten |file=Anhang 2a - Beispiel einer Auflage bei

ueberhoehten Wohnkosten.pdf]

Die Anzahl von der Klientin/dem Klienten erwarteten Suchbemiihungen
muss verhaltnismassig und dem tatsachlich vorhandenen Mietangebot der
entsprechenden Region angepasst sein.



Wahrend der Frist zur Suche einer gilinstigeren Wohnung sind die
Wohnkosten ungekirzt zu Gbernehmen.

Bei der Festsetzung der Frist, innert welcher eine neue Wohnung
gefunden und die bisherige gekiindigt werden muss, ist auf die
Besonderheiten des Einzelfalls zu achten. Eine langere Frist kann
beispielsweise fiir Familien mit Kindern und auslandische Familien,
welche auf dem Wohnungsmarkt schlechte Chancen haben, angezeigt
sein. Weiter sollen bei der Festlegung dieser Frist tbliche bzw.
vertragliche Kiindigungsfristen soweit moglich mitberiicksichtigt werden.
Der Sozialdienst hat die hilfebediirftige Person bei der Wohnungssuche
zu unterstitzen (siehe §§ 24 ff. SHG [SRL 892]).

Hat der Klient/die Klientin innert der gesetzten Frist keine glinstigere
Wohnung gefunden und kann keine entsprechenden Suchbemiihungen
nachweisen, weigert er sich, eine glinstigere Wohnung zu suchen oder
eine verflgbare glinstigere Wohnung zu beziehen, so kénnen die
Wohnkosten nach Ablauf der Frist auf den Betrag reduziert werden, der
durch den Bezug einer giinstigeren Wohnung entstanden wére. Die
Kirzung ist der Klientin oder dem Klienten mit einer einsprachefahigen
Verfligung mit Rechtsmittelbelehrung zu er6ffnen. Die Klirzung kann
nicht direkt zusammen mit der Auflage, eine glinstigere Wohnung zu
suchen, verbunden werden. Die Verfligung muss rechtzeitig zugestellt
werden, damit die Sozialbehorde/der Sozialdienst eine Kiirzung der
Auszahlung zum nachstmoglichen Termin vornehmen kann. Die
aufschiebende Wirkung ist zu beachten, welche im Einspracheverfahren
nicht entzogen werden kann (§§ 119 Abs. 2 und 131 VRG [SRL 40]). Bevor
eine Klrzung vorgenommen wird, ist zu priifen, ob die Auflage zur Suche
einer glinstigeren Wohnung sowie die verlangten Suchbemiihungen nach
wie vor verhaltnismassig sind und ob entschuldbare Griinde fiir das
Nichterflllen der Auflage vorliegen. Dem Klienten/der Klientin ist das
rechtliche Gehor zu gewédhren.

Kommt die unterstiitzende Person der Auflage zur Wohnungssuche nach
und kann dies mit entsprechenden Belegen nachweisen, kann aber
wahrend der gesetzten Frist keine giinstigere Wohngelegenheit finden,
darf der angerechnete Mietzins nicht gekiirzt werden. In diesem Fall ist
eine neue Frist zur Wohnungssuche anzusetzen und die hilfebedirftige
Person ist bei der Wohnungssuche zu unterstitzen.

Besonderes: Selbst bei abschatzbar kurzfristigen Unterstitzungen
(Uberbriickungshilfen) soll eine Weisung erlassen werden, wenn die Miete
Gber den Mietzinsrichtlinien liegt. Die Frist fur die Kiindigung der bisherigen
Wohnung kann jedoch verlangert werden.

Vorgehen bei Wiederaufnahme von wirtschaftlicher Sozialhilfe



c)

Wird eine Person von der WSH abgeldst, befindet sie sich nicht mehr in
einem sozialhilferechtlichen Verhaltnis zur Gemeinde. Das bedeutet, dass
ein Klient/eine Klientin nach der Ablésung keine Pflicht mehr hat, eine
glinstigere Wohnung zu suchen und zu beziehen, selbst wenn er/sie wusste,
dass er/sie in ein paar Monaten wieder auf Unterstltzung durch die
Gemeinde angewiesen sein wird. Kommt es zur Wiederaufnahme, ist dem
entsprechenden Klient/Klientin erneut eine Frist zur Suche einer ginstigeren
Wohnung zu gewahren, bevor eine Kiirzung ausgesprochen werden kann.
Vorbehalten bleibt treuwidriges bzw. rechtsmissbrauchliches Verhaltes des
Klienten/der Klientin (vgl. Art. 5 Abs. 3 BV [SR 101]).

Gemass Rechtsprechung handelt aber z.B. jemand gegen Treu und Glauben,
wer in eine zu teure Wohnung zieht, obwohl er aus friiherer Erfahrung
weiss, dass es in der Gemeinde sozialhilferechtliche Beschrankungen in der
Hohe der Mietkosten gibt und davon ausgehen muss, bald wieder Hilfe zu
bendtigen. Ein solches Verhalten verdient keinen Schutz (Urteil
Verwaltungsgericht Luzern vom 18. Marz 2013, , E. 3a; siehe
auch Urteil Bundesgericht vom 3. Oktober 2018, BGer , E.3.1).

Bei der Festsetzung der Frist zur Suche einer ginstigeren Wohnung kommt
der Gemeinde ein Ermessen zu, wobei sie die Besonderheiten des Einzelfalls
zu beachten hat (siehe § 5 SHG [SRL 892]). Der unterstitzten Person muss
eine angemessene Frist gewahrt werden. Dabei sollen bei der Festlegung
dieser Frist Gibliche bzw. vertragliche Kiindigungsfristen soweit moglich
mitberlcksichtigt werden.

Vorgehen bei laufenden Unterstiitzungsfallen

Ein Wechsel in eine Wohnung, welche die Mietzinsrichtlinien Gberschreitet,
ist (in der Regel) durch die Sozialbehdrde/den Sozialdienst nicht zu
akzeptieren. Zligelkosten und ein neues Mietzinsdepot werden in solchen
Fallen nicht ibernommen.

o Der Klientin oder dem Klienten ist miindlich mitzuteilen, dass der neue
Mietzins nicht den Richtlinien entspricht und dass darum nur der fiir eine
bestimmte Wohnungsgrdsse geltende Maximalbetrag gemass Richtlinien
zu Lasten der wirtschaftlichen Sozialhilfe Gbernommen wird.

¢ Anschliessend ist dies der betroffenen Person mit einer
einsprachefahigen Verfligung mit Rechtsmittelbelehrung
bekanntzugeben.


https://gerichte.lu.ch/recht_sprechung/lgve/Ajax?EnId=10136
https://search.bger.ch/ext/eurospider/live/fr/php/aza/http/index.php?lang=fr&type=show_document&highlight_docid=aza://03-10-2018-8C_216-2018

d)

e)

f)

Gleiches Vorgehen findet auch bei einem Umzug einer
sozialhilfebeziehenden Person in eine Gberteuerte Wohnung einer anderen
Gemeinde Anwendung, wenn die unterstiitzte Person wissen musste, dass
der neue Mietzins die Mietzinsrichtlinien der neuen Gemeinde lbersteigt
und dass sie weiterhin auf wirtschaftliche Sozialhilfe angewiesen sein wird.

Von diesem Grundsatz ist abzuweichen, wenn der Umzug unfreiwillig erfolgt
und der unterstltzten Person kein treuwidriges Verhalten vorzuwerfen ist.

Uberschneidung von Mietzinszahlungen bei Wohnungswechsel

Zieht eine gesuchstellende oder unterstitzte Person/Familie in eine gleich
teure oder in eine billigere Wohnung und muss sie gleichzeitig fiir den
Mietzins der bisherigen und der neuen Wohnung aufkommen, dann werden
diese (doppelten) Mietkosten in der Regel nur fiir die Dauer eines Monats zu
Lasten der wirtschaftlichen Sozialhilfe ibernommen

Mietzinsausstidnde bei neuen Fillen

Hat eine Person, welche neu wirtschaftliche Sozialhilfe beantragt,
Mietzinsausstande, so konnen zwecks Wohnraumerhaltung maximal drei
ausstehende Monatsmieten zu Lasten der wirtschaftlichen Sozialhilfe
Ubernommen werden, sofern der Mietzins den Mietzinsrichtlinien entspricht
und das Mietverhiltnis gesichert werden muss. Eventuell kann auf dem
Verhandlungsweg mit der Vermieterin oder dem Vermieter eine
kostenglinstigere Variante erreicht werden.

Mietzinsausstdnde bei laufenden Unterstiitzungsfillen

Wurden fir die Bezahlung der Miete bestimmte Betrdge der Sozialhilfe
missbrauchlich verwendet, so kénnen erneut maximal drei Monatsmieten
nachtraglich zu Lasten der wirtschaftlichen Sozialhilfe ibernommen werden,
sofern der Mietzins den Mietzins-Richtlinien entspricht und das
Mietverhaltnis gesichert werden muss. Der Sozialdienst soll eventuell auf
dem Verhandlungsweg versuchen, mit der Vermieterin oder dem Vermieter
eine kostengiinstigere Variante zu erreichen.

Werden die ausstehenden Mieten nochmals von der wirtschaftlichen
Sozialhilfe ibernommen, besteht eine Riickerstattungspflicht des Klienten (§
39 Abs. 1 SHG [SRL 892]). Der zuriickzuerstattende Betrag kann mit falligen
Leistungen der wirtschaftlichen Sozialhilfe verrechnet werden (§ 39 Abs. 3
SHG [SRL 892]). Bei der Festlegung der Hohe der Verrechnung der
Rickerstattung mit dem GBL—ist das Verhaltnismassigkeitsprinzip zu
beachten (Kiirzung bis 35 % moglich; siehe Kapitel F.2 c) Kiirzungsumfang
Luzerner Handbuch Sozialhilfe und § 14 Abs. 1 SHV [SRL 892a]). Die



g)

h)

i)

Rickerstattung sowie die Verrechnung mit der laufenden wirtschaftlichen
Sozialhilfe sind der betroffenen Person in Form einer Verfligung mit
Rechtsmittelbelehrung bekanntzugeben.

Schaden aus Mietverhaltnissen
Schaden aus Mietverhaltnissen von Klientinnen oder den Klienten werden in
der Regel nicht finanziert.

Kleinreparaturen

Reparaturen, welche gemass Luzerner Mietvertrag der Mieterin oder dem
Mieter zur Last fallen, sind durch die Klientin oder den Klienten mit dem GBL
zu begleichen, weil im GBL Ausgaben fir die laufende Haushaltsfiihrung und
kleine Haushaltsgegenstdnde enthalten sind (siehe SKOS-RL [C.3]). Es ist
darauf hinzuweisen, dass Reparaturen ab CHF 150.00 grundsatzlich durch
die Vermieterin oder den Vermieter zu bezahlen sind.

Mietzinse ab Eintritt in stationare Einrichtungen und

Strafmassnahmenvollzug

Erfolgte der Eintritt kurzfristig und war er nicht planbar, werden zu Lasten
der wirtschaftlichen Sozialhilfe die Kosten flir maximal 3 Monatsmieten
GUbernommen. Tritt eine Person voraussichtlich auf unbestimmte Dauer in
eine stationdre Einrichtung ein, dann kdnnen zu Lasten der wirtschaftlichen
Sozialhilfe max. 3 Monatsmieten sowie die Kosten fir die Raumung der
bisherigen Wohnung tibernommen werden. Ebenso kénnen Lagerkosten in
begriindeten Fallen Glbernommen werden.

Besteht ein Interesse der Gemeinde, das Mietverhaltnis zu sichern (z. B.
wegen der billigen Miete, anderen Familienmitgliedern), kbnnen auch mehr
als drei Monatsmieten (ibernommen werden.

Mietzinse bei Einreichung eines Trennungs- oder Scheidungsbegehrens

oder Abschluss einer Scheidungskonvention

Benotigt eine Klientin oder ein Klient aufgrund von tatsachlicher oder
bevorstehender Trennung oder Scheidung oder im Anschluss an eine
Scheidungskonvention eine neue Wohnung, konnen diese Kosten zu Lasten
der wirtschaftlichen Sozialhilfe tbernommen werden. Dabei ist zu beachten,
dass eine Person nach Trennung oder Scheidung unter Umstdnden darauf
angewiesen ist, eine grossere und deswegen moglicherweise teurere
Wohnung zu nutzen, um das Besuchsrecht der Kinder austiben zu kénnen.
Denn ein Kind soll nicht im gleichen Zimmer mit Vater oder Mutter schlafen
mussen. Darum kann in diesem Fall bei einer mehrheitlich alleinlebenden



k)

Person der Mietzins fir eine Mehrpersonenwohnung gemass Richtlinien
(inkl. Nebenkosten) zu Lasten der wirtschaftlichen Sozialhilfe ibernommen
werden.

Nebenkosten (Heizung / Warmwasser usw.)

Sofern die Nebenkosten im Mietvertrag nicht als Pauschale festgehalten
wurden, sind die tatsachlichen Kosten zusatzlich zu Lasten der
wirtschaftlichen Sozialhilfe zu ibernehmen. Die Heiz-/Neben-
Kostenabrechnungen missen vorgelegt werden.

Die auf die Heizkosten und die Kosten fir Warmwasseraufbereitung
entfallenden Stromkosten werden von der Stromrechnung in Abzug
gebracht und als Nebenkosten separat im Unterstlitzungsbudget
angerechnet. Um diese Kosten zu ermitteln, sind die folgenden pauschalen
Betrdge von der Stromrechnung abzuziehen und von den Klienten als
Energiekosten selber zu tragen. Diese folgenden Betrage wurden anhand
von Erfahrungswerten vergleichbarer Haushalte ermittelt:

Haushaltsgrosse Von Klienten zu tragenden Stromkosten
pro Monat
1 Person CHF 47.00
2 Personen CHF 72.00
3 Personen CHF 88.00
4 Personen CHF 101.00
5 Personen CHF 114.00
6 Personen CHF 124.00
7 Personen CHF 134.00

Diese Stromkosten sind als Energieverbrauch bereits im Grundbedarf fir
den Lebensunterhalt enthalten und sind deshalb von den Klienten zu
bezahlen.

Selbst vorgenommene Anpassungen von Elektroinstallationen werden nicht
finanziert. Schlossersetzung kann in ausserordentlichen Fallen (z. B. infolge
akuter oder massiver Bedrohung) finanziert werden. Die Kosten fiir
Tirschilder werden Glbernommen.



C.4.2. Besondere Wohnkosten

a) Keine Inhalte
Keine Inhalte



C.4.3. Beginn und Beendigung von Mietverhaltnissen

a) Mietzinsdepot
Ein Vermieter kann aus Sicherheitsgriinden ein Mietzinsdepot verlangen. Bei
neuzuziehenden Bezligerinnen und Bezligern sind Kostengutsprachen fir
Mietzinsdepots zu erteilen, wenn konkrete Aussichten auf einen
Vertragsabschluss bestehen und die Klientin oder der Klient nicht in der Lage
ist, das Mietzinsdepot aus eigenen Mitteln aufzubringen. Zustandig ist
hierfir die Gemeinde, in welche der Zuzug erfolgt.

Die Hohe des Mietzinsdepots sollte jedoch maximal zwei Monatsmieten inkl.
Nebenkostenpauschale oder Nebenkostenakonto nicht tGiberschreiten.

Hinsichtlich des Vorgehens bei der Gewahrung der Kostengutsprache fir das
Mietzinsdepot von Bezligerinnen und Bezligern werden die beiden
nachfolgend aufgefiihrten Varianten empfohlen. Je nach der Praxis des
involvierten Sozialdienstes, respektive den Umstanden des Einzelfalles, ist
die eine oder die andere im Handbuch empfohlene Variante zu wahlen.

Variante 1

Die Klientschaft tritt das im Rahmen der wirtschaftlichen Sozialhilfe
gewahrte Mietzinsdepot in Form einer Abtretung gemass Art. 164 ff. OR [SR
220] gegeniber der unterstiitzenden Sozialhilfebehorde ab.

Variante 2

Die unterstitzende Sozialhilfebehdorde gibt gegenliber der Vermieterschaft
eine auf die Gemeinde lautende und in der Hohe begrenzte
Garantieerklarung (Mietzinsgarantie) gemass Art. 111 OR [SR 220] ab.

b) Antritt und Beendigung von Mietverhaltnissen — Wegzug aus der

Gemeinde (Ubergangsmonat)

Bei einem Wechsel des Unterstlitzungswohnsitzes innerhalb des Kantons
bleibt wahrend des ersten Monats nach dem Wegzug die bisherige
Einwohnergemeinde zustindig (§ 16 Abs. 1° SHG [SRL 892]).

Zieht die hilfebedirftige Person aus der bisherigen Gemeinde weg und zieht
im kommenden Monat in eine andere Luzerner Gemeinde zu, bleibt die
bisherige Gemeinde wahrend des ersten Monats nach dem Wegzug
unterstltzungspflichtig. Zieht die Person demgegeniiber am 1. oder im
weiteren Verlauf des Monats aus der Gemeinde weg, bleibt die bisherige



Gemeinde bis am Ende des darauffolgenden Kalendermonats fir die
wirtschaftliche Sozialhilfe zustandig.

Aus Beweisgriinden empfiehlt es sich, fiir den Wegzug auf das Ende des
Mietvertrages abzustellen.

Beispiele:

Eine hilfebedirftige Person zieht am 31. Mai aus der Gemeinde X weg und
zieht in die Gemeinde Y. Die Gemeinde X bleibt fir den ganzen Monat Juni
fir die wirtschaftliche Sozialhilfe zustandig.

Zieht eine Person am 1. oder im weiteren Verlauf des Monats Juli aus der
Gemeinde X weg und zieht in die neue Gemeinde Y, bleibt bis Ende August
die Gemeinde X fiir die wirtschaftliche Sozialhilfe zustandig.

Bei einem Wegzug aus der Gemeinde sollte das bisherige Sozialhilfeorgan
abklaren, ob der kiinftige Mietzins in der neuen Gemeinde akzeptiert wird.
In der Regel werden beim Wegzug nebst der Miete die weiteren
Unterstlitzungsleistungen fir den ersten Monat vom bisherigen
Sozialhilfeorgan ausgerichtet.



C.5.

b)

Medizinische Grundversorgung

Krankenkassenpramien

Krankenkassenpramien sind gemass Art. 3 Ziffer 2b ZUG [SR 851.1] keine
wirtschaftliche Sozialhilfe. Daher ist zundchst durch den Sozialdienst die
maximale Pramienverbilligung zu bevorschussen und unverziglich ein
Antrag auf Pramienverbilligung zu stellen.

Trotz Verbilligung der vollen Richtpramie kommt es vor, dass die Pramie der
obligatorischen Krankenversicherung nicht gedeckt ist. Liegt die effektive
Pramie Uber der Richtpramie, kann der unterstiitzen Person unter
Berlicksichtigung des Verhaltnismassigkeitsprinzips die Auflage erteilt
werden, zu einer kostengunstigeren Krankenkasse und/oder
Krankenkassenmodell zu wechseln (Kiindigungsfrist beachten). Gleichzeitig
ist ihr anzudrohen, dass die Differenz nur bis zum nachstmoglichen
Kindigungstermin zu Lasten der wirtschaftlichen Sozialhilfe ibernommen
wird. Die Differenz ist solange zu (ibernehmen, bis ein Wechsel in eine
kostengiinstigere Krankenkasse und/oder Krankenkassenmodell méglich ist
(Kiindigungsfrist beachten). Sofern die Pramienverbilligung auch bei einer
kostengiinstigen Krankenkasse und einem kostenglinstigen
Krankenkassenmodell nicht kostendeckend ist, ist die Differenz zu
Ubernehmen. Ist es einer versicherten Person nicht moglich, die
Krankenversicherung zu wechseln bzw. ein glinstigeres
Krankenkassenmodell zu wahlen (KK-Schulden), ist die Differenz zwischen
der Krankenkassenpramie und der Pramienverbilligung weiterhin zu
Ubernehmen.

Beharrt die Klientin/der Klient, trotz Aufforderung durch den Sozialdienst in
eine kostengitinstigere Krankenkasse zu wechseln oder ein glinstigeres
Krankenkassenmodell zu wahlen, auf einer Krankenversicherung, bei
welcher die Pramien hoher sind als Richtpramie, hat sie oder er nach dem
nachstmoglichen Kiindigungstermin die Differenz zu bezahlen. Die
Nichtiibernahme dieser Differenz durch die Gemeinde ist zu verfiigen.

Betreffend Pramien fir eine Zusatzversicherung siehe Kapitel C.6.5 e)
Pramien flr Zusatzversicherungen Luzerner Handbuch Sozialhilfe

Franchise und Kostenbeteiligung Krankenkasse

Die ordentliche Franchise von CHF 300.00 und die Selbstbehalte von 10 %
werden im Rahmen der wirtschaftlichen Sozialhilfe Gbernommen. Wurde ein
Vertrag fur eine hohere frei wahlbare Franchise abgeschlossen, ist diese bis
zum nachstmoglichen Kiindigungstermin zu Lasten der wirtschaftlichen
Sozialhilfe zu (ibernehmen. Der unterstiitzten Person kann die Auflage



<)

erteilt werden, die Franchise bis zum nachstmdoglichen Kiindigungstermin
auf CHF 300 herabzusetzen. Gleichzeitig ist ihr anzudrohen, dass die hohere
Franchise nur bis zum nachstmdoglichen Kiindigungstermin zu Lasten der
wirtschaftlichen Sozialhilfe Gbernommen wird. Kommt die unterstitzte
Person dieser Auflage nicht nach, kann nach dem nachstméglichen
Kindigungstermin die ordentliche Franchise ibernommen werden und die
Differenz zu der gewahlten Franchise ist durch die Klientin oder den Klienten
zu bezahlen. Die Nichtiibernahme dieser Differenz durch die Gemeinde ist
zu verflgen.

Selbstbehalte fiir Medikamente sind von der Sozialhilfe zu ibernehmen,
auch wenn Arzneimittel, die mit einem erhdhten Selbstbehalt (vgl. Art. 104a
KVV [SR 832.102]) belegt sind, bezogen werden. Die Klientel ist jedoch
darauf aufmerksam zu machen, zukiinftig Arzneimittel, die nicht mit einem
erhohten Selbstbehalt belegt sind, zu beziehen. Allféllige erhohte
Selbstbehalte sind jedoch auch zu (ibernehmen, wenn weiterhin
Arzneimittel, die mit einem erhohten Selbstbehalt belegt sind, bezogen
werden.

Spitalbeitrage

Sofern fir die Zeit des Spitalaufenthalts der Grundbedarf nach SKOS-RL
[C.3.1] ausbezahlt wurde, ist der Spitalbeitrag gemass

grundsatzlich von der versicherten Person selber zu bezahlen. Er wird nicht
zusatzlich von der Sozialhilfe (ibernommen, da sonst die Verpflegungskosten
doppelt abgegolten wiirden. Wenn jedoch statt des Grundbedarfs fiir den
Lebensunterhalt nach SKOS-RL [C.3.1] eine Pauschale fiir Personen in
stationaren Einrichtungen nach SKOS-RL [C.3.2] ausbezahlt wurde, was bei
langeren Spitalaufenthalten regelmassig der Fall sein diirfte, ist der
Spitalbeitrag von der Sozialhilfe zu (ibernehmen.

Die in Rechnung gestellten Spitalkosten sind ab einer Unterstlitzungseinheit
von zwei Personen zusatzlich zu vergiiten, auch wenn der Grundbedarf nach
SKOS-RL [C.3.1] ausbezahlt wurde. Wenn bei einer Unterstiitzungseinheit
mit mehreren Personen der Beitrag an die Spitalkosten mit dem
Grundbedarf verrechnet wird, wird indirekt die Grundsicherung Dritter
geschmalert.


https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1995/3867_3867_3867/de
https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19940073/index.html#id-2-5-3a

C.6.
C.6.1.

a)

b)

c)

d)

Situationsbedingte Leistungen (SIL)
Grundsatze

Allgemeines

Situationsbedingte Leistungen (SIL) bericksichtigen die besondere
gesundheitliche, wirtschaftliche, personliche und familidre Lage von
unterstltzten Personen. Bei der Beurteilung, ob die Kosten libernommen
werden, spielt das Ermessen der Behorde eine wichtige Rolle. Das Gewahren
oder Nichtgewahren der Leistungen ist fachlich zu begriinden. Es ist zu
vermeiden, dass SIL in einem Umfang gewahrt werden, welcher gegeniiber
der Situation von Haushalten in bescheidenen wirtschaftlichen
Verhéltnissen, die nicht unterstiitzt werden, unangemessen erscheint.

Die SIL sind im individuellen Unterstlitzungsbudget zu bericksichtigen. Es ist
zu beachten, dass gewisse Leistungen bereits im Grundbedarf enthalten
sind, wie z. B. Auslage fiir den 6ffentlichen Nahverkehr, Halbtaxabo. Die
betreffenden Betrdge aus dem GBL sind nicht zusatzlich zu vergiten,
sondern bei der Leistung von SIL in Abzug zu bringen.

Grundversorgende SIL

Es gibt Kosten, die nicht in jedem unterstiitzten Haushalt bzw. nur in
bestimmten Situationen anfallen. Tritt diese Situation ein, sind die Kosten zu
Gbernehmen, weil sonst die Grundversorgung des Haushalts nicht mehr
gewahrleistet ist. Die Sozialbehérde hat in diesen Situationen teilweise
keinen bzw. einen engen Ermessensspielraum. Meist geht es in diesem
Zusammenhang um krankheits- und behinderungsbedingte Auslagen,
Kosten fiir die Betreuung von Kindern und Jugendlichen oder
Erwerbsunkosten.

Férdernde SIL

Hierbei handelt es sich um Kosten, deren Ubernahme angezeigt ist, weil die
unterstilitzte Person dem, aus Sicht der Sozialhilfe, angestrebten Ziel ndher-
gebracht wird. Fordernde SIL kdnnen die Grundlage bilden, die unterstitzte
Person zu befahigen, ihre Lage zu stabilisieren und/oder zu verbessern. Die
Sozialbehorde hat in diesen Fallen in der Regel ein grosses Ermessen.

Pauschale und Hochstgrenzen

In der Sozialhilfe werden grundsatzlich die effektiven anerkannten Kosten
bernommen. Die zustandigen Organe kdnnen im Sinne einer
Vollzugsweisung aber Vorgaben machen, dass bestimmte SIL pauschalisiert
oder nur bis zu einem bestimmten Maximum tGbernommen werden. In



begriindeten Ausnahmeféllen geht das Individualisierungsprinzip trotz
Pauschalisierung oder einer Hochstgrenze vor.



C.6.2. Bildung

a)

b)

d)

Allgemeines

Wurden Stipendien bewilligt, ist der Klientin / dem Klienten jener Betrag zu
Uberlassen, welcher bei der Stipendienberechnung fiir Schulmaterial
einberechnet wurde (mehr zum Umgang mit Stipendien nachstehend unter
Kapitel C.6.2. j) Finanzierung von Aus- und Weiterbildung /Stipendien
Luzerner Handbuch Sozialhilfe. Auch Elternbeitrage sollen angerechnet
werden. Von den Sozialbehérden werden in der Regel keine weiteren
Kosten zu Lasten der wirtschaftlichen Sozialhilfe Gbernommen.

Kosten fiir Schulmaterial und Nachhilfeunterricht

Die Grundkosten, die durch die Erfiillung der gesetzlichen Schulpflicht
entstehen, sind durch den GBL bereits abgedeckt. Es konnen sich jedoch
situationsbedingte Aufwendungen ergeben, die einer positiven Entwicklung
des Kindes zutraglich sind. Nachhilfeunterricht wird lbernommen, sollten in
der Gemeinde durch die Schule keine speziellen Angebote zur Verfligung
stehen. In diesem Zusammenhang sind, bei Bedarf, die Kosten fir
zusatzlichen Nachhilfeunterricht in angemessener Hohe zu Gibernehmen.
Nach jedem Semester muss die Notwendigkeit neu lGberpriift werden.

Bei fremdplatzierten Kindern und Jugendlichen kdnnen Kostenbeitrage fiir
Schulmaterial und Nachhilfeunterricht in der Héhe des entsprechenden
Gesuchs gesprochen werden.

Kosten fiir Aufgabenhilfe
Die Kosten fir die Aufgabenhilfe im Rahmen der schulerganzenden
Tagesstrukturen sind zu libernehmen.

Musikunterricht fiir Kinder

Der Gemeindesozialdienst resp. die Klienten stellen sicher, dass im Interesse
des Kindes die Unterrichtskosten von der Musikschule erlassen werden. Die
Kosten flir die Musikschule sind zu Lasten der wirtschaftlichen Sozialhilfe zu
Ubernehmen. Es kann in der Regel jedoch nur der Unterricht flr ein einziges
Instrument finanziert werden.

Miete von Musikinstrumenten
Die Miete von Musikinstrumenten zur Teilnahme am Musikunterricht wird
durch die Sozialhilfe finanziert.



f)

g)

h)

Kauf von Musikinstrumenten

Kosten flir den Kauf von Instrumenten kdnnen nicht zu Lasten der
wirtschaftlichen Sozialhilfe lbernommen werden. Klienten sollen sich an
private Institutionen wenden.

Obligatorische Schulkosten (Schullager, Projektwochen,

Hauswirtschaftsunterricht)

Kosten fiir Schullager/Projektwochen sind zu Lasten der wirtschaftlichen
Sozialhilfe zu Gbernehmen, nicht aber spezielle Anschaffungen fir die
entsprechenden Schullager, da deren Kosten im Grundbedarf fir den
Lebensunterhalt (GBL) enthalten sind.

Fir die Verpflegung von Schiilerinnen und Schiilern wahrend dem
Hauswirtschaftsunterricht kann gemass der Verordnung zum Gesetz tiber
die Volksschulbildung (VBV [SRL 405]) von den Erziehungsberechtigen ein
angemessener Beitrag verlangt werden. Der entsprechende Beitrag kann
von der Sozialhilfe lbernommen werden. Um eine Doppelfinanzierung von
Mahlzeiten zu verhindern, kann ein Abzug gemass Haushaltsgrosse pro
Person und Mahlzeit/Tag vorgenommen werden. Die Abzlige ergeben sich
aus der Kostenaufstellung fiir Mahlzeiten im Anhang 1 ([Spezielle
Wohnformen und Pauschalen fuer Personen in stationaeren
Einrichtungen|file=Anhang 1 - Spezielle Wohnformen und Pauschalen fuer
Personen in stationaeren Einrichtungen.pdf]). Bei Mehrpersonenhaushalten
ist die Aquivalenzskala anzuwenden.

Sprachforderung

Die Kosten fiir die Sprachforderung sind im Rahmen der beruflichen oder
sozialen Integration zu ibernehmen, wenn es sich um anerkannte und
kostenglinstige Sprachkurse handelt.

Finanzierung von IT-Gerdten

Schreibt eine Bildungseinrichtung (Berufsschule, Gymnasium,
Fachmittelschule etc.) vor, dass ein Computer, Laptop oder dhnliches
zwingend fir den Unterricht angeschafft werden muss, sind diese Kosten als
situationsbedingte Leistungen zu (ibernehmen. Welches Gerat angeschafft
werden und welche Anforderungen dieses erfiillen muss, richtet sich nach
den Vorgaben der Bildungseinrichtung. Die Anschaffung kann durch den
Bezug gebrauchter Geréte, etwa Uber IT-Broker, erfolgen.

Im Rahmen der obligatorischen Schulzeit hat die Schulgemeinde fiir die
Kosten flr Informatikausstattung aufzukommen, wenn sie ein Gerat fiir den
Unterricht vorschreibt.


https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/405

i)

Siehe Merkblatt der SKOS « » und Kapitel C.6.8 d)
IT-Arbeitsgerate Luzerner Handbuch Sozialhilfe.

Finanzierung von Aus- und Weiterbildung / Stipendien
Zur Beurteilung, wann Aus- und Weiterbildungskosten Gibernommen
werden, sind die SKOS-RL [C.6.2] Erlduterungen c bis f beizuziehen.

Klientinnen und Klienten mit Anspruch auf Arbeitslosentaggelder sind an
das Regionale Arbeitsvermittlungszentrum RAV zu verweisen.

Zweck einer Aus- oder Weiterbildung: Eine Aus- oder Weiterbildung soll
dazu beitragen, dass eine gesuchstellende oder unterstiitzte Person
baldmoglichst ein existenzsicherndes Einkommen erzielen kann. Dabei ist
aber zu beachten, dass ,,personliche Neigungen” der unterstitzten
Person keine hinreichenden Griinde fiir die Finanzierung einer
Zweitausbildung darstellen (Wolffers, 1993, S. 149).

Aufgrund des Subsidiaritatsprinzips hat die Finanzierung von Aus- und
Weiterbildung sowie des Lebensunterhaltes grundsatzlich durch die
hierflr zustandigen offentlichen oder privaten Stellen (z. B.
Stipendienstelle mit Stipendien oder Darlehen, Fonds und Stiftungen,
Ausbildungsstatten und auch das Arbeitsamt) zu erfolgen.

Personen, welche Stipendien und/oder Darlehen beziehen, haben
deshalb in der Regel keinen Anspruch auf die Finanzierung ihrer Aus-
oder Weiterbildung durch wirtschaftliche Sozialhilfe. In Ausnahmefallen
reichen Stipendien und/oder Darlehen nicht aus, um eine sinnvolle Aus-
oder Weiterbildung zu finanzieren. Diese Ausnahmefille entstehen, weil
die Berechnung der Ausbildungs- und Lebenshaltungskosten bei der
Stipendiengewahrung und die Berechnung der wirtschaftlichen
Sozialhilfe mit unterschiedlichen Anséatzen erfolgt und sich die Stipendien
und/oder Darlehen als Beitrage an die Gesamtkosten (und nicht nur an
die Ausbildungskosten) verstehen. In solchen besonderen Situationen
besteht der Anspruch auf wirtschaftliche Sozialhilfe weiter.

In Ausbildung stehende Bezligerinnen und Bezliger wirtschaftlicher
Sozialhilfe dirfen gegenliber Stipendienbeziehenden ohne
wirtschaftliche Sozialhilfe nicht bessergestellt sein. Bei der Ausbildung
der Klientinnen und Klienten muss es sich um eine gemass
Stipendiengesetz und Verordnung zum Stipendiengesetz anerkannte
Ausbildung handeln. Erstausbildungen sind in erster Linie durch die
Eltern zu finanzieren.


https://skos.ch/fileadmin/user_upload/skos_main/public/pdf/Publikationen/Praxis_Anwendung/Merkblaetter/2023_04_SKOS_Merkblatt_Digitale_Grundversorgung.pdf

Bei der Berechnung eines Anspruchs auf wirtschaftliche Sozialhilfe sind
dann auf der Ausgabenseite des Budgets alle Lebenshaltungskosten
gemadss SKOS und die effektiven Ausbildungskosten aufzufiihren und auf
der Einnahmenseite sind u.a. die gewahrten Stipendien und/oder
Darlehen (auch von Privaten) unabhangig davon, ob sie mehr als die
reinen Ausbildungskosten decken, voll anzurechnen. Von den Klientinnen
und Klienten kann sodann ein zumutbarer Beitrag (Eigenleistung) im
Sinne der Stipendienverfliigung (CHF 800.00 fiir die Erstausbildung auf
Sekundarstufe Il gemass § 21 Abs. 3 lit. a Stipendienverordnung [SRL
575a] bzw. CHF 3'500.00 fiir alle Gbrigen Ausbildungen gemass § 21 Abs.
3 lit. b Stipendienverordnung [SRL 575a]) erwartet werden (LGVE

). Dabei ist bei der Anspruchspriifung von den tatsdchlichen
Verhaltnissen bzw. dem tatsadchlichen Einkommen auszugehen. Dies
schliesst die Anrechnung von hypothetischer bzw. fiktiver Eigenmittel
grundsatzlich aus. In Anwendung von § 5 SHG [SRL 892] ist deshalb auf
die Anrechnung der Eigenleistung zu verzichten, namentlich wenn:

a. esderKlientin oder dem Klienten nicht moglich ist, eine
Arbeitsstelle zu finden,

b. gesundheitliche Einschrankungen oder Betreuungspflichten eine
Arbeitstatigkeit nicht zulassen,

c. insbesondere jungen Erwachsenen keinerlei (immaterielle)
Unterstilitzung aus dem personlichen Umfeld zukommt

d. die Aus-/Weiterbildung nachweislich Giberdurchschnittlich
anspruchsvoll ist bzw. zeit- und arbeitsintensiv ist

e. etc.

Es wird von der Zahlung der in der Stipendienverfiigung festgelegten
Elternbeitrage ausgegangen, sofern diese tatsachlich von den Eltern
geleistet werden (siehe auch nachfolgend Erstausbildung bei
Volljdhrigen). Ein allfalliges Erwerbseinkommen sowie von Eltern
geleistete Elternbeitrage sind im Budget zu bericksichtigen.

Geht eine hilfebedirftige Person zu Beginn der Unterstiitzung keiner
sozialversicherungspflichtigen Erwerbstéatigkeit nach, ist dieser ggf. die
Weisung zur Arbeitssuche zu erteilen. Wird der Weisung nicht
entsprochen, ist der beziehenden Person u.a. das rechtliche Gehor zu
gewadhren und zu priifen, ob eine Leistungskiirzung (maximal in der Hohe
des Mindesterwerbes gemass § 21 Abs. 3 lit. b Stipendienverordnung
[SRL 575a]) in Bezug auf die HOohe als auch die Dauer verhaltnismassig ist.
Die Kiirzung ist zu verfiigen.



https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/575a
https://gerichte.lu.ch/recht_sprechung/lgve/Ajax?EnId=10995
https://gerichte.lu.ch/recht_sprechung/lgve/Ajax?EnId=10995
https://rl.skos.ch/lexoverview-home/lex-RL_A_4_1?effective-from=20210101
https://rl.skos.ch/lexoverview-home/lex-RL_F_2?markwords=Leistungsk%C3%BCrzung&param_expand=dgn-doc_RL_Space3_10016#_1
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Erstausbildung bei Volljahrigen

Eine Erstausbildung fallt grundséatzlich in die Unterhaltspflicht der Eltern.
Diese Unterhaltspflicht besteht auch dann, wenn eine volljdhrige Person
ohne angemessene Ausbildung ist (Art. 277 Abs. 2 ZGB [SR 210]).
Volljahrigenunterhalt darf aber nur dann im Budget des jungen
Erwachsenen eingerechnet werden, wenn dieser auch tatsachlich geleistet
wird (freiwillig oder aufgrund eines vollstreckbaren Rechtstitels).
Bediirftigkeit darf nicht mit dem Hinweis auf die Unterhaltspflicht der Eltern
verneint werden, wenn die Eltern keine finanzielle Unterstiitzung leisten.
Junge Erwachsene in Ausbildung werden demnach in denjenigen Fallen
unterstitzt, in denen die Einnahmen (z.B. Lehrlingslohn, Stipendien) nicht
ausreichen und die Eltern den notwendigen Unterhalt nicht leisten kénnen
oder nicht bereit sind, ihrer Unterhaltspflicht nachzukommen (siehe SKOS-
RL [C.6.2] Erlduterungen d).

Leisten die Eltern keinen Unterhalt, besteht noch kein vollstreckbarer
Rechtstitel und kénnen die Voraussetzungen fir Volljahrigenunterhalt nicht
von vornherein ausgeschlossen werden (z.B. weil Eltern selber Sozialhilfe
beziehen), ist zusammen mit dem jungen Erwachsenen zu versuchen, mit
den Eltern eine Einigung zu erzielen. Gelingt keine Einigung, kann die
Behorde den jungen Erwachsenen die Auflage erteilen, den Anspruch auf
gerichtlichem Weg geltend zu machen. Die Behorde kann nicht mittels
Verfligung einen entsprechenden Betrag von den Eltern einfordern. Der
junge Erwachsene ist wahrend dieser Zeit vorschussweise mit
wirtschaftlicher Sozialhilfe zu unterstiitzen (siehe §§ 27 Abs. 1 und 38 Abs. 4
SHG [SRL 892]).

Liegt bereits ein vollstreckbarer Rechtstitel vor, kommen die Eltern aber
ihrer Unterhaltspflicht trotzdem nicht nach, besteht allenfalls Anspruch auf
Alimentenbevorschussung (§§ 44 ff. SHG [SRL 892]). Besteht kein Anspruch
auf Alimentenbevorschussung, ist bei Bedurftigkeit der junge Erwachsene
mit wirtschaftlicher Sozialhilfe zu unterstiitzen. Auch in diesem Fall diirfen
die Unterhaltsbeitrage nur beriicksichtigt werden, sofern diese auch
tatsachlich geleistet werden. Die Gemeinde hat die Unterhaltsbeitrage
gestltzt auf Art. 289 Abs. 2 ZGB [SR 210] bei den mit dem Rechtstitel
verpflichteten Eltern - u.U. auf dem Betreibungsweg - einzufordern.

Zweitausbildung und Umschulung

Betrage an eine Zweitausbildung oder Umschulung kénnen nur geleistet
werden, wenn es sich um eine anerkannte Ausbildung oder Umschulung
handeln. Fir die entsprechenden Abklarungen sind Fachstellen
(Berufsberatung, Regionales Arbeitsvermittlungszentrum usw.) beizuziehen.



Personliche Neigungen stellen keinen ausreichenden Grund fiir die
Unterstltzung einer Zweitausbildung oder Umschulung dar.

Fort- und Weiterbildung

Die Kosten von beruflichen Fort- und Weiterbildungsmassnahmen sowie von
personlichkeitsbildenden Kursen kénnen im individuellen
Unterstltzungsbudget beriicksichtigt werden, wenn diese zur Erhaltung
bzw. zur Férderung der beruflichen Qualifikation oder der sozialen
Kompetenzen beitragen.

Verschiedenes

Die Klientinnen oder Klienten haben allféllige Forderungen (z.B. in Aussicht
stehende Stipendien) dem Sozialdienst abzutreten. Diese werden dann nach
Auszahlung mit der vorschussweise geleisteten Sozialhilfe verrechnet.

e Unterhaltsbeitrage der Eltern: Der Gemeindesozialdienst hat abzuklaren,
ob eine elterliche Unterhaltspflicht und/oder eine
Verwandtenunterstiitzung geltend gemacht werden kann.

o Auf wirtschaftliche Sozialhilfe angewiesene Personen kdnnen beziiglich
Finanzierung der Aus- oder Weiterbildung an die Ausbildungsstatten
verwiesen werden, weil einzelne Ausbildungsstatten tiber besondere
Finanzierungsquellen verfligen oder gewisse Ausbildungskosten erlassen
kénnen.

o Nutzung des Ermessensspielraums: Grundsatzlich soll der
Gemeindesozialdienst selbst abschatzen, ob die Aus- oder Weiterbildung
sinnvoll ist. Eine Empfehlung durch das Arbeitsamt/RAV, die
Berufsberatung oder eine andere Fachstelle kann in Zweifelsfillen oder
zur Begriindung gegeniiber dem kostenersatzpflichtigen Gemeinwesen
von Vorteil sein. Beim Ermessen ist insbesondere auch die Frage zu
bericksichtigen, ob die Person gentigend motiviert ist und die notige
Mitwirkung zeigt.

e Fiir Kosten von Ausbildungen, die im Ausland absolviert werden, wird
keine Sozialhilfe ausgerichtet.

Unter kénnen Gesuche um Ausbildungsbeitrage

heruntergeladen werden. Im Weiteren sind Gesetze, Verordnungen, eine

Wegleitung und Berechnungsbeispiele abrufbar.


https://beruf.lu.ch/Beratung_und_Unterstuetzung/Finanzielle_Unterstuetzung/Fachstelle_Stipendien

C.6.3.

b)

d)

Erwerb

Allgemeines

Nicht als Erwerbsunkosten gelten die Auslagen fiir die Fremdbetreuung von
Kindern Erwerbstatiger (diese werden in Kapitel C.6.4 Familie Luzerner
Handbuch Sozialhilfe gesondert betrachtet bzw. angerechnet).

Bei voll- oder teilzeitiger Erwerbstatigkeit, sowie von der Sozialhilfe
erwinschten, lohnmassig aber nicht honorierten Tatigkeiten kdnnen
Unkosten (z.B. Fahrspesen, Nahrungsmittel, speziell erforderliche
Arbeitskleidung) anfallen. Diese sind in vollem Umfang zu tibernehmen,
soweit sie nicht bereits im GBL enthalten sind. Zu beachten sind:

Auswartige Verpflegung
Die Mehrkosten fiir auswarts eingenommene Hauptmahlzeiten werden mit
CHF 10.00 verglitet, maximal CHF 200.00 pro Monat.

Missen gewisse Mahlzeiten im Betrieb eingenommen werden und werden
diese vom Bruttolohn abgezogen, so wird bei den Einnahmen der Nettolohn
im Unterstitzungsbudget einberechnet, bei den Ausgaben jedoch kein
zusatzlicher Aufwand fir auswartige Verpflegung angerechnet. Bei
Beschaftigungs- und Arbeitsintegrationsprogrammen fiir ausgesteuerte
Arbeitslose sind ebenfalls die Mehrkosten fiir die auswartige Verpflegung zu
berilcksichtigen. Die Unkosten/Auslagen dirfen nicht mit
Integrationszulagen oder Einkommens-Freibetragen verrechnet werden.

Fahrspesen (6ffentliche Verkehrsmittel)

Spesen fir Fahrten in der ndheren Umgebung sind im GBL inbegriffen.
Arbeitet eine Klientin, ein Klient ausserhalb der zum Nahverkehr zdhlenden
Zone, kann zusatzlich die kostengiinstigste Variante (z. B. zusatzliche
Passepartout-Zonen) bewilligt werden.

Fahrzeugkosten

In der Regel werden die privaten Fahrzeugkosten zu Lasten der
wirtschaftlichen Sozialhilfe nicht iibernommen, es sei denn, die
Notwendigkeit fur die Beniitzung eines privaten Fahrzeugs ist stichhaltig
nachgewiesen. Im Falle eines Autos misste z. B. die Mobility-Losung gepruft
werden.

Beispiele



f)

¢ Schichtarbeit verunmoglicht meist die Benlitzung der 6ffentlichen
Verkehrsmittel

o flr erwerbstatige Alleinerziehende wiirde ein unverhaltnismassiger
Zeitaufwand notwendig fiir den Arbeitsweg, das Platzieren der Kinder bei
Tageseltern, in Krippen etc.

Anrechenbare Autokosten

65 Rappen pro km - maximal CHF 300.00 pro Monat. In begriindeten Fallen
kénnen héhere Kosten ibernommen werden. In dieser Entschadigung sind
samtliche Autokosten inbegriffen (Benzin, Versicherungen, Steuern,

Amortisation, Service, Reparaturen, Parkplatz usw.).

Anrechenbare Motorrad- und Mofakosten

Motorrader bis 125 cm3 00.30 CHF/km
Motorrader mit mehr als 125 cm3 00.35 CHF/km
Mofas 00.25 CHF/km

In dieser Entschadigung sind samtliche Motorrad- und Mofakosten
inbegriffen (Benzin, Versicherungen, Steuern, Amortisation, Service,
Reparaturen usw.).

Service-“Stock” fiir Personal im Gastgewerbe

An den sogenannten , Service-Stock” werden keine Beitrage zu Lasten der
wirtschaftlichen Sozialhilfe geleistet. Diesen Service-Stock hat die
gesuchstellende oder unterstiitzte Person mit den Erwerbs-Freibetrdagen
und oder mit dem Trinkgeld aufzubauen.

Stellensuche

Spezielle Auslagen fiir die Stellensuche kénnen zu Lasten der
wirtschaftlichen Sozialhilfe ibernommen werden. Die Kosten sind jedoch
auszuweisen und auf ihre Verhaltnismassigkeit zu prifen. In der Regel sollte
der Betrag von CHF 100.00 fiir einen Monat nicht Gberschritten werden, es
sei denn, die Mehrkosten seien gut begriindet. Es werden keine
Monatspauschalen ausgerichtet. Massgebend ist der tatsachliche Aufwand.
Kosten fiir eine Stellensuche mit Auto werden nicht zu Lasten der
wirtschaftlichen Sozialhilfe lbernommen, wohl aber die Auslagen fiir die
Nutzung 6ffentlicher Verkehrsmittel.



C.6.4.

b)

d)

Familie

Beruflicher (Wieder-)einstieg nach einer Geburt

Der berufliche (Wieder-)einstieg nach einer Geburt ist unter
Beriicksichtigung der individuellen Ressourcen und Rahmenbedingungen so
frih wie moglich zu planen. Gemeinsam mit der unterstiitzten Person ist die
Vereinbarkeit von Berufstatigkeit und Familienpflichten abzuwagen. Dabei
ist immer das Kindswohl im Blick zu halten. Spatestens wenn das Kind das
erste Lebensjahr vollendet hat, wird eine Erwerbstéatigkeit oder die
Teilnahme an einer Integrationsmassnahme erwartet.

Férderung und soziale Integration

Eine ambulante Unterstitzung der Familie zur sozialen Integration bzw.
Sprachforderung wie z.B. der Besuch einer Spielgruppe oder die
Finanzierung spezieller Férdermassnahmen ist sinnvoll. In diesem
Zusammenhang ist auch die Finanzierung von Freizeitaktivitaten zu sehen.

Kosteniibernahme von Spielgruppe / Friihe Forderung

Die Kosten fir die Teilnahme in Spielgruppen oder fiir die friihe
Sprachférderung werden zu Lasten der wirtschaftlichen Sozialhilfe
libernommen. Gleiches gilt auch fiir Kinder, welche bei Pflegeeltern
wohnen.

Familienergdanzende Kinderbetreuung

Der Kanton Luzern hat keine Tarifrichtlinien flr die familienerganzende
Kinderbetreuung. Daher besteht in der Praxis eine grosse Bandbreite bei der
Qualitat und Dienstleistungsart sowie bei den Preisen. Zudem werden die
Angebote unterschiedlich subventioniert. Genaue Preise flr ein bestimmtes
Angebot kdnnen daher in diesen Richtlinien nicht festgehalten werden. Im
Bereich der Kindertagesstatten sind durch die Anschubfinanzierung
einigermassen vergleichbare Durchschnittszahlen fir die Angebote
eruierbar.

Die sich aus einer Betreuung in einem Kinder- oder Schilerhort ergebenden
Betreuungskosten (enthaltend die Kosten fir
Betreuung/Friihstiick/Mittagessen/Zvieri) kénnen zu Lasten der
wirtschaftlichen Sozialhilfe ibernommen werden, wenn folgende Kriterien
erfillt sind:

e es geht um Kinder von erwerbstatigen Eltern und erwerbstatigen
Alleinerziehenden
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¢ es geht um Kinder, fir die aus anderen Griinden eine Betreuung im Hort
angezeigt ist

e es geht um Kinder, deren Eltern oder deren sorgeberechtigter Elternteil
bei der Arbeitslosenkasse angemeldet sind

¢ es geht um Kinder, deren Eltern zwecks beruflicher Integration an (durch
Sozialdienste vermittelten) Integrationsprogrammen teilnehmen und
vermittlungsfahig sein missen.

Um eine Doppelfinanzierung von Mahlzeiten zu verhindern, kann ein Abzug
gemass Haushaltsgrosse pro Person und Mahlzeit/Tag im Budget
vorgenommen werden. Die Abziige ergeben sich aus der Kostenaufstellung
flir Mahlzeiten im Anhang 1 ([Spezielle Wohnformen und Pauschalen fuer
Personen in stationaeren Einrichtungen |file=Anhang 1 - Spezielle
Wohnformen und Pauschalen fuer Personen in stationaeren
Einrichtungen.pdf]). Bei Mehrpersonenhaushalten ist die Aquivalenzskala
anzuwenden.

Durch den Aufenthalt in einem Kinder- oder Schilerhort resultiert fur die
Kinder oder Schiiler ein wichtiger Beitrag zur sozialen Integration.

Tageselternvermittlung
Die Ansétze liegen zwischen CHF 4.00 bis CHF 10.00 pro Stunde.

Viele Anbieter arbeiten mit Sozialtarifen, haben aber kein einheitliches
System.

Verpflegungskosten (Kosten fur Mittagessen, ,,Znlini“ und ,Zvieri“ werden
zusatzlich separat verrechnet (CHF 5.00 bis CHF 10.00).

Um eine Doppelfinanzierung von Mahlzeiten zu verhindern, kann ein Abzug
gemass Haushaltsgrosse pro Person und Mahlzeit/Tag im Budget
vorgenommen werden. Die Abziige ergeben sich aus der Kostenaufstellung
fir Mahlzeiten im Anhang 1 ([Spezielle Wohnformen und Pauschalen fuer
Personen in stationaeren Einrichtungen|file=Anhang 1 - Spezielle
Wohnformen und Pauschalen fuer Personen in stationaeren
Einrichtungen.pdf]). Bei Mehrpersonenhaushalten ist die Aquivalenzskala
anzuwenden.

Kindertagesstitten (Kitas/Krippen)

Die Tagesansatze liegen fir Babys bis 18 Monate zwischen CHF 105.00 und
CHF 140.00 pro Tag und fur Kleinkinder ab 18 Monaten zwischen CHF 100.00
und CHF 120.00 pro Tag fiir ein Angebot mit Qualitatsstandards VLG. Die



g)

h)

Betreuungszeit kann bei Institutionen bis zu 11 Std. abdecken. Der
Tagesansatz enthalt in der Regel alle Nebenkosten.

Um eine Doppelfinanzierung von Mahlzeiten zu verhindern, kann ein Abzug
gemadss Haushaltsgrosse pro Person und Mahlzeit/Tag im Budget
vorgenommen werden. Die Abziige ergeben sich aus der Kostenaufstellung
flr Mahlzeiten im Anhang 1 ([Spezielle Wohnformen und Pauschalen fuer
Personen in stationaeren Einrichtungen |file=Anhang 1 - Spezielle
Wohnformen und Pauschalen fuer Personen in stationaeren
Einrichtungen.pdf]). Bei Mehrpersonenhaushalten ist die Aquivalenzskala
anzuwenden.

Horte

Die Ansétze liegen zwischen CHF 6.50 und CHF 49.00 pro Tag inkl.
Verpflegung. Meistens werden fiir Soziahilfebeziehende Sozialtarife
erhoben.

Um eine Doppelfinanzierung von Mahlzeiten zu verhindern, kann ein Abzug
gemass Haushaltsgrosse pro Person und Mahlzeit/Tag im Budget
vorgenommen werden. Die Abziige ergeben sich aus der Kostenaufstellung
flr Mahlzeiten im Anhang 1 ([Spezielle Wohnformen und Pauschalen fuer
Personen in stationaeren Einrichtungen |file=Anhang 1 - Spezielle
Wohnformen und Pauschalen fuer Personen in stationaeren
Einrichtungen.pdf]). Bei Mehrpersonenhaushalten ist die Aquivalenzskala
anzuwenden.

Mittagstische

Je nach Betreuung und Verpflegung werden Ansatze von CHF 5.00 bis CHF
23.00 pro Mittagstisch (in der Regel 120 Min.) verrechnet. Es bestehen
grosse konzeptionelle Unterschiede.

Um eine Doppelfinanzierung von Mahlzeiten zu verhindern, kann ein Abzug
gemass Haushaltsgrosse pro Person und Mahlzeit/Tag im Budget
vorgenommen werden. Die Abziige ergeben sich aus der Kostenaufstellung
fir Mahlzeiten im Anhang 1 ([Spezielle Wohnformen und Pauschalen fuer
Personen in stationaeren Einrichtungen|file=Anhang 1 - Spezielle
Wohnformen und Pauschalen fuer Personen in stationaeren
Einrichtungen.pdf]). Bei Mehrpersonenhaushalten ist die Aquivalenzskala
anzuwenden.

Freizeitbeschaftigung und nicht obligatorische Schullager fiir Kinder
Fir Freizeitbeschaftigungen, insbesondere Vereinsbeitrége und/oder
(Ferien-)Kurse, welche dem Ziel der sozialen Integration dienen, und nicht



i)

k)

obligatorische Schullager von Kindern, welche nicht fremdplatziert sind, sind
pro Kind und Jahr und nach tatsachlichem Aufwand jedoch maximal

CHF 500.00 zu Lasten der wirtschaftlichen Sozialhilfe zu Gibernehmen.
Notwendige Anschaffungskosten fiir diese Freizeitbeschaftigungen sind im
Rahmen dieser Pauschale zu tibernehmen.

Familienbegleitung

Seit der Revision des Gesetzes liber die sozialen Einrichtungen (SEG [SRL
894]) und der Totalrevision der Verordnung (SEV [SRL 894b]) werden die
Kosten fir die aufsuchende ambulante sozialpadagogische
Familienbegleitung (aSPF) ab 1.1.2020 paritatisch von Kanton und
Gemeinden finanziert. Der bisherige Gemeindebeitrag entfallt. Neu gilt fur
die Eltern eine Kostenbeteiligung fiir aSPF von CHF 80.00 pro Monat (§ 32
Abs. 3 SEV [SRL 894b]).

Uber das SEG finanzierte aSPF sind immer von einer Fachstelle indiziert,
meist aber nicht von der KESB angeordnet. Die Kostenbeteiligung von mit
wirtschaftlicher Sozialhilfe unterstitzten Eltern ist als situationsbedingte
Leistung zu Glbernehmen.

Kosten fiir das Besuchsrecht

Zusatzliche Kosten im Zusammenhang mit der Auslibung des Besuchsrechts
sind als situationsbedingte Leistungen zu vergiiten (z.B. Transportkosten,
Kosten fiir begleitetes Besuchsrecht siehe SKOS-RL [C.6.4]).

Vergleiche SKOS-RL [C.3.2] (GBL) und SKOS-RL [C.4.2] (Wohnkosten)

Die Besuchsrechtskosten fallen bei den Eltern an, sind also von der fur die
Eltern zustandigen Sozialbehdrde und nicht von jener am
Unterstlitzungswohnsitz des Kindes zu libernehmen. Grundsatzlich gehen
die Kosten des Besuchsrechts zulasten des besuchsrechtsberechtigten
Elternteils. Kosten fiir ein begleitetes Besuchsrecht sind grundsatzlich von
demjenigen Elternteil zu tragen, der die Begleitung zu vertreten hat. Eine
Aufteilung der Mehrkosten, die ein begleitetes Besuchsrecht verursacht,
kommt dann in Frage, wenn die Begleitung wegen stark zerstrittener Eltern
angeordnet werden muss. Diesfalls rechtfertigt sich eine Beteiligung des
obhutsberechtigten Elternteils an den Kosten. Die KESB resp. das zustandige
Zivilgericht hat Giber die Kostentragung zu entscheiden.

Die Anordnung betreffend Kosten des Besuchsrechts durch die KESB oder
das Gericht ist fiir die Sozialbehérde verbindlich. Die Sozialbehorde kann
nicht Gber eine (bereits festgelegte oder von der zustidndigen Behorde



festzulegende) Kostenverteilung entscheiden (zum Ganzen Urteil
Kantonsgericht Luzern vom 7. Mai 2020, LGVE ).


https://gerichte.lu.ch/recht_sprechung/lgve/Ajax?EnId=10831

C.6.5. Gesundheit

a)

b)

Medizinisch indizierte Hilfsmittel

Was unter dem Begriff Hilfsmittel zu verstehen ist, ergibt sich aus der
Verordnung des EDI Gber die Abgabe von Hilfsmitteln durch die
Invalidenversicherung [SR 831.232.51] sowie aus dem Merkblatt 4.03

” “welches von der Informationsstelle AHV/IV
herausgegeben wird. Mit entsprechendem arztlichem Zeugnis kann die
Ubernahme der Kosten von Hilfsmitteln bei der IV-Stelle Luzern beantragt
werden. Alle Personen, die medizinische Hilfsmittel bendtigen, sind
berechtigt, eine Ubernahme durch die IV zu beantragen. Werden die Kosten
durch die IV Gbernommen, hat der Patient einen Selbstbehalt pro Hilfsmittel
zu tragen. Dieser Selbstbehalt ist zu Lasten der wirtschaftlichen Sozialhilfe zu
Gbernehmen. Pro Jahr werden maximal 2 Paar orthopéadische Spezialschuhe
finanziert (Tragdauer betragt 1 Jahr).

Lehnt die IV eine Kostengutsprache ab, muss eine Kostenlibernahme durch
die Krankenkasse abgeklart werden. Wird das Hilfsmittel von beiden
Versicherungen abgelehnt, konnen die Kosten bei arztlicher Verordnung
Ubernommen werden.

Medizinisch indizierte Transporte

Ungedeckte Transportkosten sind subsidiar zur Krankenkasse/zu anderen
Versicherern als Krankheitskosten zu Lasten der wirtschaftlichen Sozialhilfe
zu Ubernehmen, wenn die Transporte in der Schweiz erfolgen und im
Zusammenhang mit einem Notfall (Krankenwagen, Rettungsfahrzeug)
entstanden sind oder auf einen von arztlicher Seite notwendigen Transport
mit Krankenwagen zuriickzufiihren sind. Transportkosten zur
nachstgelegenen Behandlungsstelle sind zu libernehmen.

Kosten von Zahnbehandlungen
Zahnarztliche Behandlung (ausser Schulzahnklinik)

Kosten fir jahrliche Kontrolle, Dentalhygiene und Schmerzbehandlungen
sind als grundversorgende SIL zu ibernehmen. Notfallbehandlungen bis CHF
500.00 (schmerzstillende Behandlungen) werden zu Lasten der
wirtschaftlichen Sozialhilfe Gbernommen. Der Zahndrztin oder dem Zahnarzt
kann telefonisch Kostengutsprache erteilt werden. Auslagen fur
Dentalhygiene und Untersuch werden zu Lasten der wirtschaftlichen
Sozialhilfe ibernommen und zwar normalerweise einmal pro Jahr; bei


https://www.ahv-iv.ch/de/Merkbl%C3%A4tter/Leistungen-der-IV

spezieller zahnarztlicher Indikation und mit zahnarztlichem Zeugnis zwei
Reinigungen pro Jahr.

Weitere Behandlungen sind als grundversorgende SIL zu Gbernehmen,
sofern diese in einer einfachen, wirtschaftlichen und zweckmassigen Weise
erfolgen. Vor diesen Behandlungen ist ein Kostenvoranschlag einzuholen
und dem Sozialhilfeorgan mit dem Antrag um Kostenlibernahme vorzulegen.
Der Kostenvoranschlag soll auch tber das Behandlungsziel Auskunft geben.
Kostengutsprachen fir Zahnbehandlungen werden durch den Sozialdienst
nur aufgrund eines Kostenvoranschlags erteilt. Kostenvoranschladge tiber
CHF 1‘000.00 sind zur Priifung an den Vertrauenszahnarzt weiterzuleiten.
(vgl. auch Beilage: [Zahnaerztliche Behandlung zulasten

Sozialhilfe |file=Anhang 13 - Zahnaerztliche Behandlung zulasten
Sozialhilfe.pdf]). Die Kosten werden zum Sozialtarif des jeweiligen Kantons
Ubernommen.

Bei kostspieligen Zahnbehandlungen kann das Sozialhilfeorgan die freie
Wahl des Zahnarztes einschranken und einen Vertrauenszahnarzt beiziehen.

Gemass SKOS ist nicht vorgesehen, dass sich Klientinnen und Klienten an
den Kosten flir Zahnbehandlungen beteiligen. Es besteht auch keine
Richtlinie betreffend Maximalbetrag. Sofern sich Vertrauenszahnarztin oder
-arzt bzw. Kantonszahnarztin oder -arzt mit der Behandlung einverstanden
erklart, sind die Kosten voll zu Lasten der wirtschaftlichen Sozialhilfe zu
Ubernehmen. In diesen Fallen ist in der Kostengutsprache zu erwdhnen, dass
bei Unklarheiten die Vertrauensarztin oder der Vertrauenszahnarzt bzw. die
Kantonszahnarztin oder der Kantonszahnarzt zustandig sind.

Zahnbehandlungskosten im Ausland werden nicht tGber die wirtschaftliche
Sozialhilfe finanziert.

Kieferorthopadische Behandlung

Zuerst ist unbedingt abzuklaren, ob die Invalidenversicherung oder die
Krankenkasse zahlungspflichtig oder zahlungswillig ist. Ist dies nicht der Fall,
kann die zustandige Sozialhilfebehorde das Kostengutsprachegesuch prifen.

Dem Kostengutsprachegesuch muss ein Kostenvoranschlag, ein
Behandlungsplan der behandelnden Zahnarztin oder des behandelnden
Zahnarztes beiliegen.

Eine vorgeschlagene kieferorthopadische Behandlung wird vom
Vertrauenszahnarzt geméss VKZS-Empfehlung F beurteilt. Im Rahmen der
Sozialzahnmedizin sind bewilligungsfahig:



d)

e Grad 4 ,Behandlung zwingend”
Strukturschadigende / potentiell strukturschadigende Abldufe und
Zustande
e Grad 3 ,Behandlung notwendig”
Fehlerhafte Entwicklungen, die im weiteren Verlauf in eine
schwerwiegende Abweichung weisen oder Zustdnde, die langfristig die
Stabilitat und Funktion des stomatognathen Systems gefdhrden.
Im Rahmen der Sozialzahnmedizin nicht bewilligungsfahig sind die
Behandlungsindikationen , wiinschenswert”, ,erwagenswert” sowie rein
kosmetische Indikationen.

Liegen alle verlangten Unterlagen vor, so reicht die Sozialhilfebehorde sie
einer Vertrauenszahnarztin oder einem Vertrauenszahnarzt zur Prifung ein.
Sofern diese oder dieser bestatigt, dass die vorgeschlagene
kieferorthopadische Behandlung der Schwereliste entspricht, sind die
Kosten voll zu Lasten der wirtschaftlichen Sozialhilfe zu Gbernehmen.

Siehe
Schulzahnarzt

Der jahrliche Reihenuntersuch durch den Schulzahnarzt/die Schulzahnarztin
ist fur Kindergartner/innen und Schiler/innen obligatorisch. Die Kosten
dafiir sind durch die Gemeinde zu Glbernehmen. Die Kosten fir die
Behandlung hingegen sind durch die Erziehungsberechtigten zu bezahlen.
Eltern, welche diese Kosten nicht selber bezahlen kdnnen, haben die
Moglichkeit bei der Gemeinde ein Beteiligungsgesuch zu stellen. Bei
Familien, welche Sozialhilfe beziehen, werden die Schulzahnpflegekosten
Gber die Sozialhilfe beglichen. (Vgl. zur Schulzahnpflege auch die

zur Umsetzung von § 52 des
Gesundheitsgesetzes mit Leistungsauftrag fiir die Schulzahnarztin oder den
Schulzahnarzt [SRL 800]).

SPITEX

Fir Krankenpflege der SPITEX, welche durch die Krankenkasse finanziert
wird, ist als Patientenbeteiligung ein Betrag von maximal CHF 15.35/Tag
gemass § 5 des Betreuungs- und Pflegegesetzes (BPG) [SRL 867] zu
entrichten. Diese Beteiligung ist von der Sozialhilfe zu Gibernehmen.

Flr Personen unter 18 Jahren und bei Krankenpflege, fiir welche die Unfall-,
Militar- oder Invalidenversicherung aufkommt, entfallt die
Patientenbeteiligung.


https://kantonszahnaerzte.ch/behandlungsempfehlungen/
https://www.vlsz.ch/empfehlungen/

e)

f)

g)

h)

i)

Damit die Kosten fiir die Hauspflege lbernommen werden, bendtigt die
Klientin oder der Klient eine Zusatzversicherung. Besteht keine Versicherung
sind die Hauspflegekosten durch die Sozialhilfe zu ibernehmen, wenn die
Hauspflege arztlich verordnet und vorgangig Kostengutsprache durch den
Sozialdienst geleistet wurde.

Pramien fiir Zusatzversicherungen

Pramien flr eine Zusatzversicherung kénnen libernommen werden, sofern
im Einzelfall eine solche Zusatzversicherung angezeigt ist. Die daraus
resultierenden Kosten sind dem kostenersatzpflichtigen Gemeinwesen mit
entsprechender Begriindung zu melden und weiter zu verrechnen.

Alternativmedizin oder andere Leistungen

Selbstbehalte aus Leistungsabrechnungen nach Bundesgesetz liber den
Versicherungsvertrag (VVG [SR 221.229.1]), z. B. Akupunktur und andere
Alternativmedizin, kdnnen zu Lasten der wirtschaftlichen Sozialhilfe
ibernommen werden, wenn sie den Zielen der Sozialhilfe dienen.

Psychotherapie

Beteiligungen an den Kosten fir Psychotherapien, welche von der
Krankenkasse gemass Krankenversicherungsgesetz (KVG) nicht anerkannt
sind, erfolgen nur nach vorheriger Kostengutsprache.

Nichtkassenpflichtige Medikamente

Im Rahmen der Krankenkassen-Selbstbehalte werden nichtkassenpflichtige
Medikamente nicht bezahlt. Behandelnde Arzte werden dariiber durch die

Krankenkassen in Kenntnis gesetzt. Liegt ein arztliches Zeugnis vor, welches
bestatigt, dass nur dieses ,nichtkassenpflichtige Medikament” wirksam sei,
konnen die Medikamentenkosten zu Lasten der wirtschaftlichen Sozialhilfe
Ubernommen werden. Xenical, Viagra etc. werden nicht finanziert.

Empfangnisverhiitung
Kosten flir Empfangnisverhitungsmittel konnen in begriindeten Fallen als
situationsbedingte Leistung libernommen werden.

Didtkosten
Weil gemass einem Urteil des

eine Diabetesdiat nicht zwingend mit hoheren Kosten
verbunden ist, kann fiir Didtkosten grundsatzlich kein bedarfsabhangiger
Zuschlag zu Lasten der wirtschaftlichen Sozialhilfe Gbernommen werden.


https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=5.4.2006&to_date=7.4.2006&sort=relevance&subcollection_mSv=on&subcollection_mI39=on&insertion_date=&top_subcollection_aza=any&query_words=P47%2F05&rank=7&azaclir=aza&highlight_docid=aza%3A%2F%2F06-04-2006-P_47-2005&number_of_ranks=24
https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=5.4.2006&to_date=7.4.2006&sort=relevance&subcollection_mSv=on&subcollection_mI39=on&insertion_date=&top_subcollection_aza=any&query_words=P47%2F05&rank=7&azaclir=aza&highlight_docid=aza%3A%2F%2F06-04-2006-P_47-2005&number_of_ranks=24

k)

Tatsachliche Mehrkosten gegeniiber einer ausgewogenen Erndhrung
entstehen nur noch in vereinzelten Ausnahmefallen (z.B. Zéliakie =
Glutenunvertraglichkeit). In solchen Ausnahmeféllen kénnen die
Mehrkosten (max. CHF 175.00 pro Monat, vgl. § 11 Abs. 1 Verordnung liber
die Vergltung von Krankheits- und Behinderungskosten bei den
Ergdnzungsleistungen [SRL 881b]), nach Vorliegen eines arztlichen
Zeugnisses zu Lasten der wirtschaftlichen Sozialhilfe Gbernommen werden.

Augenkontrolle

Kosten von Augenkontrollen und Sehtests, die bei Optikern durchgefiihrt
werden, kdnnen so oft sie Anspruch auf neue Brillenglaser/Kontaktlinsen
haben, zu Lasten der wirtschaftlichen Sozialhilfe ibernommen werden.

Brillen, Kontaktlinsen und -mittel

Fir ein Brillengestell werden maximal CHF 200.00 alle 5 Jahre zu Lasten der
wirtschaftlichen Sozialhilfe ibernommen. Ubernahme der Kosten fiir
Brillenglaser oder Kontaktlinsen maximal alle 5 Jahre.

Beispiel Praxis Luzern:

¢ normale Glaser max. CHF 225.00 pro Glas

o Gleitsichtgldaser max. CHF 300.00 pro Glas

Aus Kostengriinden werden keine Monatslinsen (ibernommen. Bei arztlicher
Indikation sind die Kosten zu Lasten der wirtschaftlichen Sozialhilfe zu
Ubernehmen.

Kontaktlinsenmittel sind Bestandteil des Grundbedarfs.

Spezialregeln: Fir Kinder und Jugendliche bis zum 18. Lebensjahr werden
von der Krankenkasse jahrlich Brillenkosten in der Héhe von CHF 180.67
Ubernommen (vgl. Mittel und Gegenstandeliste [ ]; bei Spezialfallen
gelten héhere Hochstvergilitungsbetrage). Allfallige daraus resultierende
Franchisen und Selbstbehalte sind von der Sozialhilfe zu Gbernehmen.
Hohere Brillenkosten sind von der Sozialhilfe nur zu ibernehmen, wenn
aufgrund der Sehbehinderung keine Brillen (Glaser und Gestell) in der Hohe
von CHF 180.67 erhaltlich sind und keine anderen Kostentrdger vorhanden
sind.

Bei Kinderbrillen kann gegen Vorlage der entsprechenden Quittung die
Halfte der Reparaturkosten tlbernommen werden.


https://www.bag.admin.ch/de/mittel-und-gegenstaendeliste-migel#Gesamtliste-der-MiGeL-

C.6.6. Wohnen und Umzug

a)

Wohnungseinrichtung - Mobiliaranschaffungen

Nur die Kosten fiir eine minimale Ausstattung mit Mobeln sind zu Lasten der
wirtschaftlichen Sozialhilfe zu Gibernehmen. Es sind maximal und einmalig
die Kosten gemass folgender Liste zu Lasten der wirtschaftlichen Sozialhilfe
zu Gbernehmen (Stand: 1.1.2026):

Objekt Betrag max. in
CHF

Bettgestell 150.00
Matratze 400.00
Restlicher Bettinhalt (Duvet, Kissen, Anzug) 200.00
Schrank 200.00
Aufbewahrungsmobel 160.00
Tisch 200.00
Stuhl 30.00
Sofa 180.00
Vorhange 150.00
diverse Kleinanschaffungen fiir neue Wohnung 220.00
(Pfannen, Geschirr, Kleinmdbel, Lampen etc.)

Staubsauger 120.00
Kinderpult inkl. Birostuhl 150.00

Gunstige Mobel und weitere Haushaltsgegenstande kdnnen beispielsweise
in Brockenhdusern, beim Caritas Markt, bei der Heilarmee, bei der IG-Arbeit
etc. Occasion gekauft werden. Auf der Onlineplattform oder Apps wie tutti,
Ricardo etc. kdnnen ebenfalls glinstige (Occasion-)Mobel und weitere
Haushaltsgegenstdande gekauft werden. Bei Neuanschaffungen von Bett und
Betteninhalt ist ein kurz begriindetes Gesuch bei der Winterhilfe Luzern zu
Handen des Bettenfonds der Schweizerischen Winterhilfe moglich. Weiter
sind glinstige M6bel und Wohneinrichtungen in verschiedenen Mobelhauser
oder Online erhaltlich.

Weitere Mobel oder Gerate (z. B. Gefriertruhe usw.) kdnnen nicht finanziert
werden (bei Fonds und Stiftungen anfragen).

Zlgelt eine Person in eine andere Gemeinde, so ist die bisherige
Wohnsitzgemeinde fiir die Finanzierung der sofort erforderlichen
Einrichtungsgegenstande zustandig.



b)

<)

d)

Ziigel-, Transport-, Reinigungs- und Entsorgungskosten
Siehe spezielle Richtlinie bei Eintritt in eine stationare Einrichtung unter
[C.4.1].

Die Kosten fiir das Ziigeln und den Transport konnen zu Lasten der
wirtschaftlichen Sozialhilfe ibernommen werden. Die Kosten fiir Reinigung
kénnen nur in ganz speziellen Fallen finanziert werden, namentlich wenn die
Person psychisch oder physisch nicht in der Lage ist, die Wohnung selber zu
reinigen. Entsorgungskosten gehen zulasten der betroffenen Person. In
begriindeten Ausnahmeféllen kdnnen diese zulasten der wirtschaftlichen
Sozialhilfe Gbernommen werden.

Zlgelt eine Person in eine andere Gemeinde, so ist die bisherige
Wohnsitzgemeinde fiir die Finanzierung von Ziigel-, Transport-, Reinigungs-
und Entsorgungskosten zustandig. Zligel- und Transportauftrage sind, wo
moglich und sinnvoll, an gemeinnitzige Organisationen zu erteilen
(beispielsweise 1G-Arbeit, Caritas).

Ein Kostenvoranschlag ist zwingend, wenn anstelle der genannten
Institutionen ein privates Unternehmen den Auftrag ausflihren muss. Die
Bezligerinnen und Bezliger von wirtschaftlichen Sozialhilfe haben - sofern
psychisch und physisch in der Lage - eine angemessene Hilfeleistung zu
erbringen und die noétigen Vorbereitungen fir den Transport (z. B. Einpacken
usw.) vorzunehmen. Zligelkosten bei einem Wechsel in eine Wohnung,
deren Mietzins iber den Mietzins-Richtlinien liegt, werden nicht zu Lasten
der wirtschaftlichen Sozialhilfe Glbernommen.

Einlagerung von Mobeln

Die Kosten fiir die Einlagerung von Maébeln sind nur in wirklich begriindeten
Einzelfdllen zu Lasten der wirtschaftlichen Sozialhilfe zu ibernehmen.
Kostengutsprachen sind zu befristen auf sechs Monate; in gut begriindeten
Fallen ist eine Verlangerung auf maximal 12 Monate moglich.

Siehe spezielle Richtlinie bei Eintritt in eine stationdre Einrichtung unter
C.4.1i) Mietzinse ab Eintritt in stationare Einrichtungen und
Strafmassnahmenvollzug Luzerner Handbuch Sozialhilfe.

Reisekosten ins Ausland

Ruckreisekosten fur auslandische Klientinnnen und Klienten, welche einen
Ausweisungsentscheid erhalten haben, kénnen nicht ibernommen werden.
Allfallige Kosten bei einer freiwilligen Riickkehr kdnnen nur ibernommen
werden, sofern stichhaltig nachgewiesen werden kann, dass es sich um eine
definitive Ausreise handelt.



C.6.7. Integrationszulage fir Nichterwerbstatige (1ZU)

a)

1ZU

Mit der Integrationszulage werden Leistungen nicht-erwerbstatiger
Personen fir ihre berufliche oder soziale Integration anerkannt. Es werden
nur Leistungen anerkannt, welche die Chancen auf eine erfolgreiche
Integration erhohen oder erhalten.

Siehe Beilage [Integrationszulage flr Nichterwerbstatige 1ZU |file=C67 -
Integrationszulage fuer Nichterwerbstaetige - 1ZU.pdf]

Zum Thema Pflege von Angehdrigen wird verwiesen auf das Praxisbeispiel
der SKOS

Keine IZU werden ausgerichtet fir:

o Arbeitssuche, Bewerbungen (Erstattung der Bewerbungsspesen gegen
Quittungen)

e Teilnahme an Deutschkursen

e Zusammenarbeit mit anderen Fachstellen, Arztinnen,
Sozialversicherungen etc.

Die Integrationszulagen sind ein wesentliches Instrument zur Umsetzung

einer ziel- und ressourcenorientierten Sozialarbeit. Die korrekte Anwendung

der Integrationszulagen bedingt einen gut strukturierten Beratungsprozess.

Die Integrationsleistungen missen periodisch tGberprift und durch die
Klientinnen und Klienten belegt werden. Besonderes Augenmerk ist hier auf
eine gute Zusammenarbeit mit anderen Institutionen und Fachstellen zu
legen (RAV, SOBZ, Programmanbieter etc.).

Bei Kopfquotenteilungen sind die Integrationszulagen den betreffenden
Personen zuzuordnen.

Es kdnnen nie Integrationszulagen und Einkommens-Freibetrage fir die
gleiche Person ausgerichtet werden - sie schliessen sich gegenseitig aus.

Die kumulierten Betrdage der Einkommens-Freibetrage und
Integrationszulagen dirfen innerhalb einer Unterstiitzungseinheit die
Obergrenze von CHF 850.00 nicht tiberschreiten. Wird die Obergrenze
Uberschritten, sind die Betrage fiir alle Personen prozentual zu kiirzen (vgl. §
12 SHV [SRL 892a]).


https://skos.ch/fileadmin/user_upload/skos_main/public/pdf/zeso/praxisbeispiele/2020_ZESO04_Praxisbeispiel.pdf

b)

Integrationsangebote
Bei der Férderung der beruflichen und sozialen Integration wird den
individuellen Ressourcen Rechnung getragen.

Die Sozialhilfeorgane haben dafir zu sorgen, dass den Hilfesuchenden
geeignete Massnahmen der beruflichen und sozialen Integration zur
Verfligung stehen oder solche vermittelt werden. Neben professionellen
(meist zentralen) Angeboten sind auch angepasste, lokale Mdglichkeiten zu
prifen.

Geeignet ist ein Angebot, das den beruflichen Voraussetzungen, dem Alter,
dem Gesundheitszustand, den personlichen Verhéltnissen und den
Fahigkeiten der hilfesuchenden Person Rechnung tragt, ihre berufliche und
soziale Integration ermdglicht oder fordert und dadurch den
gesellschaftlichen Ausschluss verhindert.

Eine nachhaltige Forderung Betroffener kann nur dann gelingen, wenn eine
breite Palette von Integrationsangeboten zur Verfligung steht. Massnahmen
fir die berufliche Integration sollen den Erwerb von Grund- und
Schlisselkompetenzen ebenso ermoglichen wie Arbeitstrainings in der
Wirtschaft oder das Erlangen von anerkannten Ausbildungsabschliissen.

Vergleiche SKOS-RL [C.6.7], Kapitel A.3 b) Koordination mit Dritten Luzerner
Handbuch Sozialhilfe und § 29 Abs. 2 SHG [SRL 892].

Art und Qualitat von Integrationsmassnahmen
Es konnen folgende Massnahmen zur sozialen und beruflichen Integration
unterschieden werden:

e Berufliche Orientierungsmassnahmen

¢ Integrationshilfen in den 1. Arbeitsmarkt (Vergleiche Kapitel A.3 Luzerner
Handbuch Sozialhilfe, Einbezug der Wirtschaft)

o Einsatz und Beschaftigungsprogramme

e Angebote im 2. Arbeitsmarkt

¢ Sozialpadagogische und sozialtherapeutische Angebote

Informationen zu Dienstleistungen und Anbietenden im Kanton Luzern sind

in der online-Datenbank Soziale Netze zu finden:

https://disg.lu.ch/adressen_soziales

Kommission fiir Arbeitsintegrationsmassnahmen fiir Sozialhilfeempfangende
(KAIM)

Link zur Arbeitsintegrationsplatze (AIP)


https://disg.lu.ch/adressen_soziales
https://www.was-luzern.ch/arbeitsintegrationsmassnahmen

Link zur Ubersicht der Angebote Dauerarbeitsplatze (DAP)



https://www.was-luzern.ch/arbeitsintegrationsmassnahmen

C.6.8. Weitere SIL

a) Versicherungen:

Hausrat- und Haftpflichtversicherung: Da Sozialhilfebeziigerinnen und -
bezliger in der Regel Mieterinnen und Mieter sind und ihnen auch die
Ublichen Missgeschicke passieren kdnnen, muss die Sozialbehorde ein
grosses Interesse daran haben, dass versicherbare Risiken gedeckt sind.
Es ist daher naheliegend, dass sie die Kosten fiir den Abschluss einer
Hausrat- und Privathaftpflichtversicherung in die Bedarfsberechnung
miteinbezieht (siehe Beilage [Hausrat- und
Haftpflichtversicherung|file=C68a - Hausrat- und
Haftpflichtversicherung.pdf]).

Rechtsschutzversicherung: Rechtsschutzversicherungen gehéren nicht
zur materiellen Grundsicherung. lhre Kosten kénnen folglich nicht zu
Lasten der Sozialhilfe Gbernommen werden. Es soll jedoch den
Klientinnen und Klienten nicht verboten werden, eine
Rechtsschutzversicherung abzuschliessen bzw. aufrechtzuerhalten,
sofern sie/er die Pramien durch Einsparungen bei andern fir die
wirtschaftliche Sozialhilfe relevanten Ausgabenpositionen bezahlen kann.
Eine Sozialbehorde kann jedoch eine Ausnahme machen: Befindet sich
eine Sozialhilfe beziehende Person aktuell in einem Rechtsstreit, dessen
anfallende Kosten durch die Rechtsschutzversicherung gedeckt werden
resp. werden die berechtigten finanziellen Interessen des
Sozialhilfebeziigers dank der Rechtsschutzversicherung einigermassen
aussichtsreich vertreten, dann kann es ohne weiteres angezeigt sein, die
mit der Rechtsschutzversicherung verbundenen Kosten zu Lasten der
wirtschaftlichen Sozialhilfe zu iibernehmen.

b) Amtliche Gebiihren

Einwohnerkontrolle: Diese Kosten sind mit dem fiir den Grundbedarf
bestimmten Betrag abgegolten. Den Bezligerinnen und Bezligern von
wirtschaftlicher Sozialhilfe ist die Bedirftigkeit durch den
Gemeindesozialdienst zu bestatigen und der Erlass der Gebihren ist zu
beflirworten.

Ausweispapiere (Pass/Identititskarte) und Aufenthaltsbewilligung: Die
Auslagen flr die Erneuerung von Ausweispapieren werden (ibernommen.
Ubernommen werden auch die Kosten fiir Aufenthaltsbewilligungen und
die dafiir notwendigen Papiere.

Einburgerungen / Einblrgerungsgesuche: Die Gebiihren, welche bei einer
Einblrgerung anfallen, werden nicht zu Lasten der wirtschaftlichen
Sozialhilfe ibernommen. Die Person kann bei der zustandigen Behorde
ein Erlassgesuch einreichen.



c)

d)

e)

Erholungsaufenthalte

Erholungsaufenthalte sollen langfristig unterstiitzten Personen, die
entweder nach Kraften erwerbstatig sind, Betreuungsaufgaben
wahrnehmen oder vergleichbare Eigenleistungen erbringen, ermdglicht
werden. Fir die Finanzierung kdnnen Fonds oder Stiftungen beigezogen
werden (siehe Liste unten). Zu Lasten der wirtschaftlichen Sozialhilfe kann
von Zeit zu Zeit ein Betrag von maximal CHF 500.00 pro Jahr und Fall
geleistet werden. Den Klienten ist es selbst zu Gberlassen, in welcher Form
sie den Betrag einsetzen. Gute Kooperation und die Sicherheit, dass der
Betrag zweckmassig verwendet wird, ist hierflir eine Voraussetzung. Ist dies
nicht gewahrleistet, soll der Sozialdienst mit einer Direktzahlung die
zweckmassige Verwendung des Betrages sicherstellen.

Adressen Fonds/Stiftungen

e REKA
e ProJuventute
e Kovive

e Schweizerischer Katholischer Frauenbund
e Sozialdienste der Pfarreien

IT-Gerdte

IT-Gerate (Laptops oder Desktop-Computer) zur Férderung der digitalen
Teilhabe sind Giber Organisationen anzuschaffen, welche kostengiinstige
Occasionsgerate zur Verfligung stellen. Ist dies nicht moéglich oder sinnvoll,
kénnen fiir IT-Gerate (Laptops oder Desktop-Computer) maximal CHF 500.00
alle 4 Jahre zu Lasten der wirtschaftlichen Sozialhilfe lbernommen werden.
Entsprechende Softwares sind nicht zusatzlich zu verglten. Die Finanzierung
ist auf ein Gerat pro Haushalt beschrankt. Ausgenommen hiervon sind
Gerate, welche flr Personen in Ausbildung vorgesehen sind (vgl. Kapitel
C.6.2 i) Finanzierung von IT-Geraten Luzerner Handbuch Sozialhilfe).

Diverse Ausgaben
Bestattungskosten

Bestattungskosten, inkl. Kosten flr Sarg, Kreuz, Grabschmuck usw., sind von
der Einwohnergemeinde zu Gibernehmen (Zivilstands- und Bestattungsamt).
Flr franzosische Staatsangehorige kann beim Heimatstaat Kostenersatz fir

diese Bestattungskosten geltend gemacht werden, nicht aber Kosten fir die
Heimschaffung. Dies ist durch das Zivilstands- und/oder Bestattungsamt der



Gemeinde zu regeln. Was weitere Kosten betreffen, so wird verwiesen auf
Thomet W., Kommentar zum ZUG, Seite 60, Randziffer 88.

Anwaltskosten

Die Ubernahme von Anwaltskosten erfolgt nur in begriindeten Einzelfillen.
Insbesondere bei der Durchsetzung von finanziellen Anspriichen gegeniber
Sozialversicherungen kann es im finanziellen Interesse der Sozialhilfe sein,
die Kosten fiir eine entsprechende juristische Vertretung zu Gibbernehmen.
Auf Gesuch hin kann einer bediirftigen Person unentgeltliche Rechtspflege
inkl. unentgeltlichen Rechtsbeistand gewahrt werden. Die im Einzelfall
zustandige Behorde bzw. das zustandige Gericht erteilt die notwendigen
Auskinfte.

Ubersetzungskosten fiir Dolmetscher oder fiir die Ubersetzung von
amtlichen Dokumenten

Dolmetscherkosten (auch Gehérloseniibersetzung) sind Verwaltungskosten
und folglich keine Kosten, welche zu Lasten der wirtschaftlichen Sozialhilfe
gehen und daher auch nicht einem kostenersatzpflichtigen Gemeinwesen
weiterverrechnet werden kénnen.

Dolmetscherkosten sind im Bereich des Kindes- und Erwachsenenschutzes
als Kosten von Massnahmen im Kindes- und Erwachsenenschutzes zu
qualifizieren. Daher sind sie gemass § 38 EGZGB [SRL 200] in erster Linie von
der betroffenen Person und in zweiter Linie vom unterstitzungspflichtigen
Gemeinwesen zu tragen. Gemass §§ 53 und 54 SHG [SRL 892] ist der Kanton
fir anerkannte Flichtlinge, vorlaufig aufgenommene Personen bis 10 Jahre
nach Einreise in die Schweiz sowie fiir Asylsuchende das
kostenersatzpflichtige Gemeinwesen. Die Kosten sind demnach vom Kanton
zu Ubernehmen. Die Abrechnung erfolgt tiber den Sozialdienst fiir
Flichtlinge und vorlaufig aufgenommene Personen oder den Sozialdienst fiir
Asylsuchende.
Flir medizinische Behandlungen kénnen Dolmetscherkosten als
situationsbedingte Leistungen (SIL, siehe oben Kapitel C.6.5.) Gbernommen
werden, sofern es sich um eine wichtige Behandlung handelt und es fiir die
Behandlung bzw. medizinische Aufklarung notwendig ist (siehe zum Ganzen
Gutachten zuhanden des Bundesamts fir Gesundheit,

: Anspriiche und Kostentragung vom 30. Juni 2008).
Findet die Behandlung im Luzerner Kantonsspital (luks) oder in der Luzerner
Psychiatrie (lups) statt, werden die notwendigen Dolmetscherkosten Gber
die Einrichtungen finanziert.


https://www.humanrights.ch/cms/upload/pdf/090506_BAG_bersetzen_im_Gesundheitsbereich.pdf
https://www.humanrights.ch/cms/upload/pdf/090506_BAG_bersetzen_im_Gesundheitsbereich.pdf

Die aktuellen Tarife fir Dolmetschen (miindlich) des Dolmetschdienstes
Zentralschweiz kénnen unter abgerufen werden.

Caritas Luzern, Dolmetschdienst Zentralschweiz, Grossmatte Ost 10, 6014
Luzern

Telefon 041 368 51 51

Velo und Veloanhanger

Mussen aus privaten Quellen finanziert werden.


http://www.dolmetschdienst.ch/
mailto:dolmetschdienst@caritas-luzern.ch
http://www.dolmetschdienst.ch/

C.7.

Auszahlung
Allgemeines
Hier gilt der Grundsatz von § 6 SHV [SRL 892a]:

,Geldbetrage, die im Zusammenhang mit der wirtschaftlichen Sozialhilfe
geleistet werden, sowie einkassierte und bevorschusste Unterhaltsbeitrage
sind in der Regel auf Monatsbeginn auszubezahlen oder zu iberweisen.”

Vergleiche § 28 SHG [SRL 892]



b)

Leistungsbemessung
Einnahmen

Grundsatz

Gratifikation, 13. Monatslohn oder einmalige Zulagen gelten als
Erwerbseinkommen und werden zum Zeitpunkt der Auszahlung voll
angerechnet (ohne Abzug eines Freibetrags). Ein méglicher Uberschuss ist in
den folgenden Monaten anzurechnen.

Ein analoges Vorgehen kann auch bei schwankendem Einkommen
verwendet werden.

Einkommen von Minderjahrigen

Gemass den SKOS-Richtlinien [D.1] sind Erwerbseinkommen oder andere
Einklinfte Minderjahriger, die mit unterstiitzungsbedurftigen Eltern im
gleichen Haushalt leben, im Gesamtbudget nur bis zur Hohe des auf diese
Person entfallenden Anteils einzuberechnen.

Es ist darauf zu achten, dass der Ausschluss aus der Unterstiitzungseinheit
nicht zu einem Nachteil fiir das Kind und den/die Jugendliche/n fuhrt. Wenn
der Uberschuss nur geringfiigig ist, wird eher von einem Ausschluss
abgesehen, da bei einer unterstitzten Person die zu ibernehmenden
situationsbedingten Leistungen leicht diesen Uberschuss mehr als
kompensieren.

Zum besseren Verstdandnis dienen die Budgetbeispiele gemass Beilagen:

[Budgetbeispiel Lehrling mit Uberschuss|file=D1b - Einkommen von
Minderjaehrigen - Budgetbeispiel Lehrling mit Ueberschuss.pdf]

[Budgetbeispiel Lehrling ohne Uberschuss|file=D1b - Einkommen von
Minderjaehrigen - Budgetbeispiel Lehrling ohne Ueberschuss.pdf]

Einkommen aus Ferienjobs von Jugendlichen

Es ist anzustreben, dass Jugendliche einem Ferienjob nachgehen. Auf eine
Anrechnung bei der Unterstiitzungsberechnung der Eltern ist grundsatzlich
zu verzichten. Im Einzelfall ist beim Entscheid das Alter des Jugendlichen
(14- oder 17-jahrig) und die Hohe des Einkommens (CHF 400.00 oder CHF
2'000.00) zu bericksichtigen und allenfalls vom Grundsatz der
Nichtanrechnung abzuweichen. Wenn das Einkommen angerechnet wird, ist
ein Einkommens-Freibetrag zu gewahren, auch wenn der/die Jugendliche
noch nicht 16 Jahre alt ist.



d)

Quellensteuer

Fir allgemeine Ausfiihrungen zum Umgang mit der Quellensteuer siehe
Beilage SKOS-Merkblatt ,, “

Fur den Verfahrensablauf im Kanton Luzern siehe Luzerner Steuerbuch:

Geburtszulagen

Diese werden bei der Bedarfsberechnung nicht als Einkommen
eingerechnet. Sie sind bestimmt fiir Anschaffungen, welche im
Zusammenhang mit der Geburt und Pflege des Neugeborenen notwendig
werden.

Trinkgelder

Gesuchstellende oder unterstiitzte Personen sind grundsatzlich verpflichtet,
samtliche Einnahmen, folglich auch Einnahmen in Form von
Trinkgeldern/Service zu deklarieren. Eine genaue Uberpriifung der Angaben
ist jedoch kaum maoglich.


https://skos.ch/fileadmin/user_upload/skos_main/public/pdf/Publikationen/Praxis_Anwendung/Merkblaetter/2024_04_SKOS_Merkblatt_Quellensteuern.pdf
https://steuerbuch.lu.ch/band2a/erlass/anhang/verfahrensablauf_erlassgesuche
https://steuerbuch.lu.ch/band2a/erlass/anhang/verfahrensablauf_erlassgesuche
https://steuerbuch.lu.ch/band2a/erlass/anhang/verfahrensablauf_erlassgesuche

D.2.

Einkommensfreibetrag (EFB)

Einkommens-Freibetrdge (EFB) fiir Erwerbstatige

Als Anreiz wird auf das Erwerbseinkommen aus dem ersten Arbeitsmarkt
aller Gber 16-jahrigen ein Freibetrag gewdhrt. Das Minimum betragt CHF
100.00. Erwerbseinkommen von weniger als CHF 100.00 pro Monat gelten
als Freibetrag und werden nicht mit der Sozialhilfe verrechnet. Abhangig
vom Grad der Beschaftigung wird folgender Betrag als Freibetrag gewahrt:

Beschaftigungsgrad in | Stunden pro Monat | Freibetrag

Prozent

10 18 CHF 100.00
20 36 CHF 160.00
30 54 CHF 220.00
40 72 CHF 280.00
50 90 CHF 330.00
60 108 CHF 370.00
70 126 CHF 410.00
80 144 CHF 440.00
90 162 CHF 470.00
100 180 CHF 500.00

Unter Berlicksichtigung der Steuerbefreiung von Sozialhilfeempfangenden
im Kanton Luzern wird die Obergrenze der Einkommens-Freibetrage auf CHF
500.00 pro Person und Monat festgelegt. (Zur Frage der kumulierten
Obergrenze pro Familieneinheit siehe Kapitel C.6.7 a) IZU Luzerner
Handbuch Sozialhilfe).

Die Teilnahme an Integrations- und Beschaftigungsprogrammen wird mit
Integrationszulagen abgegolten. Ebenfalls werden Lehrlings- und
Praktikumsléhne voll angerechnet und mit Integrationszulagen honoriert
(siehe Kapitel C.6.7 a) 1ZU Luzerner Handbuch Sozialhilfe bzw. dortige
Beilage C.6.7 Integrationszulage fiir Nichterwerbstatige (1ZU)).

Es kdnnen nie Einkommens-Freibetrdage und Integrationszulagen fir die
gleiche Person ausgerichtet werden - sie schliessen sich gegenseitig aus.



D.3.
D.3.1.

a)

Vermogen
Grundsatze und Freibetrage

Vermogensverzicht

Bei der Berechnung des Anspruchs auf wirtschaftliche Sozialhilfe werden
Vermogenswerte, auf die verzichtet worden ist, als Einkommen angerechnet
(§ 32 SHG [SRL 892]).

§ 13 SHV [SRL 892a] regelt die Einzelheiten liber die Anrechnung des
Vermogensverzichts. Bei der Berechnung des Anspruchs auf wirtschaftliche
Sozialhilfe ist nur Vermoégen anzurechnen, auf das in den letzten fiinf Jahren
vor der Einreichung des Gesuchs um wirtschaftliche Sozialhilfe verzichtet
wurde. Ein weiter zurilickliegender Verzicht kann nicht angerechnet werden
(§ 13 Abs. 1 SHV [SRL 892a]).

Flr die Bewertung des Vermogens gelten Artikel 17 Abs. 1 und 5 ELV [SR
831.301] Art. 2 ELG [SR 831.30] sinngemass.

Pro Jahr werden CHF 10000 als Einnahme angerechnet. Der Wert des
Vermogens im Zeitpunkt des Verzichtes ist unverandert auf den 1. Januar
des Jahres, das auf den Verzicht folgt, zu Gbertragen und dann jeweils nach
einem Jahr um CHF 10000 und allfallige fur die Berechnung der jahrlichen
Ergdnzungsleistung angerechnete Betrage zu vermindern. Fiir die
Berechnung des Anspruchs auf wirtschaftliche Sozialhilfe ist der verminderte
Betrag am 1. Januar des Jahres, fiir welches wirtschaftliche Sozialhilfe
bezogen wird, massgebend.

Bei Bezligerinnen und Beziigern von Ergdnzungsleistungen wird der Betrag,
der beim Anspruch auf Ergdnzungsleistungen bereits angerechnet wurde,
bei der Berechnung des Anspruchs auf wirtschaftliche Sozialhilfe nicht
nochmals angerechnet. Damit wird eine zweifache Bestrafung vermieden.
Schliesslich wird in § 13 Abs. 5 SHV [SRL 892a] ausdrucklich auf das Recht auf
Hilfe in Notlagen verwiesen (Art. 12 BV [SR 101]). Dies soll den Gemeinden
die Moglichkeit zu Einzelfalllésungen geben.

Siehe Beilage [Merkblatt Sozialhilfebezug infolge
Vermoegensverzicht|file=D31a - Merkblatt Sozialhilfebezug infolge
Vermoegensverzicht.pdf].



D.3.2. Grundeigentum

a) Allgemeines
Es besteht grundsatzlich kein Anspruch darauf, Grundeigentum zu erhalten.
Fir Immobilien im Ausland gelten dieselben Prinzipien wie fiir Immobilien in
der Schweiz.

Bewohnt eine unterstitzte Familie die eigene Liegenschaft, soll die
Sozialbehorde auf eine Verwertung verzichten, sofern die
Eigentimer/Eigentimerin darin zu marktiblichen oder gar zu glinstigeren
Bedingungen wohnen konnen/kann. Durch eine Grundpfandsicherung zu
Gunsten der Sozialbehorde soll sichergestellt werden, dass die bezogene
wirtschaftliche Sozialhilfe zurlckerstattet wird, falls die Liegenschaft oder
Eigentumswohnung zu einem spateren Zeitpunkt verkauft wird.



D.3.3. Altersvorsorge

a)

b)

AHV-Leistungen
Unterstiitzte Personen sollen grundsatzlich zum AHV-Rentenvorbezug
angehalten werden.

Der AHV-Vorbezug stellt somit den Regelfall dar. Von dieser Regel kann in
begriindetem Einzelfall abgewichen werden, insbesondere wenn die
unterstiltzte Person noch teilzeitlich erwerbstatig ist oder reelle Chancen
hat, alsbald eine Anstellung zu finden.

Altersvorsorge der 2. Sdule und der Saule 3a

Freizligigkeitspolicen und Freiziigigkeitskonti (2. Sdule) sowie Guthaben der
privaten gebundenen Vorsorge (Sdule 3a) unterliegen bestimmten
Verfligungsbeschrankungen. Solche Guthaben zidhlen deshalb nicht in jedem
Fall zu den liquiden Eigenmitteln.

Die Auslosung dieser Guthaben soll erst zum Zeitpunkt des AHV-Vorbezugs
bzw. ab Bezug einer ganzen IV-Rente erfolgen. Dann ist dieses Vermogen
erganzend zu AHV- bzw. IV-Rente zur Deckung des Lebensunterhaltes zu
verwenden, d.h. die Sozialhilfe kann beendet werden. Lost eine unterstitzte
Person ihr Guthaben zu einem friiheren Zeitpunkt heraus (bspw. bei
Aufnahme einer selbststiandigen Erwerbstatigkeit), dann kommen auch
bezliglich dieses Vermoégens die allgemeinen Bestimmungen zum Vermdgen
zur Anwendung (vgl. SKOS-RL [D.3.3]).

Freie Vorsorge (Saule 3b)

Vermogen der freien Vorsorge (Saule 3b) ist grundsatzlich herauszulésen
und wird angerechnet. Eine Lebensversicherung zahlt wegen ihres
Rickkaufswertes grundsatzlich zu den liquiden Eigenmitteln.

Vom Rickkauf einer Versicherung kann jedoch abgesehen werden, wenn in
absehbarer Zeit IV-Leistungen zu erwarten sind, wenn der Ablauf der
Versicherung unmittelbar bevorsteht oder wenn das zu erwartende
Versicherungskapital wesentlich hoher ist als der Riickkaufswert der
Versicherung. Es ist in diesen Fallen sinnvoll, die Pramie weiter zu Lasten der
wirtschaftlichen Sozialhilfe zu Gibernehmen.



D.3.4. Kindesvermoégen

a) Allgemeines
Keine Inhalte



D.4.
D.4.1.

a)

b)

Finanzielle Anspriiche gegentber Dritten
Eheliche und partnerschaftliche Unterhaltspflichten

Allgemeines
Bei der Sozialhilfe gilt in jedem Fall das Subsidiaritatsprinzip.

Vergleiche §§ 3 und 27 Abs. 1 SHG [SRL 892]

Ist eine gesuchstellende oder tatsdchlich unterstiitzte und zur Bezahlung von
Unterhaltsbeitragen verpflichtete Person mit den Zahlungen im Riickstand,
dirfen diese Schulden bei der Berechnung der Hohe der wirtschaftlichen
Sozialhilfe nicht einberechnet werden.

Damit ein Gldubiger/eine Glaubigerin wegen den nicht eintreffenden
Unterhaltsbeitragen nicht in eine wirtschaftliche Notlage gerat, kann er/sie
bei seiner/ihrer Wohnsitzgemeinde die Bevorschussung der Kinderalimente
und das Inkasso des Unterhaltsbeitrages flr den/die
Ehepartner/Ehepartnerin beantragen.

Eheliche und partnerschaftliche Unterhaltspflichten

Verzichtet der/die Ehepartner/Ehepartnerin bei der gerichtlichen Trennung
oder Scheidung und vor dem Bezug von wirtschaftlicher Sozialhilfe auf die
ihm/ihr grundsatzlich zustehenden Alimente, so darf er/sie dafir von den
Sozialbehorden nicht mit Sanktionen belegt werden, wenn er/sie auf
wirtschaftliche Sozialhilfe angewiesen ist resp. darum ersucht.

Siehe SKOS-RL [D.4.1]



D.4.2. Elterliche Unterhaltspflichten

a)

b)

Allgemeines
Bei der Sozialhilfe gilt in jedem Fall das Subsidiaritatsprinzip.

Vergleiche §§ 3 und 27 Abs. 1 SHG [SRL 892]

Ist eine gesuchstellende oder tatsdchlich unterstiitzte und zur Bezahlung von
Unterhaltsbeitragen verpflichtete Person mit den Zahlungen im Riickstand,
dirfen diese Schulden bei der Berechnung der Hohe der wirtschaftlichen
Sozialhilfe nicht einberechnet werden.

Damit ein Gldubiger/eine Glaubigerin wegen den nicht eintreffenden
Unterhaltsbeitrdgen nicht in eine wirtschaftliche Notlage gerat, kann er/sie
bei seiner/ihrer Wohnsitzgemeinde die Bevorschussung der Kinderalimente
und das Inkasso des Unterhaltsbeitrages fir den/die
Ehepartner/Ehepartnerin beantragen.

Alimentenbevorschussung
Alimenten-Anspruchsvoraussetzungen fiir Alimentenbevorschussung:

Die Voraussetzungen fiir einen Anspruch auf Alimentenbevorschussung sind
abschliessend aufgefiihrt im Sozialhilfegesetz und in der
Sozialhilfeverordnung (§§ 43 - 52 SHG [SRL 892], §§ 27 - 34 SHV [SRL 892a]).

Der Maximalbetrag pro Kind und Monat betrdagt CHF 1‘008.00, es handelt
sich hier um den Betrag gemass AHVG, auf welches § 46 Abs. 2 SHG [SRL
892] verweist (maximale Waisenrente); siehe aktuelle Betrage:

Werden Alimente bevorschusst, hat eine Meldung der
Alimentenbevorschussung an den Gemeindesozialdienst zu erfolgen, damit
der Umfang der wirtschaftlichen Sozialhilfe korrekt berechnet werden kann.

Wird die wirtschaftliche Sozialhilfe eingestellt, erfolgt eine Meldung des
Gemeindesozialdienstes an die Alimentenbevorschussung der Gemeinde.

Steht fest, dass keine angemessenen Unterhaltsbeitrage vereinbart worden
sind, ist von der unterstitzten Person zu verlangen, dass sie innert dreissig
Tagen bei dem hierfir zustdndigen Gericht eine gerichtliche Festsetzung von
Art und Umfang der Alimente beantragt.


https://www.bsv.admin.ch/bsv/de/home/sozialversicherungen/ahv/grundlagen-gesetze/leistungen-finanzierung.html
https://www.bsv.admin.ch/bsv/de/home/sozialversicherungen/ahv/grundlagen-gesetze/leistungen-finanzierung.html

c)

Internationales Alimenteninkasso:

Seit dem 1. Januar 2024 ist der Kanton Luzern flir die Aufgaben im Bereich
des internationalen Alimenteninkasso zustdndig. Der Kanton Luzern hat die
Aufgabe der Inkassohilfe in grenziiberschreitenden Fallen an die Stadt
Sursee libertragen.

Die Gesuche fir das internationale Alimenteninkasso sind von den
Gemeindesozialdmtern an die Stadtverwaltung Sursee, regionale
Alimentenfachstelle Sursee, Centralstrasse 9, 6210 Sursee, zur
Weiterbearbeitung weiterzuleiten.

Informationen fiir die Einreichung der Gesuche im internationalen
Alimentenwesen finden Sie auf der Internetseite des Bundesamtes fiir Justiz
unter:

Sie finden dort auch Listen der angeschlossenen Lander (Mitglieder) und die
aktuellen Adressen der Empfangsstellen der einzelnen Lander
(Geltendmachung von Unterhaltsanspriichen / auslandische Empfangs- und
Ubermittlungsstellen).


https://www.bj.admin.ch/bj/de/home/gesellschaft/alimente.html

D.4.3. Verwandtenunterstiitzung

a)

Einfiihrung ins Thema

Beitragsleistungen an die wirtschaftliche Sozialhilfe respektive an die auf
wirtschaftliche Sozialhilfe angewiesene Person oder Familie sollen lediglich
bei Verwandten (= Eltern oder Kinder) mit Giberdurchschnittlichem
Einkommen bzw. Vermdgen und gestiitzt auf die Angaben der
Steuerbehérde gepriift und auf dem Verhandlungsweg angestrebt werden.

Vergleiche SKOS-RL [D.4.3] und Praxisbeispiel der SKOS «

».
[Verweis auf Praxishilfe SKOS auch im Anhang 15 aufgenommen]

Diese Ergdnzung zur Verwandtenunterstitzung will zu einer einheitlichen
und systematisierten Abklarung und Anwendung der
Verwandtenunterstltzungspflicht im Kanton Luzern beitragen.

Die Verwandtenunterstiitzung ist zwar gesetzlich geregelt, hat jedoch
trotzdem immer wieder Anlass zu vielen Missverstandnissen und
Verstimmungen gegeben. Die Sozialbehorde hat also in dieser Frage mit viel
Einfihlungsvermogen und Verstandnis vorzugehen. Sie hat zwar zu prifen,
ob hilfspflichtige Verwandte vorhanden sind, soll aber nicht einfach
Verwandtenunterstltzung fordern, sondern in erster Linie vermitteln.
Gemeint ist, dass man versucht, den Verwandten aufzuzeigen, dass ihre
Hilfe wirklich notwendig ist. Solche Vermittlungsversuche sind aber nur dort
angezeigt, wo die Voraussetzungen gegeben sind, d.h. Vorabklarungen
ergeben haben (z.B. aufgrund einer Anfrage beim Steueramt), dass die
notigen finanziellen Mittel mutmasslich vorhanden sind. Ausserdem miissen
die personlichen Verhaltnisse einen Vermittlungsversuch rechtfertigen, d.h.
es kann Falle geben, wo aufgrund der Vorgeschichte moralische Griinde es
nicht zulassen, Verwandtenunterstiitzung einzufordern, z.B. bei Inzest oder
andern schweren Verbrechen zwischen Verwandten. Auch ware es
unzumutbar, wenn ein Kind aus geschiedener Ehe seinen Vater, der sich ins
Ausland abgesetzt und sich nie um seine Unterhaltspflicht gekimmert hat,
unterstltzten musste. Die Richtigkeit solcher Riicksichtnahme leitet sich aus
Art. 329 Abs. 2 ZGB [SR 210] ab (,,erscheint die Heranziehung eines
Pflichtigen wegen besonderen Umstanden als unbillig, kann das Gericht die
Unterstiitzungspflicht ermassigen oder aufheben®).

Weil das materielle Recht der Verwandtenunterstiitzung Bundessache ist,
kénnen die Kantone die Voraussetzungen und den Umfang der Hilfe nicht
festlegen, sondern in ihrer Sozialhilfegesetzgebung lediglich


https://skos.ch/fileadmin/user_upload/skos_main/public/pdf/Recht_und_Beratung/Merkblaetter/2021-04_Praxishilfe_Verwandtenunterstuetzung.pdf
https://skos.ch/fileadmin/user_upload/skos_main/public/pdf/Recht_und_Beratung/Merkblaetter/2021-04_Praxishilfe_Verwandtenunterstuetzung.pdf

b)

d)

Verhaltensregeln fir Sozialhilfeorgane aufstellen. Der Forderungsiibergang
auf das unterstiitzende Gemeinwesen verschafft diesem zwar einen
Anspruch gegenliber unterstiitzungspflichtigen Verwandten, doch besteht
von Bundesrechts wegen keine Verpflichtung, diese Forderung auch geltend
zu machen. Die kantonalen Regelungen betreffend die Durchsetzung von
Unterstltzungsanspriichen lassen einen gemeinsamen Nenner vermissen.
Fehlende verbindliche Richtlinien der Kantone fiihren dazu, dass innerhalb
eines Kantons fast jeder Sozialdienst das Gesetz nach eigener Auffassung
interpretiert. Dies soll mit diesem Leitfaden verhindert werden.

Die Dienststelle Soziales und Gesellschaft und der Verband Luzerner
Gemeinden, Bereich Gesundheit und Soziales erwarten, dass sich alle
Gemeinden an das nachstehend beschriebene Vorgehen halten.

Grundlagen
Siehe Art. 328 f. ZGB [SR 210], § 37 SHG [SRL 892], & 23 SHV [SRL 892a]

Entscheid des Gesundheits- und Sozialdepartementes des Kantons Luzern
vom 14. Februar 2000, wonach zu priifen ist, ob allenfalls ein Anspruch auf
familienrechtliche Unterhaltsbeitrdage besteht aufgrund von Art. 277 Abs. 3
ZGB [SR 210] oder aufgrund der Artikel 328 und 329 ZGB [SR 210].

Grundsatzliches Verfahren

Sobald die Sozialbehdrde einen Berechtigten unterstiitzt, geht dessen
Anspruch gegeniiber dem Pflichtigen durch Subrogation von Gesetzes
wegen auf die Behorde lber (Art. 329 Abs. 3 ZGB [SR 210] in Verbindung mit
Art. 289 Abs. 2 ZGB [SR 210]). Dieser steht somit ein eigener Anspruch
gegeniber pflichtigen Personen zu.

Die Sozialbehorde darf nur auf dem Verhandlungsweg in Zusammenarbeit
mit unterstiitzungspflichtigen Verwandten einen Verwandtenbeitrag
aushandeln. Es ist unzulassig, dass Sozialbehorden fiir Verwandte einen
Verwandtenunterstiitzungsbeitrag mittels Verfiigung festlegen.

Wenn die Verhandlungen zu keinem Resultat fihren und die
Verwandtenunterstiitzung strittig ist, so muss die Sozialbehorde eine
Unterstiitzungsklage einreichen. Letztlich darf also nur das Gericht einen
Verwandtenunterstiitzungsbeitrag festlegen.

Welche Beitrage sind einklagbar?
Einklagbar sind Unterstitzungsbeitrage flr die Zukunft sowie Leistungen,
welche die Behorde innerhalb eines Jahres vor Klageerhebung erbracht hat.



f)

g)

h)

Verbindliche Betrage gibt es nicht; letztlich liegt es im ,,gesunden” Ermessen
der Sozialbehorde, wo sie Grenzen festlegen will.

Welche Leistungen unterstehen nicht der

Verwandtenunterstiitzungspflicht?

Alimentenbevorschussung im Sinne des Sozialhilfegesetzes vom 16. Marz
2015 [SRL 892] sowie der Sozialhilfeverordnung vom 24. November 2015
[SRL 892a] ist die Alimentenbevorschussung keine Unterstiitzung.
Ausstehende Alimente dirfen also nur beim Alimentenschuldner, nicht
jedoch bei anderen Verwandten geltend gemacht werden.

Gebundene Vermégenswerte (z.B. Liegenschaften)

Verfligen die Verwandten Uber ein niedriges Einkommen, dafiir aber Gber
erhebliche, jedoch gebundene Vermoégenswerte, miissen sie sich diese
anrechnen lassen. Es muss aber deswegen niemand sein selbstbewohntes
Haus verkaufen.

In solchen Fallen konnen die geschuldeten Leistungen durch ein Grundpfand
sichergestellt werden, d.h. es muss erst nach einem Erbfall oder einem
Verkauf der Liegenschaft bezahlt werden. Eine solche grundpfandrechtliche
Sicherstellung muss im Grundbuch eingetragen werden.

Unterstiitzungspflichtige, die im Ausland wohnen
Kann aus praktischen Griinden vielfach nicht abgeklart und geltend gemacht
werden.

Wie wird der Verwandtenunterstiitzungsbetrag berechnet?

Wenn immer moglich sollte eine einvernehmliche Losung getroffen werden.
Ein im Rahmen einer solchen Verhandlung vereinbarter Beitrag sollte
aufgrund der gesamten Umstdnde des Einzelfalls angemessen und den
Verwandten zumutbar sein. Deren standesgemadsse Lebenshaltung darf
dadurch nicht beeintrachtigt werden. Es ist empfehlenswert, den Beitrag
anhand einer Bedarfsrechnung auszuhandeln (siehe Musterformular unter
Beilage 15, Vorlage 4 - [Vorlagen zur Abklaerung der
Verwandtenunterstuetzungspflicht | file=Anhang 15 - Vorlagen zur
Abklaerung der Verwandtenunterstuetzungspflicht.pdf]).

Steuerbares Einkommen (einschliesslich Vermoégensverzehr) CHF 120'000.00
fir Alleinstehende und CHF 180'000.00 fiir Verheiratete. Steuerbares
Vermdgen CHF 250'000.00, bzw. CHF 500'000.00.



i)

k)

Auswirkungen auf den Beratungsprozess zwischen Klienten und

Sozialarbeitenden

Das Doppelmandat der Sozialarbeiter erweist sich als problematisch.
Einerseits treten sie den Bedirftigen gegeniber als Berater auf und
versuchen fur eine konstruktive Zusammenarbeit ihr Vertrauen zu
gewinnen, anderseits missen sie unter Umstanden gegen deren Willen als
Inkassobeauftragte auftreten. Dies kann die Beziehung zwischen den
Klienten und dem Berater sehr belasten, ja sogar eine konstruktive
Zusammenarbeit verunmoglichen.

Wenn damit gerechnet werden muss, dass die Behorde in jedem Fall mit
den Verwandten Kontakt aufnimmt, konnte dies den Gang zum Sozialdienst
unnotig erschweren.

Auswirkungen auf das Familiengefiige

Die Geltendmachung der Verwandtenunterstiitzung kann innerfamilidre
Konflikte ausldsen. Die daraus entstehende Belastung fir die Klienten kann
bei diesen Krisensituationen ausldsen. Die SKOS halt in ihren Richtlinien fest:
,Es ist sinnvoll, Beitrage von Verwandten aufgrund gegenseitiger
Absprachen zu erzielen”. Dabei seien stets die Auswirkungen auf die
Hilfesuchenden und den Hilfsprozess mit zu bedenken.

Pflichtige wie Berechtigte haben Anspruch darauf, dass die Auswirkungen
auf das familidre Beziehungsgefiige in den Verhandlungen zur Sprache
kommen und ernst genommen werden.

Kriterien fiir Abklarung
Folgende Kriterien mussen erfillt sein, damit Verwandtenunterstiitzung
abgeklart werden kann:

o Die Unterstltzungspflichtigen haben ihren Wohnsitz in der Schweiz.
o Die Steuerfaktoren (Vermogen und Einkommen) entsprechen den SKOS-
Richtlinien.

Erfolgsquote
Das systematische und einheitliche Anwenden in verschiedenen Gemeinden
zeigt, dass sich der Aufwand lohnt, obwohl die ,Erfolgsquote” nur zwischen
2 bis 5% liegt.



m)

Empfehlungen zum Vorgehen

Falls die Verwandtenunterstiitzung aufgrund der genannten Kriterien
geprift wird, sollten fir den Entscheid, ob sie geltend gemacht wird oder ob
darauf verzichtet wird, folgende Uberlegungen ausschlaggebend sein:

Wie nimmt der Klient zur Absicht der Sozialbehorde, mit seinen
Verwandten Kontakt aufzunehmen, Stellung?

Kennen die Verwandten die Notlage des Klienten oder sind sie vollig
ahnungslos? Kénnte die Beziehung des Klienten zu seinen Verwandten
durch die Geltendmachung der Unterstiitzungspflicht gefahrdet oder
durch die Kontaktaufnahme sogar geférdert werden?

Wie wiirde sich eine vom Klienten nicht gewlinschte Kontaktaufnahme
mit seinen Verwandten auf die Beziehung zu den Sozialhilfeorganen
auswirken? Kénnte dadurch das Vertrauensverhaltnis gestoért und der
Hilfsprozess gefahrdet werden?

Sind die Verwandten aufgrund ihrer persdnlichen und familidren
Verhaltnisse und allfalliger sonstiger Verpflichtungen liberhaupt in der
Lage, den Klienten ohne wesentliche Einschrankung ihrer eigenen
Bediirfnisse zu unterstiitzen?

Haben die Verwandten bereits erhebliche Vorleistungen erbracht
(finanziell oder durch Betreuung)? Ist fiir sie eine weitere Unterstitzung
Uberhaupt zumutbar?

Losungsvorschlag A
Bei dieser Variante ist der Sozialvorsteher bzw. die Sozialvorsteherin
hauptverantwortlich.

Durch das Sekretariat zu erledigen:

Das Sekretariat gibt wie bis anhin beim Erstkontakt das Anmeldeformular
zum Bezug von wirtschaftlicher Sozialhilfe und das dazugehoérende
Merkblatt ab. Wird ein Anspruch auf Sozialhilfe festgestellt und stellt sich
heraus, dass keine Verwandtenunterstitzung moglich ist (z.B. weil keine
Unterstilitzungspflichtige existieren), wird nichts unternommen.

Stellt sich anhand der zur Verfiigung stehenden Angaben heraus, dass
eine Moglichkeit fur Verwandtenunterstitzung besteht, fordert das
Sekretariat beim entsprechenden Steueramt die Faktoren der letzten
rechtskraftigen Steuerveranlagung der infrage kommenden Personen ein
(Musterbrief in der Beilage 15, Vorlage 1 - [Vorlagen zur Abklaerung der
Verwandtenunterstuetzungspflicht | file=Anhang 15 - Vorlagen zur
Abklaerung der Verwandtenunterstuetzungspflicht.pdf]). Die Antwort
des Steueramtes wird zusammen mit dem durch das Sekretariat
ausgefillten Berechnungsblatt (Muster unter Beilage 15, Vorlage 2 -



[Vorlagen zur Abklaerung der
Verwandtenunterstuetzungspflicht|file=Anhang 15 - Vorlagen zur
Abklaerung der Verwandtenunterstuetzungspflicht.pdf]) an den
fallfiihrenden Sozialarbeiter weitergereicht.

Durch die Sozialarbeiterin bzw. den Sozialarbeiter zu erledigen:

Hat sich anhand der eingeholten Steuerzahlen und des
Berechnungsblattes herausgestellt, dass keine
Verwandtenunterstltzungspflicht besteht, wird nichts weiter
unternommen. Das Berechnungsblatt wird ins Dossier abgelegt.

Hat sich herausgestellt, dass Verwandtenunterstiitzung moglich ist, wird
die Klientschaft tiber das bevorstehende Verfahren informiert, kreuzt das
Feld ,Ja“ unter Punkt 2.3 des Berechnungsblattes an und reicht dieses an
den Sozialvorsteher bzw. die Sozialvorsteherin zur Weiterbearbeitung
weiter.

Durch den Sozialvorsteher bzw. die Sozialvorsteherin zu erledigen:

Pflichtige werden zu einer Besprechung eingeladen (Musterbrief unter
Beilage 15, Vorlage 3.1, 3.2 - [Vorlagen zur Abklaerung der
Verwandtenunterstuetzungspflicht|file=Anhang 15 - Vorlagen zur
Abklaerung der Verwandtenunterstuetzungspflicht.pdf]).

Pflichtige werden ersucht, das Formular fir die Ermittlung des
anrechenbaren Betrages flr die Verwandtenunterstitzung (Muster
Beilage 15, Vorlage 4 - [Vorlagen zur Abklaerung der
Verwandtenunterstuetzungspflicht|file=Anhang 15 - Vorlagen zur
Abklaerung der Verwandtenunterstuetzungspflicht.pdf]) zu retournieren.
Gesprachsfiihrung mit den Pflichtigen nach dem Gesprachsleitfaden
Beilage 15, Vorlage 5 - [Vorlagen zur Abklaerung der
Verwandtenunterstuetzungspflicht|file=Anhang 15 - Vorlagen zur
Abklaerung der Verwandtenunterstuetzungspflicht.pdf]).

Falls Verwandtenunterstiitzung nicht moéglich scheint, Mitteilung an
Pflichtige, dass auf die Geltendmachung von Verwandtenunterstiitzung
verzichtet wird.

Falls Verwandtenunterstiitzung aufgrund der finanziellen und der
personlichen Verhiltnisse geboten scheint, gilt als Ziel, eine glitliche
Einigung auf dem Weg einer schriftlichen Zahlungsvereinbarung zu
erreichen (Muster Beilage 15, Vorlage 6 - [Vorlagen zur Abklaerung der
Verwandtenunterstuetzungspflicht | file=Anhang 15 - Vorlagen zur
Abklaerung der Verwandtenunterstuetzungspflicht.pdf]).

Falls keine Einigung erzielt werden kann, ist der Anspruch gerichtlich
durchzusetzen. Zustandig dafir ist die Sozialbeh6rde. Der Sozialvorsteher
bzw. die Sozialvorsteherin stellt entsprechend Antrag an diese.



Durch die Sozialbehorde zu erledigen:

Einreichung der Unterstltzungsklage (gemass Art. 26 ZPO [SR 272] ist fur
Klagen gegen unterstitzungspflichtige Verwandte das Gericht am Wohnsitz
einer der Parteien zwingend zustandig).

Inkasso:

Kann eine gltliche Vereinbarung erzielt werden oder liegt ein Gerichtsurteil
vor, ist eine Kopie davon dem Sekretariat oder der Finanzabteilung fiir die
Inkasso-Kontrolle weiterzuleiten.

Losungsvorschlag B
Bei dieser Variante ist der/die fallfiihrende Sozialarbeiter/in
hauptverantwortlich.

Durch das Sekretariat zu erledigen:

o Das Sekretariat gibt wie bis anhin beim Erstkontakt das Anmeldeformular
zum Bezug von wirtschaftlicher Sozialhilfe und das dazugehoérende
Merkblatt ab. Wird ein Anspruch auf Sozialhilfe festgestellt und stellt sich
heraus, dass keine Verwandtenunterstitzung moglich ist (z. B. weil keine
Unterstilitzungspflichtige existieren), wird nichts unternommen.

o Stellt sich anhand der zur Verfiigung stehenden Angaben heraus, dass
eine Moglichkeit fur Verwandtenunterstitzung besteht, fordert das
Sekretariat beim entsprechenden Steueramt die Faktoren der letzten
rechtskraftigen Steuerveranlagung der infrage kommenden Personen ein
(Musterbrief unter Beilage 15, Vorlage 1 - [Vorlagen zur Abklaerung der
Verwandtenunterstuetzungspflicht|file=Anhang 15 - Vorlagen zur
Abklaerung der Verwandtenunterstuetzungspflicht.pdf]). Die Antwort
des Steueramtes wird zusammen mit dem durch das Sekretariat
ausgefillten Berechnungsblatt (Muster unter Beilage 15, Vorlage 2 -
[Vorlagen zur Abklaerung der
Verwandtenunterstuetzungspflicht|file=Anhang 15 - Vorlagen zur
Abklaerung der Verwandtenunterstuetzungspflicht.pdf]) an den
fallflihrenden Sozialarbeiter bzw. die fallfiihrende Sozialarbeiterin
weitergereicht (Analog Variante A).

Durch die Sozialarbeiterin bzw. den Sozialarbeiter zu erledigen:

¢ Hat sich anhand der eingeholten Steuerzahlen und des
Berechnungsblattes herausgestellt, dass keine Verwandtenunterstiitzung
besteht, wird nichts weiter unternommen. Das Berechnungsblatt wird ins
Dossier abgelegt.



o Hat sich herausgestellt, dass Verwandtenunterstiitzung moglich ist, wird
die Klientschaft liber das bevorstehende Verfahren informiert.

o Pflichtige werden zu einem Gesprach auf den Sozialdienst eingeladen
(Musterbrief unter Beilage 15, Vorlage 3.1, 3.2 - [Vorlagen zur
Abklaerung der Verwandtenunterstuetzungspflicht|file=Anhang 15 -
Vorlagen zur Abklaerung der Verwandtenunterstuetzungspflicht.pdf]).

o Pflichtige werden ersucht, das Formular fur die Ermittlung des
anrechenbaren Betrages flr die Verwandtenunterstiitzung (Muster unter
Beilage 15, Vorlage 4 - [Vorlagen zur Abklaerung der
Verwandtenunterstuetzungspflicht|file=Anhang 15 - Vorlagen zur
Abklaerung der Verwandtenunterstuetzungspflicht.pdf]) zu retournieren.
Gesprach mit den Pflichtigen nach dem Gesprachsleitfaden unter Beilage
15, Vorlage 5 - [Vorlagen zur Abklaerung der
Verwandtenunterstuetzungspflicht|file=Anhang 15 - Vorlagen zur
Abklaerung der Verwandtenunterstuetzungspflicht.pdf].

¢ Falls Verwandtenunterstitzung nicht moéglich scheint, Mitteilung an
Pflichtige, dass auf die Geltendmachung von Verwandtenunterstiitzung
verzichtet wird.

¢ Falls Verwandtenunterstitzung aufgrund der finanziellen und der
personlichen Verhiltnisse geboten scheint, gilt als Ziel, eine gltliche
Einigung auf dem Weg einer schriftlichen Vereinbarung zu erreichen
(Muster unter Beilage 15, Vorlage 6 - [Vorlagen zur Abklaerung der
Verwandtenunterstuetzungspflicht|file=Anhang 15 - Vorlagen zur
Abklaerung der Verwandtenunterstuetzungspflicht.pdf]).

¢ Falls keine Einigung erzielt werden kann, ist der Anspruch gerichtlich
durchzusetzen. Zustandig dafir ist die Sozialbehorde. Der Sozialarbeiter
bzw. die Sozialarbeiterin stellt entsprechenden Antrag an diese.

Durch die Sozialbehorde zu erledigen:

Einreichung der Unterstltzungsklage (gemass Art. 26 ZPO [SR 272] ist fur
Klagen gegen unterstiitzungspflichtige Verwandte das Gericht am Wohnsitz
einer der Parteien zwingend zustandig).

Inkasso:

Kann eine giitliche Vereinbarung erzielt werden oder liegt ein Gerichtsurteil

vor, ist eine Kopie davon dem Sekretariat oder der Finanzabteilung fiir die
Inkasso-Kontrolle weiterzuleiten.



p)

Vor- und Nachteile der einzelnen Vorschlage

Vorschlag A (Sozialvorsteher/in ist hauptverantwortlich)

Vorteile

Sozialarbeiter/in ist vom
Doppelmandat entbunden
Vertrauensverhaltnis zwischen
Klientschaft und
Sozialarbeiter/in wird nicht
gefahrdet.

Beratungsprozess bleibt intakt
Sozialarbeiter/in hat mehr Zeit
flr Fallarbeit

Emotionelle Distanz des
Stellenleiters zu Klientschaft
und Familiensystem beim
Verhandeln

Klare Trennung der Ebenen
Fallfihrung/Verwandtenunter
stitzung kann zu besserer
Akzeptanz bei Klientschaft und
Verwandten fiihren

‘ Nachteile ‘

Koordination im Sozialdienst
muss genau abgesprochen
werden

Zeitliche Mehrbelastung fir
Sozialvorsteher/in

Vorschlag B (Fallfithrende/r Sozialarbeiter/in ist hauptverantwortlich)

Vorteile Nachteile

Koordination im Sozialdienst
ist einfacher

Keine zeitliche Mehrbelastung
fir Sozialvorsteher/in

Doppelmandat der
Sozialarbeitenden

Emotionelle Ndhe
Sozialarbeiter/in zu
Klientschaft/Parteilichkeit
Kénnte das Vertrauensverhiltnis
und somit den Hilfsprozess
zwischen Klientschaft und
Sozialarbeiter/in stéren oder gar
verhindern

Vermischung der Ebenen
FallfUhrung/Verwandtenuntersti
tzung

Zeitlicher Mehraufwand auf




q)

Kosten von Fallarbeit

Beurteilung der Varianten A und B

Die Dienststelle Soziales und Gesellschaft und der Verband Luzerner
Gemeinden, Bereich Soziales und Gesundheit empfehlen den Gemeinden
die Umsetzung der Variante A (Sozialvorsteher/in ist hauptverantwortlich).
Folgende Argumente sprechen dafiir:

Die Sozialarbeitenden werden vom problematischen Doppelmandat
entlastet.

Die Sozialarbeitenden konnen sich voll auf ihre Kernaufgabe
konzentrieren.

Die Vertrauensbasis zwischen Klientschaft und Sozialarbeiter/in wird
durch die Verwandtenunterstiitzung nicht gefahrdet. Dadurch bleibt der
Beratungsprozess intakt.

Die klare Trennung der beiden Ebenen
Fallfihrung/Verwandtenunterstiitzung kann eine bessere Akzeptanz des
Verfahrens bei der Klientschaft bewirken.

Die emotionelle Distanz des Sozialvorstehers bzw. der Sozialvorsteherin
zur Klientschaft und seinem Familiensystem kann sich positiv auf das
Verhandeln und das Verhandlungsergebnis auswirken.

In Gemeinden, in welchen der Sozialvorsteher bzw. die Sozialvorsteherin
die wirtschaftliche Sozialhilfe leistet, ist zu priifen, ob diese Aufgabe an
eine Fachperson delegiert werden kann.

Quellenangaben

ZGB [SR 210]

SKOS-Richtlinien 12/2010

Wolffers; Grundriss des Sozialhilferechts (1993)
Beobachter-Broschiire «Habe ich Anspruch auf Sozialhilfe?» (1999)

Inhalt der Beilage [Vorlagen zur Abklaerung der
Verwandtenunterstuetzungspflicht|file=Anhang 15 - Vorlagen zur
Abklaerung der Verwandtenunterstuetzungspflicht.pdf]

Musterbrief an Steueramt (Anfrage Steuerfaktoren)
Berechnungsblatt

Zwei Musterbriefe an Verwandte (Terminvereinbarung)

Formular zur Ermittlung des anrechenbaren Bedarfs der Verwandten
Gesprachsleitfaden

Zahlungsvereinbarung



D.4.4. Konkubinatsbeitrag

a)

Gefestigtes Konkubinat (ehedahnliche Wohngemeinschaft)
Ein stabiles/gefestigtes Konkubinat ist zu vermuten, wenn:

e das Paar seit Giber zwei Jahren einen gemeinsamen Haushalt bildet.

¢ das Paar mit einem gemeinsamen Kind in einer gemeinsamen Wohnung
zusammenlebt. Die Dauer des Konkubinats ist dabei als Voraussetzung
irrelevant ( ).

Fazit

Besteht ein Konkubinat seit mehr als zwei Jahren oder leben die Partner in
einer gefestigten Beziehung mit einem gemeinsamen Kind zusammen und
wird nur eine Person unterstitzt, so darf normalerweise davon ausgegangen
werden, dass diese auch von ihrem Partner Leistungen erhalt. Soweit eine
solche Vermutung nicht widerlegt werden kann, dirfen Einkommen und
Vermogen des nicht unterstiitzten Konkubinatspartners angemessen
bericksichtigt werden.

Fiir die Berechnung des Konkubinatsbeitrag siehe Beilage [Berechnungsblatt
zur Bemessung der Sozialhilfe | file=Anhang 14 - Berechnungsblatt zur
Bemessung der Sozialhilfe.pdf] und SKOS-RL [D.4.4] sowie Praxishilfe der
SKOS « ».


https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?highlight_docid=aza%3A%2F%2F12-01-2004-2P-242-2003&lang=de&type=show_document&zoom=YES&
https://skos.ch/fileadmin/user_upload/skos_main/public/pdf/Recht_und_Beratung/Praxishilfen/240824_SKOS_Praxishilfe_Erweitertes_SKOS_Budget.pdf

D.4.5. Entschadigung fur Haushaltsfihrung

a)

Allgemeines

Fihrt eine unterstiitzte Person den Haushalt fiir eine oder mehrere
Personen, die nicht unterstitzt werden, hat sie einen Anspruch auf eine
Entschadigung fur die Haushaltsfiihrung. Diese Entschadigung ist der
unterstitzten Person als Einkommen anzurechnen.

Zu den Voraussetzungen der Entschadigung fir die Haushaltsfiihrung siehe
SKOS-RL [D.4.5] und Erlauterungen a:

Empfohlene Entschadigung fiir die Haushaltsfiihrung (ungefestigtes
Konkubinat)

Die Hélfte des Uberschusses (Einnahmen minus erweitertes SKOS-Budget,
siehe auch SKOS-RL [D.4.4] Erlauterungen b) wird angerechnet, maximal CHF
950.00.

Fir die Berechnung der Entschadigung fiir die Haushaltsfiihrung siehe
Beilage [Berechnungsblatt zur Bemessung der Sozialhilfe | file=Anhang 14 -
Berechnungsblatt zur Bemessung der Sozialhilfe.pdf] und SKOS-RL [D.4.4]
Erlduterungen b) sowie Praxishilfe der SKOS « ».


https://skos.ch/fileadmin/user_upload/skos_main/public/pdf/Recht_und_Beratung/Praxishilfen/240824_SKOS_Praxishilfe_Erweitertes_SKOS_Budget.pdf

E.
E.1.
E.1.1.

a)

Riickerstattung
Rechtmassig bezogene Leistungen
Gunstige Verhaltnisse

Allgemeines
Siehe § 38 SHG [SRL 892]

Siehe betreffend Riickerstattung bei Vermégensanfall LGVE


https://gerichte.lu.ch/recht_sprechung/lgve/Ajax?EnId=11051

E.1.2. Bevorschusste Leistungen

a) Allgemeines
Siehe § 38 Abs. 4 SHG [SRL 892]

Leistungen von Sozialversicherungen (z.B. IV / ALV) durfen nur dann mit im
Voraus ausgerichteten Sozialhilfegeldern verrechnet werden, wenn die
Leistungen der Sozialversicherung und die Sozialhilfegelder denselben
Zeitraum betreffen (gleiche Zeitperiode).

Nachtréglich ausbezahlte Leistungen von Sozialversicherungen (z.B. IV/ALV)
beziehen sich jeweils auf einen bestimmten Zeitraum. Er ist in der
Auszahlungsverfligung der Sozialversicherung angegeben. Die Mittel der
Sozialversicherungen diirfen nur mit den im gleichen Zeitraum tatsachlich
geleisteten Betragen der wirtschaftlichen Sozialhilfe verrechnet werden. Das
heisst: Eine Gemeinde, welche wirtschaftliche Sozialhilfe geleistet hat, darf
sich nicht mit den Mitteln, welche aufgrund einer Sozialversicherung einer
unterstltzten Person zukommen, bereichern oder vollstandig schadlos
halten.

Ist eine unterstiitzte Person aufgrund einer Nachzahlung und der
periodengerechten Abrechnung nicht mehr auf wirtschaftliche Sozialhilfe
angewiesen, so ist ihr ein allfdlliger Uberschuss auszuzahlen. Eine
Verrechnung mit Leistungen der wirtschaftlichen Sozialhilfe, welche
ausserhalb der durch die Sozialversicherung abgedeckten Periode geleistet
worden sind, ist unter keinen Umstanden statthaft.

Erhalt eine unterstitzte Person IV-Taggelder 0.4., dann hat sie - sofern mit
dem Taggeld das soziale Existenzminimum gedeckt wird - keinen Anspruch
auf wirtschaftliche Sozialhilfe. Sie muss auch nicht das IV-Taggeld an den
Sozialdienst abtreten. Die fur die Auszahlung zustidndige
Sozialversicherungsstelle ist firr den Fall einer spateren, rickwirkenden
Berentung mit Hilfe des Verrechnungsantragsformulars der AHV/IV zu
informieren.

Laufende IV-Renten sind nur ausnahmsweise und in gut begriindeten
Einzelfdllen an den Gemeindesozialdienst abzutreten. Der monatliche
Rentenbetrag wird bei der fir die Leistung von wirtschaftlicher Sozialhilfe
notwendigen Bedarfsberechnung als Einnahme im Budget berticksichtigt
und fiihrt naturgemass zu einer Reduktion des Betrags der wirtschaftlichen
Sozialhilfe.



E.1.3. Sicherungsmassnahmen

a) Allgemeines
Siehe § 39 Abs. 2 SHG [SRL 892]



E.1.4. Rickerstattungspflichtige Leistungen

a) Allgemeines
Als Riickerstattungsberechtigt gelten jene Kosten, die bei ZUG angerechnet

werden, gemass Sozialhilfegesetz [SRL 892] und ZUG [SR 851.1].



E.1.5. Ruckerstattungspflichtige Personen

a) Allgemeines
Siehe § 38 SHG [SRL 892]

Achtung: Wirtschaftliche Sozialhilfe, die einem Elternteil vor oder nach der
Geburt eines Kindes fir langstens zwolf Monate, wovon hochstens drei
Monate vor der Geburt, geleistet wurde, ist nicht zuriickzuerstatten (§ 38
Abs. 2 SHG [SRL 892]).



E.2. Zweckentfremdete Leistungen

a) Keine Inhalte
Keine Inhalte



E.3. Auszahlung ohne Rechtsgrund
E.3.1. Unrechtmassiger Bezug

a) Allgemeines
Siehe § 39 SHG [SRL 892]



E.3.2. Falschauszahlungen

a) Allgemeines
Siehe § 39 Abs. 2 SHG [SRL 892]

b) Nachzahlung von Unterstiitzungsleistungen
Zum Thema Nachzahlung von Unterstitzungsleistungen wird verwiesen auf
SKOS-RL [E.3.2], Erlauterungen c

Eine Nachzahlung erfolgt bis 3 Jahre nach Anspruchsentstehung.



E.4.

a)

Verrechnung von unrechtmassig bezogenen oder
zweckentfremdeten Leistungen mit laufender
Unterstutzung

Allgemeines
Siehe § 39 Abs. 3 SHG [SRL 892]



E.5. Verzicht oder Stundung

a) Allgemeines
Siehe § 39 Abs. 1 SHG [SRL 892]



Auflagen, Sanktionen, Ablehnung und Einstellung
Auflagen

Allgemeines

Nach § 29 Abs. 1 SHG [SRL 892] kann die wirtschaftliche Sozialhilfe mit
Auflagen und Weisungen verbunden werden, die sich auf die zweckmassige
Verwendung der Leistungen beziehen oder sonst wie geeignet sind, die Lage
der hilfebedirftigen Person und ihre Familienangehorigen zu verbessern.
Weiter konnen die hilfebedirftige Person und ihre Familienangehorigen
verpflichtet werden, aktiv eine Arbeitsstelle zu suchen, eine zumutbare
Arbeit oder Beschaftigung anzunehmen oder an einem geeigneten
Integrationsprogramm teilzunehmen (§ 29 Abs. 2 SHG [SRL 892]). Werden
die Auflagen und Weisungen nicht befolgt, kann die wirtschaftliche
Sozialhilfe angemessen gekirzt oder eingestellt werden (§ 30 Abs. 1 SHG
[SRL 892]).

§ 29 SHG [SRL 892] aussert sich zur Form der Auflagen und Weisungen nicht.
Dennoch sind Auflagen der betroffenen Person in Schriftform zu
kommunizieren. Die betroffene Person muss unmissverstandlich wissen,
was von ihr verlangt wird und welche Konsequenzen die Nichterfiillung
einer Auflage nach sich zieht. Sie muss Gelegenheit erhalten, sich vorgangig
zum Sachverhalt zu dussern.

Gemass einem vom 1. Dezember 2015
betreffen insbesondere Verhaltensanweisungen (z.B. betreffend die Suche
nach einer glinstigeren Wohnung) die in Art. 10 Abs. 2 BV [SR 101]
garantierte personliche Freiheit der unterstiitzten Person. Diese hat
demzufolge ein schutzwiirdiges Interesse daran, die Rechtmassigkeit dieser
Auflage oder Weisung schon im Anschluss an deren Erlass auf dem
Rechtsmittelweg tGberprifen zu lassen und nicht erst mittels Beschwerde
gegen die Kiirzungs- oder Einstellungsverfligung, die aufgrund der
Missachtung der Auflage oder Weisung ergeht.

Damit ist eine Auflage oder Weisung, welche die in Art. 10 Abs. 2 BV [SR
101] garantierte persoénliche Freiheit betrifft, in Verfiigungsform, also
schriftlich und mit einer Rechtsmittelbelehrung versehen, zu erlassen.

(Sofern die Sozialbehodrde nicht abschliessend ermitteln kann, ob es sich im
vorliegenden Fall tatsachlich um eine Verhaltensanweisung, welche die in
Art. 10 Abs. 2 BV [SR 101] garantierte personliche Freiheit betrifft, handelt,
wird eine Verfiigungsform, mit einer Rechtmittelbelehrung versehen,
empfohlen.)


https://gerichte.lu.ch/recht_sprechung/lgve/Ajax?EnId=10498

Siehe das Urteil des Kantonsgerichts 7H 15 219 vom 1. Dezember 2015



https://gerichte.lu.ch/recht_sprechung/lgve/Ajax?EnId=10498

F.2.

b)

Sanktionen

Grundsatzliches

Es ist darauf hinzuweisen, dass zwischen der sanktionsweisen Kiirzung der
Sozialhilfe (§ 14 Abs. 1 und 2 SHV [SRL 892a]) und der Einstellung der
Sozialhilfe, weil die Hilfebeddrftigkeit nicht mehr oder nicht mehr im
bisherigen Umfang besteht oder weil die Hilfebedirftigkeit nicht mehr
nachgewiesen ist (§ 14 Abs. 3 SHV [SRL 892a]), unterschieden wird.

Leistungskiirzungen sind gemass § 30 SHG [SRL 892]i.V.m. § 14 Abs. 1 und 2
SHV [SRL 892a] moglich. Sie haben jedoch dem Grundsatz der
Verhaltnismassigkeit zu entsprechen. Der Grundsatz der
Verhaltnismassigkeit gebietet, je nach Fehlverhalten und dem dadurch
verursachten Schaden, beim Mass und der Dauer der Kiirzung ein
differenziertes Vorgehen.

Beendet ein Elternteil vor oder nach der Geburt eines Kindes seine
Erwerbstatigkeit oder nimmt er keine solche auf, um sich Giberwiegend der
Pflege und Erziehung des Kindes zu widmen, darf die wirtschaftliche
Sozialhilfe nicht gekiirzt oder eingestellt werden. Die Sperrfrist dauert
langstens zwolf Monate, davon héchstens drei Monate vor der Geburt (§ 30
Abs. 2 SHG [SRL 892]).

Kiirzungsgriinde

Leistungskiirzungen sind schriftlich und in Form eines Entscheides zu
eroffnen. Gemass § 5 Abs. 1 SHV [SRL 892a] missen Erstentscheide nicht
begriindet werden. Dennoch ist eine Begriindung zu empfehlen, damit die
Klientel die Griinde fir den Entscheid kennt. Vorgangig muss ein
Informations- bzw. Mahnverfahren durchgefiihrt werden. Die von
Kirzungen unmittelbar betroffenen Personen miissen Gelegenheit erhalten,
sich vorgangig zum Sachverhalt zu dussern (rechtliches Gehor).

Kirzungsgriinde kénnen sein:

mangelnde Kooperation

¢ ungeniigende Integrationsbemiihungen

¢ unrechtmassig bezogene Unterstiitzung

e durch das Verhalten des Unterstlitzten verursachte Doppelzahlungen
Siehe § 30 SHG [SRL 892] i.V.m. § 14 Abs. 1 und 2 SHV [SRL 892a]

Kiirzungsumfang
Da die Leistungskiirzung fiir die betroffene Person unter Umstanden ein
massiver Eingriff darstellt, missen vor der Beschlussfassung die Verhaltnisse



(immer) nochmals geprift werden. Folgende Fragen sind — sofern dies nicht
bereits geschehen ist — zu klaren und es ist der Klientin oder dem Klienten
die Gelegenheit zu geben, sich dazu zu dussern (die Beantwortung folgender
Fragen hilft auch bei der Entscheidung, ob und wie gekiirzt werden soll und
bei der Begriindung der Sanktion):

e War die Auflage bzw. Weisung zumutbar?

e Weshalb hat die betroffene Person die Anordnung nicht erfullt?

e Gibt es nachvollziehbare Griinde? Konnte sie objektiv der Forderung der
Sozialbehérde nachkommen oder war es ihr aufgrund ihrer psychischen
oder physischen Verfassung nicht moglich, der Auflage Folge zu leisten?
Gibt es nachvollziehbare Hinderungsgriinde?

o War die Auflage oder Weisung geeignet, die Situation der unterstitzten
Person zu verbessern?

e Wourde die Kiirzung schriftlich angedroht?

e War sich die betroffene Person bewusst, welche Folgen ihr Tun oder
Unterlassen haben wird?

Kommt man zum Schluss, dass eine Klirzung grundsatzlich angemessen und

zul3ssig ist, stellt sich die Frage, nach dem Umfang der Kiirzung innerhalb

des erlaubten Rahmens. Es geht hier um die Frage nach der

Verhaltnismassigkeit:

e Wie schwer wiegt das Verschulden der betroffenen Person?

¢ Sind Kinder von der Kiirzung betroffen?

Die Leistungskiirzung muss sowohl in Bezug auf die H6he als auch auf die
Dauer verhaltnismassig sein. Die Situation von im gleichen Haushalt
lebenden, nicht fehlbaren Personen (weitere Familienmitglieder, Kinder,
Jugendliche) ist dabei angemessen zu beriicksichtigen. In Abweichung von
den SKOS-Richtlinien kann der GBL sanktionsweise um 5 bis hochstens 35
Prozent gekirzt werden. Kiirzungen von 20 Prozent und mehr sind auf
maximal 9 Monate zu befristen.

Im Weiteren kénnen Leistungen mit Anreizcharakter (EFB, I1ZU) sowie
fordernde SIL gekiirzt oder gestrichen werden. Der Sozialdienst hat vor
Ablauf der festgesetzten Frist zu prifen, ob die Voraussetzungen fir eine
Kiirzung weiterhin gegeben sind. Trifft dies zu, kann erneut eine Massnahme
nach § 14 Abs. 1 SHV [SRL 892a] getroffen werden. Werden die Auflagen
und Weisungen inzwischen befolgt, werden die Kirzungen und Streichungen
aufgehoben, abweichend von den SKOS-Richtlinien jedoch erst nach Ablauf
der festgesetzten Frist (§ 14 Abs. 2 SHV [SRL 892a]). Vorbehalten bleibt § 5
des Sozialhilfegesetzes [SRL 892].

Der Grundsatz der Verhaltnismassigkeit gebietet ein differenziertes,
fallspezifisches Vorgehen. Die Kiirzung hat sowohl in persdnlicher als auch in



sachlicher und zeitlicher Hinsicht in einem angemessenen Verhéltnis zum
Fehlverhalten zu stehen.

Die folgende Tabelle [Sanktionen Kirzungsumfang |file=F2 - Sanktionen -
Kuerzungsumfang.pdf] gibt einen Orientierungsrahmen zu den Sanktionen,
welche je nach Schweregrad einer Pflichtverletzung zu verfigen sind. Der
Sanktionsrahmen ist lediglich als Anhaltspunkt zu verstehen und ersetzt die
fachlich begriindete Beurteilung des Einzelfalls durch die Sozialdienste nicht.
So kann ein bestimmtes Verhalten je nach Umstanden bei einer
unterstltzten Person eine leichte Pflichtverletzung darstellen, wahrend es
bei einer anderen Person als mittlere Pflichtverletzung einzustufen ist.

Die Auswirkungen auf mitbetroffene Personen einer Unterstiitzungseinheit
— insbesondere Kinder und Jugendliche — sind zu berticksichtigen. In diesem
Zusammenhang muss in jedem Fall der Individualisierungsgrundsatz
beachtet werden. Mit Blick auf die grundrechtlichen Garantien von Kindern
und Jugendlichen auf besonderen Schutz ihrer Unversehrtheit und auf
Forderung ihrer Entwicklung (Art. 11 BV [SR 101]) ist ihr Bedarf von der
Kirzung grundséatzlich auszunehmen (SKOS-RL [F.2] Erlduterungen b).

Kommt es zu einer ganzen oder teilweisen Einstellung der wirtschaftlichen
Sozialhilfe und ist dadurch das Kindswohl gefdhrdet ist eine Meldung an die
Kindes- und Erwachsenschutzbehoérde zu priifen.



F.3.

b)

c)

Ablehnung und Einstellung von Leistungen

Allgemeines

Es ist zu unterscheiden zwischen dem Nichteintreten auf ein Gesuch um
Ausrichtung von Sozialhilfe bzw. Ablehnung eines solchen und der
Einstellung von Leistungen bei laufender Unterstiitzung.

Ablehnung von Leistungen

Der Anspruch auf Sozialhilfe setzt Bedirftigkeit voraus. Die hilfesuchende
Person muss sowohl bei der Einreichung eines Unterstiitzungsgesuchs als
auch wahrend der Unterstlitzung tber ihre Verhaltnisse Auskunft erteilen
und diese dokumentieren, soweit diese fiir die Beurteilung und Bemessung
des Anspruchs erforderlich sind. (§§ 7 und 8 SHG [SRL 892]).

Wenn gesuchstellende Personen sich weigern, die nétigen Angaben und
Unterlagen vorzulegen, obwohl sie dazu ermahnt und tber die
Konsequenzen informiert wurden, kann ein allfalliger Anspruch auf
Sozialhilfeleistungen nicht geprift werden. In diesem Fall ist ein
Nichteintretensentscheid zu fallen.

Es gilt zu beachten: Sind Hilfesuchende aufgrund personlicher
Einschrankungen objektiv nicht in der Lage, ihre Mitwirkungspflichten
selbststandig wahrzunehmen, sind sie von den Sozialhilfeorganen bei der
Beschaffung der Unterlagen zu unterstiitzen.

Einstellung mangels Nachweis Bediirftigkeit

Die teilweise oder vollumfangliche Einstellung von Leistungen ist zulassig,
wenn die Bedurftigkeit wahrend der laufenden Unterstiitzung nicht mehr
nachgewiesen ist.

Wenn unterstitzte Personen sich weigern, die nétigen Angaben und
Unterlagen vorzulegen, obwohl sie mittels Auflage oder Weisung dazu
aufgefordert und lber die Konsequenzen schriftlich informiert wurden, kann
die Bedrftigkeit nicht geprift werden. Bei laufenden Unterstitzungsfallen
kann, nach entsprechender Mahnung (in der Regel schriftlich) und
Gewahrung des rechtlichen Gehors, die Leistung eingestellt werden, da die
Bediirftigkeit nicht mehr beurteilt werden kann und erhebliche Zweifel an
deren Fortbestand bestehen. (§ 14 Abs. 3 Satz 2 SHV [SRL 892a]).

Die Einstellung von Sozialhilfeleistungen ist in einer anfechtbaren Verfligung
mitzuteilen. Die aufschiebende Wirkung ist zu beachten und kann im
Einspracheverfahren nicht entzogen werden (§§ 119 Abs. 2 und 131 VRG
[SRL 40]).



d)

Hat die betroffene Person die Frist zur Einreichung der Unterlagen
unbenutzt verstreichen lassen und wurde infolgedessen die Sozialhilfe
rechtskraftig eingestellt, ist mit einem neuen Gesuch um Ausrichtung von
wirtschaftlicher Hilfe zu beantragen.

Verweigert eine Person die notwendige Mitwirkung zur Abklarung der
Verhaltnisse und kann die Sozialbehorde nicht Gberprifen, ob die
Anspruchsvoraussetzungen fir den Sozialhilfebezug gegeben sind,
rechtfertigt sich bei einer laufenden Unterstltzung die Leistungseinstellung.

Siehe Beilage [Schema Einstellung|file=F3c - Schema Einstellung.pdf]

Einstellung von Leistungen wegen Verletzung der Subsidiaritat

Die teilweise oder ganzliche Einstellung von Sozialhilfeleistungen stellt eine
einschneidende Massnahme dar. Sie ist nur bei Verletzung der Subsidiaritat
zuldssig und kann nicht als Sanktion verfiigt werden.

Die ganze oder teilweise Einstellung der wirtschaftlichen Sozialhilfe ist
insbesondere moglich, wenn sich eine hilfebediirftige Person weigert, eine
zumutbare und konkret zur Verfligung stehende Arbeit anzunehmen oder
einen ihr zustehenden, bezifferbaren und durchsetzbaren Rechtsanspruch
auf Ersatzeinkommen geltend zu machen. (§ 14 Abs. 3 Satz 1 SHV [SRL
892al).

Will eine Sozialbehorde Leistungen gemass SKOS-Richtlinien géanzlich
einstellen, dann hat sie dies der unterstiitzten oder gesuchstellenden Person
in einem schriftlichen Entscheid mit Rechtsmittelbelehrung bekannt zu
geben (Bespiel: Einstellung infolge Weigerung zur Arbeitsaufnahme oder zur
Geltendmachung von Ersatzeinkommen)

Siehe & 30 SHG [SRL 892] und § 14 Abs. 3 SHV [SRL 892a]



Weitere Inhalte der Handbiicher
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KANTON
LUZERN

Gesundheits- und Sozialdepartement
Dienststelle Soziales und Gesellschaft (DISG)

Anhang 1 = Spezielle Wohnformen und Pauschalen fur Personen in stationéren Einrichtungen

Spezielle Wohnformen
Berechnungsgrundlagen fiir Budgeterstellung GBL (die Berechnung gilt fiir einen 1- Personen-Haushalt, bei Mehrpersonenhaushalten wird die
Aequivalenzskala angewendet, sieche SKOS-RL C.3.1).

FUr junge Erwachsene gelten die Zusatzregelungen in SKOS-RL C.3.2 und C.4.2 Grundbedarf und Wohnkosten bei jungen Erwachsenen.

Fruhstuck (F) CHF 2.00 pro Tag CHF 60.00 pro Monat
Mittagessen (M) CHF 6.00 pro Tag CHF 180.00 pro Monat
Nachtessen (N) CHF 5.00 pro Tag CHF 150.00 pro Monat
Serafe (R) CHF 28.00 pro Monat*
Internet (I) CHF 15.00 pro Monat
TV (T) CHF 15.00 pro Monat
Energiekosten (E) CHF 48.00 pro Monat

Bei Zimmern ohne Kochgelegenheit werden zuséatzlich CHF 200.00 pro Monat fur auswartige Verpflegung bezahlt.

Bei Zimmern mit beschrankter Kochgelegenheit werden zusatzlich CHF 100.00 pro Monat fur auswartige Verpflegung bezahlt. Von einer
beschrankten Kochgelegenheit ist auszugehen, wenn die Beniitzung der Kiiche zeitlich stark eingeschrankt ist oder die Kuiche nicht tber die
notwendige Ausstattung verfligt.

Wohnform GBL? Abzug von GBL Zuschlag auswartige
Verpflegung

Zimmer mit Kochgelegenheit und Frihstick 1'061.00 (F,E,R)

z.B. Pension Zihimatt evtl. Abzug I1+T
Zimmer mit Kochgelegenheit (ohne Friihsttck) 1'061.00 (E,R)

z.B. Gruppenwohnungen Traversa (WG ohne gem. evtl. Abzug I+T

Haushalt)

Mannerhaus «Zwuschehalt» (WG ohne gem.

Haushalt)
Zimmer mit beschrankter Kochgelegenheit und |1'061.00 (F,E,R) 100.00
Frihstick evtl. Abzug I+T
Zimmer mit beschrankter Kochgelegenheit (ohne |1'061.00 (E, R) 100.00
Fruhstuck) evtl. Abzug I+T
Zimmer ohne Kochgelegenheit mit Frihsttick 1'061.00 (F,E,R) 200.00

evtl. Abzug I+T

Zimmer ohne Kochgelegenheit (z.B. 1'061.00 (E, R) 200.00
Mansardenzimmer ) evtl. Abzug I+T

! Kollektivhaushalte entrichten die Abgabe fr alle ihre Bewohnerinnen und Bewohner. Der Abzug kommt nur dann zur Anwendung, wenn die Unterkunft als Kollektivhaushalt anerkannt ist. Diese
Angabe stellt in der Regel die Einwohnerkontrolle zur Verflgung.

2 Von jungen Erwachsenen ohne abgeschlossene Erstausbildung wird erwartet, dass sie bei ihren Eltern wohnen, sofern keine uniiberbriickbaren Konflikte bestehen. Ist ein vom Familienhaushalt
abgeltstes Wohnen gerechtfertigt, haben junge Erwachsene eine glinstige Wohngelegenheit in einer Zweck- Wohngemeinschaft zu suchen. Das Fihren eines eigenen Haushaltes wird nur in
Ausnahmefallen finanziert.

Junge Erwachsene, die im Haushalt der Eltern oder in anderen familienahnlichen Gemeinschaften wohnen, werden nach den Prinzipien fir Wohn- und Lebensgemeinschaften unterstiitzt.

Junge Erwachsene, die in einer Wohngemeinschaft ohne gemeinsame Haushaltsfiihrung leben, werden nach den Anséatzen fiir den Zweipersonenhaushalt — umgerechnet auf die Einzelperson —
unterstutzt.

Wenn aus zwingenden Griinden die Fuhrung eines eigenen Haushaltes anerkannt wird, erfolgt die Unterstiitzung grundsétzlich nach SKOS-RL C.3.2. Der Grundbedarf fir den Lebensunterhalt wird
in den Fallen um 20 Prozent reduziert, wenn der oder die junge Erwachsene, nicht an einer auf die arbeitsmarktliche Integration ausgerichteten Ausbildung oder Massnahme teilnimmt, keiner
angemessenen Erwerbstatigkeit nachgeht, keine eigenen Kinder betreut. Liegen die Voraussetzungen fir einen eigenen Haushalt nicht vor, erfolgt die Unterstiitzungsberechnung nach einer
angemessenen Ubergangsfrist wie bei jungen Erwachsenen in Zweck-Wohngemeinschaften und der Umzug in eine giinstigere Wohngelegenheit ist zu priifen.

Luzerner Handbuch zur Sozialhilfe, Zimmer mit voller Kost aktualisiert per 01.01.2026, CM und RT; Die Betrage wurden per 01.01.2025 auf Basis des SKOS-Warenkorbs, der Haushaltsbudgeterhebung und der Budgetblatter
des Dachverbands Budgetberatung Schweiz tGberpriift und angepasst.
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https://rl.skos.ch/lexoverview-home/lex-RL_C_4_2?effective-from=20210101

KANTON
LUZERN

Siehe § 2 der
Verordnung Uber die
Ergédnzungsleistungen
zur AHV/IV vom
30.11.2007 (SRL Nr.
881a)° bzw. Kapitel
C.3.2.c)im LUHB

Zimmer mit voller Kost

Zimmer mit Halbpension und Kochgelegenheit 1'061.00 (F,N,E,R)
evtl. Abzug I+T
unsteter Aufenthalt / obdachlos 1'061.00 (E,R) Evt.
z.B. Notschlafstelle (in Luzern zuséatzlich Abzug F evtl. Abzug I1+T
und nur CHF 100.00 Zuschlag fur auswartige
Verpflegung)
Leben im Wohnwagen Wird im Einzelfall beurteilt.
Personen in stationdren Einrichtungen (siehe SKOS RL C.3.2)
Kostund |Auswartige
Wohnform GBL |Pauschale zur freien Verfligung Logis bzw. |Verpflegung |Sonstige Leistungen
Miete (maximal)
Kliniken Siehe § 2 der Verordnung tiber die Verwaltungskosten von
= Psychiatrische 0 Erganzungsleistungen zur AHV/IV vom | 0 15.00 pro Tag kénnen
Klinik 30.11.2007 (SRL Nr. 881a)* bzw. Kapitel zusatzlich Ubernommen
= Spital C.3.2.c)im LUHB werden
Kur- und Wohnheime
= Rippertschwand Siehe § 2 der Verordnung uber die
=  Steinibach, Horw Erganzungsleistungen zur AHV/IV vom
Rechnung

30.11.2007 (SRL Nr. 881a)® bzw. Kapitel
C.3.2.c) im LUHB

= Soziale Einrichtungen gemass
SEG Bereich A fir junge
Erwachsene ab 18 Jahren

Siehe § 2 der Verordnung uber die
. ] Erganzungsleistungen zur AHV/IV vom
AlS RSl luls O |30.11.2007 (SRL Nr. 881a) bzw. Kapitel |° 0

C.3.2.c) im LUHB

1. Kind 2. Kind Kinder
Pauschalen fur  |Mutter’ (bis vollendetes|(bis vollendetes|Windeln (ab 12 L)) Spezialauslagen
11 1)) 11 L))
Siehe § 2 der Verordnung Uber die
Erganzungsleistungen zur AHV/IV vom
Frauenhaus 30.11.2007 (SRL Nr. 881a) bzw. Kapitel 60.00 40.00 80.00 80.00
C.3.2.c) im LUHB
Nur nach sehr gut
- - - begrindetem
Siehe § 2 der Verordnung Uber die Gesuch
Erganzungsleistungen zur AHV/IV vom
Haus Hagar 30.11.2007 (SRL Nr. 881a) bzw. Kapitel 60.00 40.00 80.00 80.00
C.3.2.c) im LUHB

% Bei Bedarf zusatzlich Betrag fir Serafe, da dies bei einem TV im Zimmer selber bezahlt werden muss, sofern es kein Kollektivhaushalt ist.

4 Darin enthalten: Bekleidung, Kérperpflege, Gesundheitspflege, Gebiihren fiir Telefon, Internet, Radio/TV, Fahrkosten, Haustierhaltung, Arbeitsmaterial in der Therapieeinrichtung.

5 Sofern Klienten noch tiber einen eigenen Haushalt verfugt, muss die Miete separat vergiitet werden. Fur Strom wird in diesem Falle eine Pauschale von CHF 30 pro Monat ausbezahlt. Bei
Wochenendaufenthalten im eigenen Haushalt CHF 20 pro Tag plus Heim- und Rickreisekosten auf Basis Halbtaxabonnement. Lebt die Person in einem Mehrpersonenhaushalt, wird die
Aquivalenz-Skala angewendet.

5 Siehe Fussnote 5

" Personliche Auslagen: Taschengeld, Telefon, Porti, Fahrspesen (inkl. Halbtaxabo), Toilettenartikel, Kleider, Wasche, Schuhe.

Luzerner Handbuch zur Sozialhilfe, Zimmer mit voller Kost aktualisiert per 01.01.2026, CM und RT; Die Betrage wurden per 01.01.2025 auf Basis des SKOS-Warenkorbs, der Haushaltsbudgeterhebung und der Budgetblatter
des Dachverbands Budgetberatung Schweiz tGberpriift und angepasst.
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Anhang 2 = Mietzinsrichtlinien

Jede Gemeinde verfligt Giber eigene Mietzinsrichtlinien, weshalb jeweils die Mitzinsrichtlinien
der Wohnsitzgemeinde gelten. Sozialhilfebeziehende missen sich bei der Wohnsitzgemeinde
nach den Mietzinsrichtlinien erkundigen bevor sie eine Wohnung mieten.

In der nachfolgenden Ubersicht sind alle Luzerner Gemeinden aufgefiihrt und mittels Link
wird auf die aktuellen Mietzinsrichtlinien oder auf die Kontaktangaben der Gemeindekanz-
lei/des Sozialdienstes verwiesen.

1 Adligenswil 28 Grossdietwil 55 Rémerswil
2 Aesch 29 Grosswangen 56 Roggliswil

3 Alberswil 30 Hasle 57 Romoos

4 Altbiron 31 Hergiswil 58 Root

5 Altishofen 32 Hildisrieden 59 Rothenburg
6 Ballwil 33 Hitzkirch 60 Ruswil

7 Berominster 34 Hochdorf 61 Schenkon

8 Buchrain 35 Hohenrain 62 Schlierbach
9 Biiron 36 Horw 63 Schoétz

10 Buttisholz 37 Inwil 64 Schongau
11 Dagmersellen 38 Knutwil 65 Schipfheim
12 Dierikon 39 Kriens 66 Schwarzenberg
13 Doppleschwand 40 Luthern 67 Sempach
14 Ebikon 41 Luzern 68 Sursee

15 Egolzwil 42 Malters 69 Triengen

16 Eich 43 Mauensee 70 Udligenswil
17 Emmen 44 Meggen 71 Ufhusen

18 Entlebuch 45 Meierskappel 72 Vitznau

19 Ermensee 46 Menznau 73 Wauwil

20 Eschenbach 47 Nebikon 74 Weqaqis

21 Escholzmatt-Marbach | 48 Neuenkirch 75 Werthenstein
22 Ettiswil 49 Nottwil 76 Wikon

23 Fischbach 50 Oberkirch 77 Willisau

24 Fldhli 51 Pfaffnau 78 Wolhusen
25 Geuensee 52 Rain 79 Zell

26 Gisikon 53 Reiden

27 Greppen 54 Rickenbach

Luzerner Handbuch zur Sozialhilfe, aktualisiert per 01.01.2026


https://www.adligenswil.ch/politik-und-verwaltung/abteilungen/soziales-und-gesellschaft.html/44/entityId/6/entityType/egov_unit%20;Der%20Link%20gilt%20auch%20für%20Adligenswil,%20Udligenswil%20und%20Meierskappel
https://www.grossdietwil.ch/kontakt/
https://www.roemerswil.ch/aemter/9005
https://www.aesch-lu.ch/publikationen/520573
https://www.grosswangen.ch/institution/details/sozialamt
https://www.roggliswil.ch/wichtigedokumente/469006
https://www.alberswil.ch/gemeinde/gemeindekanzlei
https://www.hasle-lu.ch/onlineschalter/
https://www.romoos.ch/gemeinde/verwaltung/abteilungen/sozialamt/
https://altbueron.ch/gesellschaft-bildung/gesellschaft/soziales/
https://hergiswil-lu.ch/gemeinde-politik/verwaltung/abteilungen/
https://www.gemeinde-root.ch/publikationen/531070
https://www.altishofen.ch/onlineschalter/onlinedienste.html/127/product/22
https://www.hildisrieden.ch/dienstleistungen/14012
https://www.rothenburg.ch/dienstleistungen/22941
https://www.ballwil.ch/aemter/527
https://www.hitzkirch.ch/verwaltung-abteilungen/gesundheit-und-soziales/soziales.html/44
https://ruswil.ch/institutionsweiterleitungen/abteilung-soziales/
https://www.beromuenster.ch/de/verwaltung/dokumente/
https://www.hochdorf.ch/verwaltung/online-schalter.html/335/product/167
https://www.schenkon.ch/gemeinde/verwaltung/dienstleistungen-a-z.html/41/egov_service/430
https://www.buchrain.ch/dienstleistungen/sozialhilfe-personlich-und-finanziell
https://www.hohenrain.ch/verwaltung/abteilungen/soziales.html/96
https://www.schlierbach.ch/verwaltung/abteilungen/sozialamt
https://www.bueron.ch/index.php?apparentid=11226418&apid=1951479799
https://www.horw.ch/aemter/3395
https://www.schoetz.ch/de/verwaltung/abteilungen/detail/detail.php?i=13
https://www.buttisholz.ch/personenregister/377896
https://www.inwil.ch/Verwaltung/Dienststellen/Sozialamt
https://www.schongau.ch/ressorts/soziales
https://dagmersellen.ch/online-schalter/
https://www.knutwil.ch/sozialamt/10239
https://www.schuepfheim.ch/gemeinde/verwaltung/abteilungen/sozialamt/
https://www.ebikon.ch/topics/leben-wohnen/gesellschaft-und-soziales/sozialdienst/was-ist-sozialhilfe
https://www.stadt-kriens.ch/page/2360
https://www.malters.ch/online-schalter/130099/detail
https://www.doppleschwand.ch/onlineschalter/
https://luthern.ch/verwaltung/soziales/
https://www.sempach.ch/reglemente/206497
https://www.ebikon.ch/topics/leben-wohnen/gesellschaft-und-soziales/sozialdienst/was-ist-sozialhilfe
https://www.stadtluzern.ch/dokumentebilder/publikationen/464914
https://www.sursee.ch/aemter/7318?utm_source=chatgpt.com
https://www.egolzwil.ch/online-schalter/122128/detail
https://www.malters.ch/online-schalter/129028/detail
https://www.triengen.ch/aemter/730
https://www.eich.ch/verwaltung/rechtssammlung/
https://www.mauensee.ch/leben/soziales-gesundheit-alter/sozialhilfe.html/102
https://www.adligenswil.ch/politik-und-verwaltung/abteilungen/soziales-und-gesellschaft.html/44/entityId/6/entityType/egov_unit
https://www.emmen.ch/publikationen/244178
https://www.meggen.ch/topics/verwaltung-politik/abteilungen-stabsstellen/soziales-und-gesundheit
https://ufhusen.ch/verwaltung/abteilungen/sozialamt/
https://www.entlebuch.ch/verwaltung/dienstleistungen.html/125/egov_service/402
https://www.adligenswil.ch/politik-und-verwaltung/abteilungen/soziales-und-gesellschaft.html/44/entityId/6/entityType/egov_unit
https://www.weggis.ch/dienstleistungen/85261
https://www.ermensee.ch/de/verwaltung/aemter/welcome.php?amt_id=5055
https://www.menznau.ch/aemter/21122
https://www.wauwil.ch/gesellschaft/soziales.html/91
https://www.eschenbach-luzern.ch/onlineschalter/produktdetails.html/186/product/235
https://www.nebikon.ch/verwaltung/online-schalter/produktdetails.html/84/product/111
https://www.weggis.ch/dienstleistungen/85261
https://www.escholzmatt-marbach.ch/gemeinde/verwaltung/abteilungen/sozialamt/
https://www.neuenkirch.ch/verwaltung/online-schalter.html/63
https://werthenstein.ch/lebenslagen-bildung/soziales/
https://ettiswil.ch/politik-verwaltung/abteilungen/
https://www.nottwil.ch/de/verwaltung/dienstleistungen/66_sozialhilfe
https://www.wikon.ch/gemeinde/online-schalter.html/53
https://www.fischbach-lu.ch/verwaltung
https://www.oberkirch.ch/dienstleistungen/16283
https://willisau.ch/suchergebnisse/institution-detail/sozialamt/
https://fluehli.ch/politik-verwaltung/abteilung/sozialamt/
https://www.pfaffnau.ch/verwaltung/abteilungen-aemter/sozialamt.html/72
https://www.wolhusen.ch/politik-verwaltung/verwaltung/soziales-und-gesundheit/
https://www.geuensee.ch/zentrum-fuer-soziales-sursee
https://www.rain.ch/verwaltung
https://www.zell-lu.ch/abteil/13639
https://www.gisikon.ch/verwaltung/abteilungen-/sozialdienst.html/65/entityId/12/entityType/egov_unit
https://www.reiden.ch/politik-behoerden-und-verwaltung/verwaltung/soziales/soziales.html/156
https://www.weggis.ch/dienstleistungen/85261
https://www.rickenbach.ch/startseite-gemeinde/verwaltung/sozialamt/
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Anhang 2a =» Beispiel einer Auflage bei Uberh6hten Wohnkosten

Ist der Mietzins eines Klienten / einer Klientin bei Neuaufnahme von wirtschaftlicher Sozial-
hilfe erh6ht, ist der gesuchstellenden Person schriftlich eine Auflage gemass § 29 Abs. 1 SHG
mit Rechtsmittelbelehrung zu erteilen, sofern ein Umzug zumutbar und verhéaltnismassig ist.
Das Vorgehen ist im Detail in Kapitel C.4.1 b) Uberhthte Wohnkosten umschrieben.

Eine Auflage zur Suche einer guinstigeren Wohnung kann beispielsweise wie folgt lauten:

.[...] Der aktuelle Mietzins inkl. Nebenkosten der Klientin A betragt CHF 1'‘500 pro Monat. Da-
mit liegt der Mietzins tUber der kommunalen Mietzinsrichtlinie.

Die Klientin wird aufgefordert, bis am 31. Marz 2018 eine glnstigere Wohnlésung mit einem
monatlichen Mietzins von maximal CHF 900.00 (Alleinbenutzung einer Wohnung) zu suchen.

Kommt die Klientin dieser Aufforderung nicht innert Frist nach, kann der ibernommene Miet-
zins per 1. Juli 2018, d.h. nach Ablauf der [dreimonatigen] Kindigungsfrist, auf CHF 900.00
gekdrzt werden.

Die Klientin hat die Wohnungssuche zu dokumentieren und dem zustandigen Sozialarbeiter
monatlich mindestens acht Suchbemiihungen vorzulegen. Die Suchbemiihungen sind wie

folgt zu dokumentieren: [Umschreibung der verlangten Dokumentation je nach Situation].

[Rechtsmittelbelehrung etc.]*

Luzerner Handbuch zur Sozialhilfe
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Anhang 3 = Hausrat- und Haftpflichtversicherung

Richtlinien

der Dienststelle Soziales und Gesellschaft fur die Ubernahme der Pramien fur Hausrat-
und Haftpflichtversicherungen zu Lasten der wirtschaftlichen Sozialhilfe gestutzt auf
die SKOS-RL C.6.8 ,,Weitere situationsbedingte Leistungen®.

1. Ausgangslage und Grundlage

Die Pramien fir die Hausrat- und Haftpflichtversicherungen gelten als ,Weitere situati-
onsbedingte Leistungen“ geméss SKOS-Richtlinien.

. Anspruchsvoraussetzungen

Es muss der Nachweis erbracht werden, dass tatsachlich Versicherungen abgeschlossen
worden sind. Vorliegend handelt es sich nicht um eine Pauschale analog zum Grundbe-
darf.

. Vorgehen

Die Klientschaft hat folgende Unterlagen einzureichen/mitzubringen:

e Police der Privathaftpflichtversicherung und der Hausratversicherung

e Rechnung fur das laufende Jahr (massgebend ist das Rechnungsdatum)
e Kopie der Quittung des Einzahlungsscheines oder Belastung.

Leistungen zu Lasten der wirtschaftlichen Sozialhilfe

Haushalts- | Versicherungs- |Hausrat* Privathaftpflicht* | Kombiversiche-
grosse summe pro Jahr pro Jahr rung pro Jahr

. Rechnungsbetrag
et o apsono eSO, | TSGES |ngng

CHF 150.00 CHF 110.00 CHF 260.00

2 Personen
(gilt auch Rechnungsbetrag |Rechnungsbetrag |Rechnungsbetrag
far die Ein- | CHF 50-60'000 | maximal maximal maximal
eltern-fa- CHF 200.00 CHF 150.00 CHF 350.00
milie)

* je CHF 200.00 Selbstbehalt

= Fur jede weitere im gleichen Haushalt lebende Person - insbesondere auch fur
Kinder CHF 25.00 pro Jahr nur fur die Hausratversicherung. Die Pramie fr
die Privathaftpflichtversicherung bleibt in der Regel, unabhangig von der Fami-
liengrosse, gleich.

Selbstbehalte
Gemass SKOS-Richtlinie Kapitel C.6.8

. Verbindlichkeit dieser Richtlinie

Wir ersuchen die Gemeindesozialamter, sich an diese Richtlinie zu halten. Damit wird
eine einheitliche Sozialhilfepraxis im Kanton méglich.

Luzerner Handbuch zur Sozialhilfe; Die Betrédge wurden per 01.01.2025 von der Handbuchgruppe uberpriift.
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Anhang 4 = Aufgehoben per 1.1.2022
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Anhang 5 = Erlauterungen zur Aufteilung der Kosten der wirtschaftlichen
Sozialhilfe

1. Einleitung

In Hausgemeinschaft lebende Ehegatten, eingetragene Partnerinnen oder Partner und min-
derjahrige Kinder mit gleichem Unterstltzungswohnsitz sind rechnerisch als ein Unterstut-
zungsfall zu behandeln. Das bedeutet, dass daftr nur ein Fall bzw. lediglich ein Konto zu fih-
ren ist. Der Bedarf aller Mitglieder der Unterstlitzungseinheit ist gemeinsam festzulegen und
das Einkommen der Eltern bzw. eingetragenen Partnerinnen oder Partner ist zusammenzu-
zéhlen.

Zu beachten ist aber, dass in der Weiterverrechnung nur diejenigen Personen einer Unterstit-
zungseinheit einen Fall bilden, die die jeweiligen Weiterverrechnungsvoraussetzungen erfil-
len, also z.B. Familienmitglieder mit einer auslandischen Staatsangehdrigkeit fur die Weiter-
verrechnung nach § 14 Abs. 1 KAsylV. Dem kostenersatzpflichtigen Gemeinwesen dirfen nur
Sozialhilfekosten weiterverrechnet werden, die zugunsten der betreffenden Familienmitglie-
der ausgerichtet werden.

Fur die Weiterverrechnung ist daher zundchst bedeutsam, welche Unterstitzungsleistungen
dem Unterhalt der gesamten Familie dienen und damit nach dem Kopfteilungsprinzip gleich-
massig durch die Zahl der im jeweiligen Haushalt lebenden Familienmitglieder geteilt werden
mussen), und welche Auslagen ausschliesslich durch die persénlichen Bedurfnisse eines be-
stimmten Familienmitglieds verursacht werden. Dasselbe gilt fur die Einnahmen, auch diese
dienen entweder der Deckung des Familienunterhalts oder kommen ausschliesslich einem
bestimmten Familienmitglied zugute. Um ermitteln zu kénnen, welche Sozialhilfeauslagen im
konkreten Fall einem kostenersatzpflichtigen Gemeinwesen weiterverrechnet werden diirfen,
mussen daher die in einem Unterstitzungsfall anfallenden Auslagen und Einnahmen nach der
so genannten Quotenbuchung entweder auf den ganzen Fall oder auf eine bestimmte Person
verbucht werden (vgl. nachfolgend Ziff. 2).

FUr die Weiterverrechnung ist im Weiteren von Bedeutung, in welchem Zeitpunkt und ftr
welche Periode Auslagen entstehen oder Einnahmen zu verbuchen sind. Lauft beispielsweise
die Kostenersatzpflicht Mitte eines Monats ab, kann nicht unbesehen der gesamte Betrag der
fur den betreffenden Monat ausgerichteten Sozialhilfeleistung weiterverrechnet werden. Die
Kostenersatzpflicht erstreckt sich vielmehr grundsétzlich nur auf Leistungen, die der Deckung
des Unterhalts bis zum Datum, an welchem die Ersatzpflicht endet, dienen. Auslagen und Ein-
nahmen sind entsprechend ihrem Zweck und dem Zeitpunkt, in welchem sie anfallen bzw.
entstehen, zu verbuchen (Periodenbuchung, vgl. nachfolgend Ziff. 3).
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2. Quotenbuchung

2.1. Auslagen

Nachfolgende Tabelle regelt die Auslagen, welche insbesondere auf die ganze Unterstit-
zungseinheit fallen und damit nach dem Kopfteilungsprinzip aufzuteilen sind (Verbuchung
auf den Fall; linke Seite). Demgegeniber sind ausschliesslich fur die persénlichen Bedurfnisse
eines bestimmten Familienmitglieds entrichtete Sozialhilfeleistungen nicht aufzuteilen (Ver-

buchung auf die Person; rechte Seite).

Verbuchung auf den Fall

Verbuchung auf die Person

Grundbedarf fur den Lebensunterhalt

Aus- und Weiterbildungskosten, Auslagen fur
Schule

Wohnkosten, inkl. mietrechtlich anerkannte
Nebenkosten

Gesundheitskosten (z.B. Kostenbeteiligungen,
Zahnarztkosten, medizinische Hilfsmittel)

familienerganzende Kinderbetreuung

Pramien fUr Zusatzversicherungen nach VVG

Sozialpaddagogische Familienbegleitung und
andere ambulante Kindesschutzmassnahmen

Gebihren z.B. fur Ausweis, Pass oder Aufent-
haltsbewilligung

Einkommensfreibetrage

Personenbezogene situationsbedingte Leis-
tungen (ohne Erwerbsunkosten in Bezug auf
den ersten Arbeitsmarkt, z.B. berufsdiagnos-
tische Abklarungen, Schul-, Ferienlager, Mu-
sikschule, auswartige Verpflegung in Bezug
auf Integrationsmassnahmen)

Erwerbsunkosten (in Bezug auf ersten Ar-
beitsmarkt)

Fremdplatzierung/ausserfamiliare Unterbrin-
gung und institutionelles Wohnen

rungen etc.

Pramien fUr Hausrat- und Haftpflichtversiche-

Integrationszulagen fur Nicht-Erwerbstéatige
(1ZV)

Beruht die Bedurftigkeit der Unterstlitzungseinheit einzig auf solchen Auslagen (wie z.B. auf
einer teuren Therapie), so sollen die (nur deshalb) ausgerichteten Sozialhilfeleistungen nicht
geteilt werden. In solchen Féllen kann das betroffene Familienmitglied als eigener Unterstit-

zungsfall gefiihrt werden.

2.2 Einnahmen

Verbuchung auf den Fall

Verbuchung auf die Person

Erwerbseinkommen erwachsener Personen in
einer Unterstiitzungseinheit

Erwerbseinkommen von Minderjahrigen

Verwandtenunterstitzungsbeitrage

Ruckerstattungen von Krankenkassen

einer Unterstutzungseinheit (z.B. Taggelder
der Arbeitslosenversicherung, Taggelder der
Kranken- oder Unfallversicherung)

(weitere) Einnahmen erwachsener Personen in

Betreuungs- und Barunterhalt

Stipendien
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Beziiglich Erwerbseinkommen von Minderjahrigen wird auf die Ausfihrungen D.1., b) Ein-
kommen von Minderjahrigen verwiesen. Ein allfalliger Einnahmentberschuss des Kindes darf
nicht dem Rest der Familie angerechnet werden. Der Uberschuss bildet vielmehr Kindesver-
maogen, das grundsatzlich nicht zur Deckung des Familienunterhalts gebraucht werden darf.
Der Betreuungsunterhalt dient der Deckung des Lebensunterhalts und stellt neben dem Bar-
unterhalt Teil des Kindesunterhalts dar. Im Gegensatz zum Barunterhalt, welcher als Einkom-
men des Kindes zu verbuchen ist, ist der Betreuungsunterhalt im Unterstitzungsbudget des
alleinerziehenden bzw. (haupt-)betreuenden Elternteils als personenbezogene Einnahme an-
zurechnen (Merkblatt der SKOS uber die Auswirkungen des revidierten Rechts zum Kindesun-
terhalt auf die Sozialhilfe vom 12. Dezember 2016, Ziff. 3). Dies gilt unabhangig davon, ob die
Kosten der wirtschaftlichen Unterstiitzung nach ZUG bzw. SHG weiterverrechnet werden kén-
nen oder nicht.

3. Periodenbuchung
3.1. Auslagen

3.1.1. Verbuchung auf den Tag
Die folgenden Auslagen sind auf den Tag genau zu verbuchen, d.h. die Kosten fur den Monat
sind auf die Tage des betreffenden Monats aufzuteilen und kbnnen dem kostenpflichtigen
Gemeinwesen von Tag an, an welchem die Kostenersatzpflicht zu laufen beginnt, bzw. bis
zum Tag, an dem die Kostenersatzpflicht endet, in Rechnung gestellt werden:

- Grundbedarf fur den Lebensunterhalt

- Unterkunft (z.B. Not- und Schutzunterkinfte, Pension, Hotel),

- Stationdrer medizinischer/therapeutischer Aufenthalt

- Sozialpddagogische Familienbegleitung und weitere ambulante Kinderschutzmass-

nahmen.

3.1.2. Verbuchung auf den Monat

Einige Auslagen kénnen nicht tageweise beglichen werden, sondern miissen jeweils flir den
ganzen Monat im Voraus geleistet werden. Diese Auslagen sind dementsprechend auf den
betreffenden Monat zu buchen. Solche Auslagen sind insbesondere:

- Pramien flr Zusatzversicherungen nach VVG

- Miete/Wohnkosten im Bereich der innerkantonalen Weiterverrechnung,

- Kosten fur Aus- und Weiterbildungskurse,

- Einkommensfreibetrag: Dieser hangt von der Lohnzahlung ab, welche nachschiissig,
d.h. fur bereits geleistete Arbeit, ausgerichtet wird. Da sich der Einkommensfreibe-
trag somit jeweils auf den Vormonat bezieht, kann er bei Ablauf der Weiterverrech-
nungsfrist vollumfanglich weiterverrechnet werden. Bsp.: Endet die Kostenersatz-
pflicht am 5. Mai, kann der Einkommensfreibetrag, der zusammen mit den Leistun-
gen fur den Mai ausgerichtet wird, vollumféanglich weiterverrechnet werden, da da-
mit die im April erbrachten Arbeitsleistungen honoriert wird,

- Integrationszulage fur Nicht-Erwerbstatige (1ZU): Die 1ZU wird flr bereits erbrachte
Integrationsbemihungen ausgerichtet, sie bezieht sich also auf den Vormonat. Bei
Ablauf der Weiterverrechnungsfrist kann daher der ganze Betrag weiterverrechnet
werden. Bsp. Endet die Kostenersatzpflicht am 6. Juli, kann die 1ZU, die zusammen
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mit den Leistungen fiir den Juli ausgerichtet wird, vollumfanglich weiterverrechnet
werden, da damit die im Juni erbrachten Integrationsbemiihungen honoriert wird.

3.1.3. Kostengutsprachen

Die Sozialbehorde entscheidet in der Regel Uber Leistungen die nicht regelmassig anfallen
mittels Kostengutsprachen. Erteilt die Sozialbehoérde eine (direkte Kostengutsprache, ver-
pflichtet sie sich mit dem Entscheid zur Deckung der in Frage stehenden Kosten. Im Falle ei-
ner subsidiaren Kostengutsprache steht diese unter Vorbehalt des Nachweises, dass eine Fi-
nanzierung von dritter Seite nicht mdglich ist. Fir die Weiterverrechnung ist das Datum mass-
gebend, an welchem die Sozialbehdrde die Kostentibernahme beschlossen hat. Dies gilt auch
wenn die Rechnung Uber eine solche Leistung erst spater gestellt wird.

Beispiel: Der Kanton Luzern ist in einem Fall bis zum 15. Juni 2024 kostenpflichtig. Die unter-
stltzte Person benotigt eine aufwandige Zahnsanierung, fur welche die zustandige Sozialbe-
horde am 10. Februar 2024 eine direkte Kostengutsprache erteilt hat. Die letzte Behandlung
findet erst am 3. Juli statt. Der Zahnarzt stellt im Rahmen der erteilten Kostengutsprache am
10 Juli 2024 Rechnung, welche die Sozialbehdrde am 17. Juli 2024 begleicht. Massgebend flr
die Kostenersatzpflicht ist das Datum der Kostengutsprache, also der 10. Februar 2024. Da die
Kostengutsprache noch wahrend der Dauer der Kostenersatzpflicht des Kantons Luzern erteilt
wurde, muss dieser die Zahnarztkosten erstatten, obwohl die Kostenersatzpflicht im Zeitpunkt
der Verbuchung der Rechnung bereits abgelaufen ist.

3.1.4. Kosten fur medizinische Leistungen

FUr Arzt- und Spitalrechnungen ist fur die Weiterverrechnung der Zeitpunkt der Falligkeit der
Rechnung massgebend. Zwar entsteht die Forderung im Zeitpunkt der Behandlung, wird aber
unter Umstanden erst Monate spéater in Rechnung gestellt und kann auch erst ab Rechnungs-
stellung beglichen werden. In der Sozialhilfe ist auf die aktuelle wirtschaftliche Situation der
Person abzustellen. Bei einer offenen, noch nicht falligen Rechnung handelt es sich (noch)
nicht um eine Schuld. Hat eine Person im Zeitpunkt der Falligkeit der Rechnung Anspruch auf
Sozialhilfe und wurde gegentiber dem Arzt bzw. Spital keine Kostengutsprache erteilt, ist die
offene Rechnung im Unterstitzungsbudget zu bertcksichtigen und fur die Weiterverrech-
nung gilt der Zeitpunkt der Falligkeit.

Hat die zustandige Sozialbehdrde gegeniiber dem Arzt bzw. dem Spital eine Kostengutspra-
che erteilt, gilt der Zeitpunkt der Kostengutsprache fiir die Weiterverrechnung, da das Ge-
meinwesen in diesem Zeitpunkt die Verpflichtung zur Kosteniibernahme eingegangen ist (vgl.
vorstehende Ziff. 3.1.3).

Beginnt die Unterstiitzung der Person erst nach Verstreichen der Zahlungsfrist, handelt es
sich um dessen Schulden, die von der Sozialhilfe nur ausnahmsweise ilbernommen werden
kdnnen. Beschliesst die Sozialbehdrde ausnahmsweise die Schulden zu Gbernehmen, ist der
Zeitpunkt des Behérdenbeschlusses massgebend und nicht der Zeitpunkt, in welchem die
Person die Forderung héatte begleichen missen.

3.1.5. Ausrichtung von Sozialhilfeleistungen vor der Beschlussfassung:

Es kann vorkommen, dass Sozialhilfeleistungen nach Stellung eines entsprechenden Gesu-
ches ausgerichtet werden, bevor die Sozialbehdrde einen Beschluss Uber die Unterstiitzung
erlassen hat. Hat die Sozialbehotrde erst nach Ablauf einer Weiterverrechnungsfrist tiber die
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Gewdahrung der Unterstiitzung entschieden, wurde aber das Gesuch um Ausrichtung wirt-
schaftlicher Hilfe noch wahrend einer Weiterverrechnungsfrist gestellt und wurden die Sozial-
hilfeleistungen innerhalb dieser Periode ausgerichtet, so ist der Zeitraum der Bedurftigkeit flr
die Weiterverrechnung massgebend. In solchen Féllen kdnnen also die nach Gesuchstellung
ausgerichteten Sozialhilfeleistungen weiteverrechnet werden, auch wenn in jenem Zeitpunkt
noch kein Unterstitzungsbeschluss vorgelegen hat. Zu beachten ist dabei aber, dass die Be-
schlussfassung und die Aufnahme der Unterstitzung grundsétzlich zeitnah sein mussen. Wei-
chen diese beiden Daten massgeblich voneinander ab, muss dieser Umstand begriindet wer-
den. Das Gemeinwesen, das Kostenersatz beansprucht, hat die wirtschaftliche Sozialhilfe in-
nert 60 Tagen seit der Gewahrung dem kostenersatzpflichtigen Gemeinwesen anzuzeigen.
Das Nichtbeachten der Frist bewirkt den Verlust des Kostenersatzes flr die weiter als 60 Tage
zurtckliegende Hilfe (§ 57 SHG).

3.2. Einnahmen

3.21. Lohn und Lohnersatzeinnahmen

Erwerbseinkommen, Lehrlingsléhne und Erwerbsersatzeinkommen (Taggelder der Arbeitslo-
senversicherung, Taggelder der Kranken- oder Unfallversicherung) werden jeweils nachschus-
sig ausgerichtet und dienen zur Deckung des Lebensunterhalts des Folgemonats. Sie sind da-
her auf den Folgemonat zu verbuchen, wobei die Verbuchung taggenau zu erfolgen hat.

3.2.2. Sozialversicherungsleistungen

Renten von Sozialversicherungen werden in der Regel vorschiissig anfangs eines jeden Mo-
nats ausgerichtet (vgl. Art. 19 ATSG), dienen also der Deckung des Lebensunterhaltes des lau-
fenden Monats und sind entsprechend zu verbuchen. Die Verbuchung erfolgt taggenau.

3.2.3. Familien- und Ausbildungszulagen

Familien- und Ausbildungszulagen fur Erwerbstatige werden zusammen mit dem Lohn aus-
bezahlt. Sie sind daher zugunsten des betreffenden Kindes auf den Folgemonat zu verbu-
chen. Die Verbuchung erfolgt taggenau.

Familien- und Ausbildungszulagen fir Nichterwerbstétige werden im Verlauf eines Monats
ausbezahlt. Sie sind daher zugunsten des betreffenden Kindes auf den Folgemonat zu verbu-
chen. Auch hier ist die Verbuchung taggenau vorzunehmen.

3.2.4. Stipendien

Nach § 31 Stipendienverordnung (SRL Nr. 575a) werden die Stipendien in der Regel jahrlich
und nur in der Schweiz ausbezahlt. Die Stipendien sind jeweils taggenau auf die Monate zu
verbuchen, fir die sie ausgerichtet werden.

3.2.5. Unterhaltsbeitrége und Alimentenbevorschussung

Sowohl Ehegatten- als auch Kinderunterhaltsbeitrdge (Betreuungs- und Barunterhalt) werden
in der Regel jeweils monatlich Uberwiesen. Sie sind taggenau auf denjenigen Monat zu ver-
buchen, fiir welchen sie ausgerichtet werden.
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Anhang 6 = Aufgehoben per 1.1.2026
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Anhang 7 = Arbeitsintegration

KAIM Kommission fir Arbeitsintegrationsmassnahmen fur Sozialhilfeempfangende

Die tripartite Kommission fur Arbeitsintegrationsmassnahmen (KAIM) ist eine regie-
rungsratliche Kommission. Mit Beschluss Nr. 1256 vom 12. November 2013 stimmte der Re-
gierungsrat der Zusammenfiihrung der einstigen Kommission fir den Arbeitslosenhilfsfonds
(ALHF) und der Kommission fiir Arbeitsintegrationsmassnahmen fir Sozialhilfeempfangende
(KAS) zu.

Die KAIM ist zustandig fir die strategischen Uberlegungen zur Situation der Angebote im
zweiten Arbeitsmarkt flr Sozialhilfeempfangende und regelt die Angebots- und Nachfra-
geseite der Arbeitsintegrationsmassnahmen. Die Kommission entscheidet im Rahmen des
Budgets Uber die Schaffung bzw. Aufhebung von Arbeitsintegrationsangeboten und bean-
tragt diese dem Regierungsrat.

FUr das operative Controlling der Arbeitsintegrationsmassnahmen (AIM) und fur die Ge-
schaftsstelle der KAIM ist das Dienstleistungszentrum Arbeitsmarktliche Angebote (DLZ AA)
der Dienststelle wira zustandig.

Somit steuert, fihrt und Gberwacht die KAIM den Einsatz aller kantonalen Mittel zur Unter-
stlitzung der Arbeitsintegration fir Sozialhilfeempfangende auf strategischer und operativer
Ebene aus einer Hand, effizient und wirksam.

In der tripartiten Kommission fir Arbeitsintegrationsmassnahmen (KAIM) sind der Kanton, die
Gemeinden und die Arbeitgeber- sowie Arbeitnehmerseite vertreten und sie besteht aus fol-

genden Mitgliedern.

Die Geschéfte der KAIM werden durch die Geschéftsstelle vorbereitet. Die Geschéftsstelle ist
die Kontakt- und Verbindungsstelle zwischen Kommission und dem DLZ AA sowie die An-
sprechstelle fur die Gemeinden. Bei den Arbeitsintegrationsmassnahmen unterscheidet die
KAIM zwischen Arbeitsintegrationsplatzen (AIP) und Dauerarbeitsplatzen(DAP).

Geschaftsstelle KAIM:

Ladenbergstrasse 39

6002 Luzern
https.//www.was-luzern.ch/tripartite-kommission-fuer-arbeitsintegrationsmassnahmen-kaim
Telefon direkt 041 /20910 30

Link zur Ubersicht der Angebote Arbeitsintegrationsplétze (AIP):
https://www.was-luzern.ch/arbeitsintegrationsmassnahmen

Link zur Ubersicht der Angebote Dauerarbeitsplatze (DAP):
https://www.was-luzern.ch/arbeitsintegrationsmassnahmen
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Anhang 8 = Mustervollmacht

VOLLMACHT
Entbindung von der Schweigepflicht.

Mit dieser Vollmacht werden die zustéandigen Organe der AHV/IV, EL, Krankenversicherung
und Pramienverbilligung erméachtigt, an

Auskunftsberechtigte Stelle (Institution/Person)
NaME
AGIESSE et s

PLZ, Ot e e

auf Antrag alle Auskinfte Gber erbrachte und mdgliche Leistungen der Sozialversicherungen
und die Versicherungsdeckung fir

Versicherte Person

N Uaa TSV o] £ aT- 10 4 L= T TP PR
VErS. NI Geburtsdatum
AdreSSE PLZ, Ort o,

zu erteilen und Informationen der auskunftsberechtigten Stelle zu bearbeiten.
Diese Vollmacht ist bis zum schriftlichen Widerruf gltig.

Ort und Datum Unterschrift
(versicherte Person bzw. gesetzliche Vertretung)
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Anhang 9 = Gesetzliche Grundlage bei Nebenkosten in Heimen

Das Gesetz Uiber soziale Einrichtungen vom 19. Mérz 2007 (SEG) regelt die Planung, Steue-
rung, Anerkennung und Finanzierung von sozialen Einrichtungen. In der Verordnung

zum Gesetz Uber soziale Einrichtungen vom 1. Januar 2020 (SEV) wird unter anderem im Ab-
schnitt Betriebsrechnung und Buchfuhrung unter § 44 geregelt, was geméass SEG/SEV nicht
finanziert werden kann. Diese Regelung gibt einen Hinweis, was Dritte oder die Sozialhilfe zu-
satzlich finanzieren massen.

Verordnung zum Gesetz Uber soziale Einrichtungen § 44 Nicht anrechenbarer Aufwand

Nicht als anrechenbarer Aufwand gelten:

a. Abschreibungen auf bebautem und unbebautem Land,

b. individuelle Nebenkosten, wie Kleider, Taschengeld, individuelle Freizeitangebote aus-
serhalb des Angebotes der anerkannten sozialen Einrichtung, Fahrtkosten nach Hause
und bei individuellen Ferien sowie externe Therapien, soweit diese nicht zum Behand-
lungskonzept der anerkannten sozialen Einrichtung gehdren und von dieser oder der ein-
weisenden Behdérde angeordnet sind,

C. Kosten fur individuelle arztliche und zahnarztliche Behandlung sowie fir individuelle
Medikamente und Hilfsmittel,

d.  kalkulatorische Kosten (Zinsen und/oder Abschreibungen),

e.  Kosten fir Schilertransporte.

» lit. b entspricht dem Wortlaut der IVSE

Weitere Informationen zum Gesetz Uber soziale Einrichtungen sind zu finden unter:
https://disg.lu.ch/themen/Menschen_mit Behinderungen/Soziale Einrichtungen
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Anhang 10 =» Integrationsangebote

FABIA Fachstelle fur die Beratung und Integration von Auslanderinnen und Auslandern
Tribschenstrasse 78

6005 Luzern

Tel. 041 360 07 22

Fax 041 361 07 24

info@fabialuzern.ch

www.fabialuzern.ch

SAH Zentralschweiz
Reussport 2

6004 Luzern

Tel 041 249 49 00
Fax 041 249 49 01
info@sah-zs.ch
www.sah-zs.ch

Caritas Luzern
Interkulturelle Vermittlung
Briinigstrasse 25

6002 Luzern

Tel 041 368 51 51

Fax 041 368 52 88
www.caritas-luzern.ch

Caritas Luzern

Dolmetschdienst Zentralschweiz
Brinigstrasse 25

6002 Luzern

Telefon 041 368 51 51

E-Mail: info@dolmetschdienst.ch

Caritas Luzern

Bildungsangebote fir Migrantinnen
Grossmatte Ost 10

Postfach

6014 Littau

Telefon: 041 368 52 05
bfm@caritas-luzern.ch

= Weitere Integrationsangebote und Informationen finden sie unter:
https://gruezi.lu.ch/sprache_integration/integrationsangebote
https://disg.lu.ch/themen/integration

Luzerner Handbuch zur Sozialhilfe


http://www.fabialuzern.ch/
http://www.sah-zs.ch/
http://www.caritas-luzern.ch/
mailto:info@dolmetschdienst.ch
mailto:bfm@caritas-luzern.ch
https://gruezi.lu.ch/sprache_integration/integrationsangebote
https://disg.lu.ch/themen/integration

KANTON
LUZERN

Gesundheits- und Sozialdepartement
Dienststelle Soziales und Gesellschaft (DISG)

Anhang 11 =» Sozialarbeiterischer Handlungsplan

Dossier-Referenzperson: Einreisedatum:
Name: Nationalitat:
Vorname: zustandige/r SA:
Adresse: Geb.Dat..
PLZ/Ort:

Beilage: Grundbudget WSH: Gemeinde:

Sozialarbeiterischer Handlungsplan (Nr. )

Vorbemerkung

Zielerreichung (Basis Handlungsplan Nr. )
Ziel Erreichung Kommentar
(ja/nein/teilweise)

Handlungsplan

Ziel Schritte/Massnahmen | Termin |Kommentar / andere
Stellen

Zustandige/r Sozialarbeiter/in
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Stellungnahme Sozialvorsteher/in

Einverstanden (Ja/nein/teilweise)

Kommentar

Berichterstattung bis

Datum:
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Visum Sozialvorste-
her/in
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Anhang 12 =» Sachregister SHG / SHV / Wolffers

Anlasslich einer amtsinternen Schulung der Abteilung Wirtschaftliche Sozialhilfe des Kantona-
len Sozialamts wurde im Jahre 1997 dieses Sachregister erstellt. Im Mai 2006 wurde es Uber-
arbeitet und hilft bei der Suche von Informationen nach Stichworten.

! = Felix Wolffers, Grundriss des Sozialhilferechts, Verlag Paul Haupt 1993 ISBN 3-258-
04783-9

2 = Luzerner Sozialhilfegesetz vom 16. Marz 2015 SRL Nr. 892

% = Luzerner Sozialhilfeverordnung vom 24. November 2015 SRL Nr. 892a

4 = Luzerner kantonale Asylverordnung vom 24. November 2015 SRL Nr. 892b

Begriffe Wolffers* SHG? SHV3
Anderung der Verhaltnisse S.106, S.208 §7/1, §10 §29/4
Akteneinsicht / Auskiinfte S.200f, S.218 87,88
Alimentenbevorschussung S.26 §7, 810, 8§13, §24, |8§28-34
§843-52
Alleinerziehende S.111, S.149 89/2 lit. bundc
AHV S.37 8§13
Amtsgeheimnis S.216ff §11
Arbeit S.100, S.108ff §7,89/2 und 3, §9/2, §14/3,
§27, §29/2
Arbeitslosenversicherung S.38, S.109f 86,
Armut: s. Bedrftigkeit
arztliche Untersuchungen S.106f 87, 816 8§24/2, 825/1
Asylsuchende S.88, S.129, §53, 4
S.183ff

Aufgabe der Sozialhilfe

S.25, S.33ff, S.70,
S91

§15/2, 817/2

Auflagen S.111f §29/1, §30/1
Aufsichtsbeschwerde S.207f §17/2, §18/1 §5/2
Augenschein S.96 89
Ausbildung S.148f §38/3
Ausléander S.88, S.92 §13/2, §31/2
Auslandschweizer S.44f
Auto S.150
Bedarfsdeckungsprinzip S.74f 86/1, 827/1 §25f, 8§33-35
Bedurftigkeit S.126f §2/1lit.a-und b,

§12/2, §19/1
Bekleidung S.145
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Bemessung der Hilfe S.134ff §24/1 8825f, 8833-36
Beratung S.46, S.121ff §25/1 lita und c
Berufliche Vorsorge S.37
Berufswahl S.100
Beschwerde S.206f § 59/2 85, §22/2
Datenschutz S.213ff
Disziplinarmassnahmen S.114, S.168f
Drogenabhangige S.53f, S.146 §25/1lit.b
Ehefreiheit S.97f
Eigentumsgarantie S.99f
Einkommen S.153ff §9/2, 825/1lit.c, §29, §25, §33, 8§35
8§32, §45litd
Einkommensfreibetrag §11 13b+c
Einsprache S.205f §59/1, §75 §5
Elternpflichten S.110f 844/1, 847/2,
§49/1 und 2,
§52/1, 845, §54b
Entzug von Sozialhilfeleistungen |S.89, S.107f, §30 §29/4
(Einstellung) S.112, S.139,
S.165ff, S.188
Ergdnzungsleistungen S.26, S.37 §13/2 und 4
Ermessen S.86, S.90f, S95 |86, 830/2 §13a, §34
Ersparnisse S.100 §13
Erwerbstatigkeit S.100, S.108ff, §9/2, 830/2
S.188
Erwerbsunkosten S.151
Europaische Sozialcharta S41 87
Existenzminimum S.77ff, S.134ff 8§31/1, 830, 854a, (833,834
§56
Familieneinheit S.136 §12/2, 8§13/1, 88, 834, 8§35
§25/1lit.b, 827/1,
§29/1 und 2,
§53/6, §54/6,
860/3 8§10, §28
familienrechtliche Unterstiit- S.171ff 8§37 8§23, §27/2, 830,
zungspflicht
Familienzulagen / Kinderzulagen |S.38 8§30
Ferien S.152
Finalprinzip S.34f, S.165
Finanzierung der Sozialhilfe 60f §72a §58a-c, 860b
Flichtlinge S.42, S.183ff §8/3, 854
Fursorgebehorde/Sozialbehorde |S.59f 842/2, 851/2, §15- | §23/2, §28/3
19
fursorgerischer Freiheitsentzug | S.112f
Garantie des Existenzminimums |S.77ff, S.166 8§24, §25, §31/1, 834

§56
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S.126

Geldleistungen S.128f §28/1lit.a, 8§44, 86

846
Gemeindeautonomie S.139,S.211 81/1, 813/1,814, |811

§15/1, 816, §17,

§19/1, §20/1, §21,

§23/1, §25/2, §26,

§27/3, 838/1,
Gesetzmassigkeitsprinzip S.102f
Gesundheitskosten S.145f 830 824/2, 8§825/1
Glaubens- und Gewissensfreiheit |S.97 84, §5,
Grundrechte S.94ff 84f, §31 825/1
Gutscheine S.129f §28/1 lit. b, 824/3
Handels- und Gewerbefreiheit S.100
Handlungsfahigkeit S.93
Hausbesuche S.96 85, §11f
Haushaltsentschadigung S.160
Haustiere S.152
Heimatprinzip S.39, S.50ff 8§16, §833f §37, 8§ 18-22
Heimaufenthalt S.53, S.65f, S.97 §870-72 810
Hypothekarzins S.143
Individualisierungsgrundsatz S.73f, S.140 82, 83, §5, §811f,

§24, 827, 831
Informationsfreiheit S.99
Inkassohilfe von Unterhaltsbei- 843, 847/1 84/3, 827 5, §23
tragen
Integration S.73,S8.77 §2f, 85, §29/2
Integrationszulagen 8§10, 812
interkantonale Kostenriickerstat- |[S.49, S.54ff §833f 8§819-21
tung
internationale Vereinbarungen S.41f
Invalidenversicherung S.37 §13/2
Justiziabilitat S.87
Kausalprinzip S.34f, S.165
kirchliche Sozialhilfe S.63ff 825
Kleinkredit S.133
Konkubinat S.157ff
Kostenersatzpflicht S.49, S.54ff §83ff, 863/3 §§15-22
Kostengutsprache S.66, S.130ff §28/1 lit. ¢
Krankenversicherung S.38, S.145
Kirzung von Sozialhilfeleistun- S.89, S.107f, 830 8§14
gen S.112, S.139,

S.165ff

Lastenausgleich S.60f 8§72a 858a-c, §60b
Meinungsfreiheit S.98 84
Menschenwilrde S.44, S.69f, S.79, 84 §25/1
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Methadonbehandlung S.146
Mietnebenkosten S.144
Mietzins S.142f
Militarversicherung S.39 §35d
Minderjahrige S.88 8§27/3, 844/4, §827-34
Missbrauch der Unterstiitzung S.129, S.141, 839, 849/2, §59 833 lit.b
S.150
Mitspracherecht des Hilfeemp- S.46,S.70,S.124, |84
fangers S.134
Mobilitat S.86, S.98, S.149f
Musikunterricht S.87,S5.152
Niederlassungsfreiheit S.44,S. 51, S.98 848
Notfallhilfe S.53f §16/2 84/2, 818/1, §24/1
Offizialgrundsatz S.196f §12
Organisation der Sozialhilfe S.59f §815-18
oOrtliche Verhaltnisse S.127,S5.136
Parteivertretung S.201
Personliche Freiheit S.44, S.80f
personliche Sozialhilfe S.86, S.121ff §2/2 lit.b, §824- 84/2
26, §28/2, §53/1
und 6; 854/1,
856/1,
Pflichten des Hilfeempfangers S.105ff 86/4, 87, 830/1, 8814/1
29/3
politische Rechte S.101
praventive Hilfe S.163 819, §21
private Sozialhilfe S.63ff, S.72 §22/3
Privatkonkurs S.153
Prozessfiihrung S.153
Radio S.148
Recht auf Leben S.80 §27, 831
rechtliches Gehor S.198ff
Rechtsanspruch auf Sozialhilfe S.77ff, S.90ff 8§24, 827, 8843,
844, 8853f
Rechtsfahigkeit S.93
Rechtsgleichheit S.43, S.81, S.94f
Rechtsmissbrauch S.168
Rechtsmittel S.205ff 859 812, 85/1
Rechtsmittelbelehrung S.203 §12 85/1
Religion S.97
Revision S.207
Rickerstattung S.176ff, S.189 8837-42, 8849-51, |85/1, §23

§59

ruckwirkende Hilfe

S.74,S5.164
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Sachleistungen S.130, S.186 8§21 lit. b, §28/1 §24/3
lit. d,

Sachverhaltsermittlung S.105f, S.197f, §§7-1011-13

S.214f
Schulden S.152
Selbsthilfe S.71f §25/1lit. b
Selbstverschulden s. Verschulden
SKOS-Richtlinien S.27,5.48,S.137f | 831, §56 §88-11, §14,

Sozialbehorde

S.59f

§42/2, 851/2, §4,
§815-109,
§§21-23

§23/2, §28/3

Sozialdienst S.59f 812, 817, 842/2, §14/2, §815-20,
851/2, 852/2 §27/2, 831/1,
§32/2, 834/2
soziales Existenzminimum S.135f 831, 8§30, 8§54, 856 [834
soziale Sicherung S.33
Sozialforschung S.118, S.216 §19/1
Sozialgesetzgebung S.34
sozialhilfedhnliche Leistungen S.26 815, §25/1 lit. b
Sozialinformation S.119 8§15
Sozialstaat S.33
Sozialversicherungen S.34ff, S.147 §13/2
staatsrechtliche Beschwerde S.209ff §22/2,85/1
Steuern S.151
Stipendien S.26
strafrechtliche Sanktionen S.114f 833 lit. b
Subrogation S.174
Subsidiaritatsprinzip S.71f, S.127 83
Subventionierung sozialer S.119f §840-52
Dienste
Taschengeld S.141f
Telefon S.148
Transportkosten S.86, S.98, S.149f
Treu und Glauben S.103f 87/1 833 lit. a
unentgeltliche Rechtspflege S.202
Unfallversicherung S.38, S.145 §35
Unterhalt S.140f §27, 843, §844, §14/1, §25/2,
854 lit. a, 846/1, §827-34
847/2, 848, §49,
§51/1, 852/1, §30,
§844-47
Unterkunft S.142f 853, §54/1 §70 §854-58
Unterstitzungsantrag S.196f 816/4, 856 873 84, 827/3, §29/4,
§832-33, 882-11
Unterstutzungseinheit S.136 88, §14/1,
Unterstiitzungsrichtlinien 27, 73, 136ff 831, 830, 8§47, 856 |8§8-11, §14/1
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Unterstitzungswohnsitz S.51ff, S.92 82, 816/1, 831/2, |82, §4, §7, §24,
8§33, 8§35, §5
Untersuchungsgrundsatz S.197f 888-9
Ursachenbekdmpfung S.75 §19/1
Verfahrensrecht S.195ff §856-59 §5
Verfligung S.202ff §5
Verhaltnismassigkeitsprinzip S.104f
Verkehrsauslagen S.149f
Vermogen S.155ff 8§13, §29/3, §32/1
lit. e

Verrechnung S.75
Verschulden S.126, S.165ff,

S.178
Versicherungen S.86, S.147
Verwandtenunterstiitzung S.171ff §37 §23
vorlaufige Aufnahme S.192
vormundschaftliche Massnahmen | S.112f, S.122
Weisungen S.111f 8810-14, 8§24, §29 |814, 835
Weiterbildung S.75, S.148f §20/2, 8§26
Wiedererwagung S.206, S.208
WillkUrverbot S.95f
wirtschaftliche Sozialhilfe S.91, S.125ff 83, §8827-42, 8837- | 8§7-23

41

Wohngemeinschaft S.157ff §8
Wohnortsprinzip S.51 §16 85 §2
Wohnung S.142f
Wohnungsausstattung S.86, S.100, S.144
Zahnbehandlungen S.87,S5.146
Ziel der Sozialhilfe S.25,S.33ff, S91 |§2
Zustandigkeitsordnung S.44, S.49ff 8§16, §15-18
Zwangsmassnahmen 113
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KANTON
LUZERN

Gesundheits- und Sozialdepartement
Dienststelle Soziales und Gesellschaft (DISG)

Anhang 13 = Zahnarztliche Behandlung zulasten Sozialhilfe

Associapene dei medic) dentisli cantonali della Svizzera (ADMES)

) Verainigung der Kantanszahnarztanen und samonszahnirate der Schweaiz (ViK2S)
Assoclation des midecing dentistes cantanaux de la Sulsse (AMDCS)
Swiss association of cantonal chief dental officers (SACCDO)

Zahnarztliche Behandlung zulasten Sozialhilfe

Status: Januar 2018.1

Sozizlbereiche & Zustandigkeiten
Das Gffentliche schweizerische Firsorge- bzw. Sozialwesen gliedert sich in unterschiedliche Bereiche.
. AW Asyhwesen
* 8H (ffentliche Soziahilfe, Flichtingswesen
« EL Erganzungsleistung AHV/TV
& Dazu kommen noch diverse private Flrsorge- und Sozialwerke wie Pro Infirmis, Pro Senectute, Winterhilfe usw.
*  Nothilfe (NH)

SH- Offentliche Sozialhilfe (friiher Filrsorge)
Die dffentliche Soziahilfe hat die Aufgabe, Bedirftige und von Bedirftigkeit bedrohte Personen zu beraten und ihrs materielle Sicherheit

zu gewshrieisten sowie die Selbstandigkeit zu erhalten und zu férdem. Die indwidusllen Lebensumsténde und die soziale Integration
sind bei der Planung zu bercksichtigen.

Zustandigkeit

Die Zustandigkeit bestimmt sich nach kantonalem Recht, wobei in den meisten Kantonen die Wohn- bzw. Aufenthaltsgemeinde fir
die Ausrichtung und Bemessung der Sczialhilfe zusténdig ist Bei extemen Institutionen (Wohnheim, therapeutische Gruppe,
Erzichungsanstalt, Gefangnis) bleibt das bisher zustandige Sozialhilfeorgan weiterhin sczialhilferechitlich zusténdig. Bei Personen im
Straf- und Massnahmenvollzug empfiehlt s sich, den Kostenvoranschlag liber den Sozialdienst der zusténdigen Strafanstaht
einzureichen.

Behandlungsplanung

Neben dem flirsorgerischen Entscheidungsspielraum fiir die Behiirde besteht bei Patienten der Sozialhilfe auch filr den behandeinden
Zshnarzt auf Basis der bishengen zahnérztlichen Versorgung und der zahnmedizinscher Compliance ein gewisser planerischer
Entscheidungsspielraum. Beachte: Fir die zahnmedizinische Planung entscheidend ist der (1) Worzustand, die (2) Compliance des
Patienten und die (3) dentale Prognose. Falls entsprechende Angaben im Dossier fehlen, fragen Sie (zls Sozialarbeiter) beim Behandler
nach der dentalen Compliance und (als Behandler) beim Somalarbeiter nach der sozialen Prognose: Das Kriterium gingr positiven
Progniose fiir eine soziale Wisdereinglisderung und siner positiven dentalen Complianceist entscheidend, ob 2ine zahnérztiche
Behandlung auch langfristig geplant werden kann (evtl. etappiert). Bsi einer positiven dentalen Prognose kann sine wirksame,
wirtschaftliche und zweckmaszige Zahnérztliche Sanisrung geplant werden (Sehandlung evtl. in Etappen). Bai schlechter Prognose
und wenig Compliance gelten die Behandlungskriterien der Primarversorgung gemass Empfehlung A.
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KANTON
LUZERN

Gesundheits- und Sozialdepartement
Dienststelle Soziales und Gesellschaft (DISG)

Anhang 14 =» Berechnungsblatt zur Bemessung der Sozialhilfe

Entschadigung fur Haushaltfihrung und Konkubinatsbeitrag

Siehe SKOS-RL Praxishilfe, Erweitertes SKOS-Budget, abrufbar unter:
https.//skos.ch/fileadmin/user_upload/skos_main/public/pdf/Recht_und_Beratung/Praxishil-
fen/240824_SKOS Praxishilfe_Erweitertes SKOS Budget.pdf
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KANTON
LUZERN

Gesundheits- und Sozialdepartement
Dienststelle Soziales und Gesellschaft (DISG)

Anhang 15 =» Vorlagen zur Abklarung der Verwandtenunterstutzungspflicht
Vorlage 1 = Musterbrief an Steueramt (Anfrage Steuerfaktoren)

Steueramt
ADRESSE

GEMEINDE DATUM

Abklarung Steuerverhaltnisse betreffend Verwandtenunterstitzung gemass Art.
328/329 ZGB und § 37 Sozialhilfegesetz (SHG) des Kantons Luzern

Sehr geehrte ............

Im Rahmen der Abklarung fiir Verwandtenunterstiitzung bei Sozialhilfeleistungen betreffend
eines Familienmitgliedes, bitten wir Sie, uns fir folgende Person/en die definitive Steuerfakto-
ren mitzuteilen:

Name
Adresse L
PLz/Ort

Steuerbares Gesamteinkommen

Veranlagung fur das Jahr ........ CHF BETRAG

Steuerbares Vermdogen

Stand ........ CHF BETRAG

Gesamtvermdogen (Kopie einer evtl. Steuerausscheidung beilegen)

Stand: ........ CHF BETRAG

Far Ihre Ruckantwort danken wir Ihnen bestens.

Freundliche Grlsse
GEMEINDE ........

Sozialamt

NAME SOZIALVORSTEHER/IN

Bestéatigung der gemachten Angaben:
Datum / Stempel / Unterschrift:
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Vorlage 2 = Berechnungsblatt

Berechnungsblatt Verwandtenunterstiitzung

Name: ...
Vorname: . Geburtsdatum: ............

Anzahl Personen im gleichen Haushalt e
Minderjahrige oder in

Ausbildung befindliche Kinder e
Veranlagungsjahr (das zuletzt gultige) e
Steuerbares Gesamteinkommen : CHF BETRAG
Steuerbares Gesamtvermogen : CHF BETRAG

1.1 Ermittlung des zur Verwandtenunterstlitzung anrechenbaren Vermdgensverzehrs
Das anrechenbare Einkommen von Pflichtigen setzt sich zusammen aus dem effektiven Ein-
kommen und einem Vermoégensverzehr.

1.2 Berechnung Vermdogensverzehr (SKOS-RL D.4.3 / Praxishilfe zur SKOS-RL D.4.3: Berech-
nung der Verwandtenunterstitzung:)

Vom steuerbaren Vermdgen sind die folgenden Freibetrage abzuziehen:

Alleinstehende CHF 250'000 Abzugsberechtigt D

Verheiratete CHF 500'000 Abzugsberechtigt D

Pro Abzug berechtigtes Kind CHF  40'000 Abzugsberechtigt D

Vom verbleibenden Betrag wird geméss nachstehender Tabelle der jahrliche Vermdgens-ver-
zehr berechnet (zutreffendes Feld ist anzukreuzen).

Altersabhangige Quote: 18-30 Jahre 1/60
31-40 Jahre 1/50
41-50 Jahre 1/40
51-60 Jahre 1/30
ab 61 Jahre 1/20

NN

Gesamtvermdgen - Freibetrag = Anrechenbare Quote flr
Vermdogensverzehr
CHF BETRAG - CHF BETRAG = CHF BETRAG

Anrechenbare Quote flr

Vermdgensverzehr : Altersabhéangige Quote = Vermdgensverzehr
pro Jahr
CHF BETRAG : CHF BETRAG = CHF BETRAG
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2.1 Berechnung des anrechenbaren Einkommens
Steuerbares Gesamteinkommen
Vermodgensverzehr gemass Berechnung

Anrechenbares Einkommen pro Jahr

Anrechenbares
Einkommen pro Jahr : 12 Monate
CHF BETRAG : 12 Monate

CHF BETRAG
CHF BETRAG
CHF BETRAG
Anrechenbares

Einkommen pro Monat

CHF

BETRAG

2.2 Uberprufung der Einkommenszahlen

Aus Kosten-Nutzen-Uberlegungen sollte die Priifung der Beitragsfahigkeit von Verwandten
nur erfolgen, wenn die Einkommenszahlen tber den nachfolgenden, von der SKOS empfohle-

nen, Werten liegen:

Steuerbares Einkommen, einschliesslich Vermégensverzehr (SKOS-RL D.4.3 / Praxishilfe zur

SKOS-RL D.4.3: Berechnung der Verwandtenunterstiitzung:)
(zutreffendes Feld ist anzukreuzen)

Alleinstehende

Verheiratete

Zuschlag pro minderjahriges oder in Ausbildung
befindliches Kind

Einkommensgrenze der betroffenen Familie, ab welcher die
Verwandtenunterstitzung weiter abgeklart werden muss:

2.3 Weitere Abklarung notwendig?
Anrechenbares Einkommen pro Jahr

Einkommensgrenze der betroffenen Familie, ab welcher die
Verwandtenunterstiitzung weiter abgeklart werden muss:

Weitere Abklarungen sind notwendig

CHF
CHF
CHF

CHF

CHF

CHF

[ ]iA

120'000.00 [_]
180'000.00 [_]
20'000.00 [ ]

BETRAG

BETRAG

BETRAG

[ ] NEIN

Bemerkungen:
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Vorlage 3.1 = Musterbrief 1 an Verwandte (Terminvereinbarung)

HERR FRAU
ADRESSE
ADRESSE
ADRESSE

Gemeinde ........ , DATUM

Verwandtenunterstlitzung gemass Art. 328/329 ZGB und § 36 Sozialhilfegesetz des
Kantons Luzern fur Ihre WER?

Sehr geehrte Frau ........ Sehr geehrter Herr ........

Das Sozialamt der Gemeinde ........ unterstutzt lhre WER? seit DATUM. Die monatliche Sozial-
hilfe belauft sich zur Zeit auf CHF BETRAG. Bis zu heutigem Datum hat das Sozialamt fur Ihre
WER? total CHF BETRAG aufgewendet.

Gemass Art. 328 und 329 ZGB ist die Sozialbehdrde verpflichtet abzuklaren, ob direkte Ver-
wandte einen Beitrag an die Sozialhilfe leisten kdnnen. Die gesetzliche Verwandtenunterstit-
zungspflicht richtet sich nach der Leistungsfahigkeit der pflichtigen Eltern/xxx.

Um mit lhnen in dieser Sache gemeinsam nach einer einvernehmlichen Lésung zu suchen, la-
den wir Sie zu einem Gesprach auf dem Sozialamt ein:

ORT und ZEIT

Sollten Sie verhindert sein, ersuchen wir Sie, mit dem/der Unterzeichnenden telefonisch einen
neuen Termin zu vereinbaren.

Mit diesem Schreiben erhalten Sie ein Frageblatt betr. Verwandtenunterstiitzung. Wir bitten
Sie, dieses Formular auszuftllen und uns vor dem Besprechungstermin zu retournieren. Fir
allféllige Fragen und Auskuinfte stehen wir Ihnen gerne zur Verfiigung.

Wir danken fur lhre Mitarbeit und Ihr Verstandnis und verbleiben

Freundliche Griisse

Sozialamt ........

Beilage
Frageblatt betreffend Verwandtenunterstiitzung
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Vorlage 3.2 = Musterbrief 2 an Verwandte (Terminvereinbarung)

HERR FRAU
ADRESSE
ADRESSE
ADRESSE

Gemeinde ........ , DATUM

Verwandtenunterstiutzung gemass Art. 328/329 ZGB und § 37 Sozialhilfegesetz des
Kantons Luzern fur Ihre WER?

Sehr geehrte Frau NAME
Sehr geehrter Herr NAME

Fur Ihre WER? haben wir Sozialhilfeleistungen zu erbringen und missen daher im Sinne der
gesetzlichen Bestimmungen prifen, ob direkt Verwandte einen Beitrag an die Sozialhilfe leis-
ten kdnnen.

Das Sozialamt der Gemeinde ........ unterstitzt Ihre WER? seit DATUM. Die monatliche Sozial-
hilfe belauft sich zur Zeit auf CHF BETRAG. Bis zu heutigem Datum hat das Sozialamt fur Ihre
total CHF BETRAG aufgewendet.

Im ........ haben wir Ihre Steuerdaten angefragt. Dabei haben wir fir die letzte definitiv einge-
schéatzte Veranlagungsperiode, die folgenden Steuerdaten erhalten:

Steuerbares Einkommen fir das Jahr ........ CHF BETRAG
Reinvermégen Stand ......... CHF BETRAG

Auf Grund dieser Steuerdaten sind wir verpflichtet, Ihren Beitrag an den Unterhalt von WER?
zu Uberprifen. Dabei stiitzen wir uns auf die Artikel 328 ZGB, Abs. 1 (,Wer in gunstigen Ver-
haltnissen lebt, ist verpflichtet, Verwandte in auf- und absteigender Linie, die ohne diesen Bei-
stand in Not geraten wirden zu unterstttzen.”) und 329 ZGB, Abs. 1 (,Der Anspruch auf Unter-
stitzung ist gegen die Pflichtigen in der Reihenfolge ihrer Erbberechtigung geltend zu machen
und geht auf die Leistung, die zum Lebensunterhalt der Bedurftigen erforderlich und den Ver-
haltnissen des Pflichtigen angepasst ist®).
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Sie kbnnen davon ausgehen, dass fir uns bei der Beurteilung nicht nur die Steuerfaktoren
massgebend sind, sondern auch folgende Fragen mitberticksichtigt werden:

e Sind die Verwandten aufgrund personlicher und familiarer Verhaltnisse und allfalliger
sonstiger Verpflichtungen Uberhaupt in der Lage, die in Not geratene Person ohne we-
sentliche Einschrankung ihrer eigenen Bedurfnisse zu unterstiitzen?

¢ Haben die Verwandten bereits erhebliche Vorleistungen erbracht? Ist fir sie eine weitere
Unterstutzung Gberhaupt zumutbar?

e Wie stehen die Verwandten zu der in Not geratenen Person (personliche Beziehung)?

Um mit lhnen in dieser Sache gemeinsam nach einer einvernehmlichen Lésung zu suchen,
lade ich Sie zu einem Gesprach bei mir auf dem Sozialamt ein:

..ORT UND ZEIT

Sollten Sie verhindert sein, bitte ich Sie, mit mir telefonisch einen neuen Termin zu vereinba-
ren.

Mit diesem Schreiben erhalten Sie das Berechnungsformular fur die Ermittlung Ihres anre-
chenbaren Bedarfs. Ich bitte Sie, dieses bis und mit Punkt 6 entsprechend auszufillen und mir
vor dem Besprechungstermin zu retournieren. Bitte flihren Sie alle Auslagen auf, damit wir
einen Gesamtuberblick lIhrer Aufwendungen erhalten. Fur allfallige Fragen in diesem Zusam-
menhang stehe ich IThnen gerne zur Verfigung (Tel. NUMMER).

Freundliche Griisse

GEMEINDE ........
Sozialamt

NAME
SOZIALVORSTEHER/IN

Beilage
Formular fiir die Ermittlung des anrechenbaren Betrags fur die Verwandtenunterstiitzung

Kopie z.K. an
NAME
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Vorlage 4 = Formular zur Ermittlung des Einkommens der Verwandten

Verwandtenunterstitzung

Formular fur die Ermittlung des Einkommens

Name, Vorname: ........

Adresse: ........

Anzahl Personen im gleichen Haushalt: ........

jahrlich monatlich

Einklnfte

Einkommen Ehemann netto

Einkommen Ehefrau netto

13. Monatslohn

Gratifikation

Andere Einnahmen

Total Einnahmen

rung

Total Ausgaben Pauschale fiir gehobene Lebensfih-

Obige Angaben sind vollstandig und wahrheitsgetreu.

Ort, Datum: .....ccooeevvevevieeeeee s

Herr NAME: ..., Frau NAME: .....

Pauschale fiir gehobene Lebensfiihrung gemass SKOS-RL D.4.3:

1-Personenhaushalt
2-Personenhaushalt

Zuschlag pro Kind (minderjahrig oder in Ausbildung)

CHF 10'000.00 pro Monat
CHF 15'000.00 pro Monat

CHF 1'700.00 pro Monat

Als Verwandtenbeitrag ist grundsatzlich die Halfte der ermittelten Differenz zwischen dem
anrechenbaren Einkommen und der Pauschale fur gehobene Lebensfiihrung einzufordern:

Differenz

die Halfte

= jahrliche Unterstiitzung

monatliche Unterstitzung

= CHF *

112 = CHF *

*Von diesem Betrag sind die Leistungen abzuziehen, welche die Pflichtigen direkt fur ihre Ver-
wandten erbringen (z.B. Krankenkassenpramien, Nebenauslagen, Betreuung)
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Vorlage 5 = Gesprachsleitfaden

Gespréachsleitfaden / Fragebogen

Abklarung in Sachen Verwandtenunterstitzung gemass Art. 328/329 ZGB sowie
8 37 Sozialhilfegesetz des Kantons Luzern

1. Personalien des Sozialhilfe-Empfangers:

Name, Vorname:

Geburtsdatum:

2. Personalien des/der Unterstutzungspflichtigen:

Name, Vorname:

Geburtsdatum:

Heimatort;

Adresse:;

Besprechung vom:

Gespréachsteilnehmer:;

Gesprachsfuhrung:

3. Information Uber gesetzliche Grundlagen

Art. 328 ZGB
-Wer in giinstigen Verhaltnissen lebt, ist verpflichtet, Verwandte in auf- und absteigender Linie
zu unterstitzen, die ohne diesen Beistand in Not geraten wirden.

Die Unterhaltspflicht der Eltern und des Ehegatten, der eingetragenen Partnerin oder des einge-
tragenen Partners bleibt vorbehalten.”
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Art. 329 ZGB

»Der Anspruch auf Unterstitzung ist gegen die Pflichtigen in der Reihenfolge ihrer Erbberechti-
gung geltend zu machen und geht auf die Leistung, die zum Lebensunterhalt des Bedurftigen
erforderlich und den Verhaltnissen des Pflichtigen angemessen ist.

Erscheint die Heranziehung eines Pflichtigen wegen besonderer Umsténde als unbillig, so kann
das Gericht die Unterstlitzungspflicht ermassigen oder aufheben.

Die Bestimmungen Uber die Unterhaltsklage des Kindes und tiber den Ubergang seines Unter-
haltsanspruchs auf das Gemeinwesen finden entsprechende Anwendung.”

§ 37 Sozialhilfegesetz des Kantons Luzern vom 16. Mérz 2015 SHG)
~Die Verwandtenunterstttzungspflicht richtet sich nach den Artikeln 328 und 329 ZGB.".

§ 23 Abs. 2 Sozialhilfeverordnung des Kantons Luzern vom 24. November 2015
"Fur die Geltendmachung der Verwandtenunterstiitzung ist die Sozialbehorde der Gemeinde

zustandig, welche die wirtschaftliche Sozialhilfe leistet.”

SKOS-RL D.4.3

Steuerbares Einkommen CHF 120'000.00 fur Alleinstehende
(einschliesslich Vermogensverzehr) CHF  180'000.00 fur Verheiratete

CHF 20'000.00 pro minderjahriges
oder in Ausbildung befindliches Kind

Steuerbares Vermoégen CHF  250'000.00 fir Alleinstehende
CHF  500'000.00 fir Verheiratete
CHF 40'000.00 pro Kind

4. Fragen

4.1 Wie stehen Sie zu der in Not geratenen Person (personliche Beziehung)?
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4.2 Wie sind die familidren Verhéltnisse (minderjahrige Kinder, Unterstitzungsverpflichtun-
gen etc.)?

4.3 Wie sieht Ihre berufliche und finanzielle Situation aus?

Beruf Ehemann;

Beruf Ehefrauv;. ...

Vermdgen:

Liegenschaft/en:

Schulden:

4.4 st aus lhrer Sicht eine angemessene Verwandtenunterstiitzung aufgrund der personli-
chen und wirtschaftlichen Verhéaltnisse moglich?

Wenn ja, in welcher Hohe?
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5. Information Uber das weitere Vorgehen

Grundlagen fur den Entscheid der Sozialhilfebehdrde, ob Verwandtenunterstiitzung geltend
gemacht wird, sind einerseits wie eingangs erwahnt die Gesetze und die SKOS-Richtlinien, an-
dererseits die eingeholten Steuerfaktoren und die in diesem Gesprach erorterten Fragen (un-
ter Punkt 4).

a) wenn Einigung
Kommt es im Gesprach zu einer Einigung, wird eine Zahlungsvereinbarung unterzeichnet
(Siehe Vorlage, 6).

b) wenn keine Einigung

Kénnen sich die Parteien nicht einigen, kann die Sozialbehdrde am Gericht des Wohnsitzes
des Klagers oder Beklagten Klage einreichen. Es liegt dann im Ermessen des Zivilrichters, die
Hohe des Beitrags festzusetzen oder die Klage abzulehnen.
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Vorlage 6 = Zahlungsvereinbarung

Zahlungsvereinbarung

Hiermit verpflichtet sich ........

der Einwohnergemeinde ........ , vertreten durch das Sozialamt ........ , Zahlungen zu leisten von

monatlich CHF BETRAG

Diese Leistungen gelten als Verwandtenunterstiitzung im Sinne von Art. 328/329 des Schwei-
zerischen Zivilgesetzbuches gegenuber:

Die obigen Zahlungen erfolgen erstmals am DATUM und dauern bis die Bedurftigkeit von
........ wegfallt.

Bei wesentlichen Anderungen der personlichen und wirtschaftlichen Verhéltnisse kann der

vorliegend vereinbarte Betrag in Absprache mit dem Sozialamt ........ neu festgelegt werden.
Gemeinde, DATUM Unterschrift;

Verteiler:

- Pflichtiger

- Dossier

- Buchhaltung Sozialamt ........
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KANTON
LUZERN

Gesundheits- und Sozialdepartement
Dienststelle Soziales und Gesellschaft (DISG)

Anhang 16 =» Unterstutzungsleistungen fur vorlaufig Aufgenommene

Es gilt dringend zu beachten, dass zwischen vorlaufig aufgenommenen Auslanderinnen und
Auslander (VA) und vorlaufig aufgenommenen Flichtlingen unterschieden werden muss. Die
personliche und die wirtschaftliche Sozialhilfe fir Fllichtlinge, vorlaufig aufgenommene
Flichtlinge und fiir Schutzbedurftige mit Aufenthaltsbewilligung richten sich nach den Best-
immungen des Sozialhilfegesetzes (SKOS-Richtlinien wegleitend), da sie nach Bundesrecht
der einheimischen Bevdlkerung gleichzustellen sind.

1.1 Vorlaufig aufgenommene Flichtlinge — Ausweis F

Ein vorlaufig aufgenommener Fliichtling ist eine Person, welche die Fllichtlingseigenschaften
erflllt. Deren Asylgesuch infolge eines Asylausschlussgrundes (Art. 53 f. AsylG) abgelehnt
wurde und die aus der Schweiz weggewiesen wurde, bei denen das Staatssekretariat fir Mig-
ration gemass Art. 44 AsylG in Verbindung mit Art. 83 Abs. 8 AIG jedoch eine vorlaufige Auf-
nahme verfugt hat (siehe § 3 Abs. 4 kantonale Asylverordnung).

__ommeri’? Fluéhtjmﬁg;

1.2 Vorlaufig aufgenommene Auslanderinnen und Auslander (Ausweis F)
Vorlaufig aufgenommene Auslanderinnen und Auslander sind Personen,
- auf deren Asylgesuch nicht eingetreten oder deren Asylgesuch abgelehnt wurde und
- die aus der Schweiz weggewiesen wurden und
- bei denen das Staatssekretariat fir Migration gemass Art. 44 AsylG i.V.m. Art. 83 AIG
eine vorlaufige Aufnahme verfligt hat (siehe § 3 Abs. 3 der kantonalen Asylverord-

nung).

Hinweis: Fur die Ausrichtung von Sozialhilfe an Auslanderinnen und Auslander, die im Rah-
men eines auslanderrechtlichen Verfahrens vorlaufig in der Schweiz aufgenommen wurden,
ist nicht der Kanton gestitzt auf § 53 SHG, sondern die Gemeinde gemass § 15 f. SHG zustéan-
dig (bestétigt durch das nicht publizierte Urteil 7Q 21 10 des Kantonsgerichts Luzern vom 21.
November 2022).
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Ausweis fiir vorlaufig =~~~
aufgenommene Ausiinder ~~ F
giiltig lingstens bis £ 09.0672_0_13

1.2.1 Personliche Sozialhilfe (§ 6 Abs. 2 Kantonale Asylverordnung)
Ziel der personlichen Sozialhilfe fur vorlaufig aufgenommene Auslanderinnen und Auslander
ist es, die Selbstandigkeit sowie die sprachliche, soziale und berufliche Integration zu fordern.

1.2.2 Wirtschaftliche Sozialhilfe (8§ 7 — 13 Kantonale Asylverordnung)

Grundbedarf fur den Lebensunterhalt

Fur hilfebedirftige vorlaufig aufgenommene Auslanderinnen und Auslander in individuellen
Unterkinften gelten als GBL die Ansatze gemass § 7 Abs. 4 Kantonaler Asylverordnung. Diese
Ansétze decken pauschal alle Aufwendungen des Grundbedarfs flr den Lebensunterhalt. Fr
dessen Zusammensetzung sind die Empfehlungen der SKOS wegleitend. Massgebend fiir die
Zusammensetzung des GBL fur vorlaufig aufgenommene Auslanderinnen und Auslander ist
demnach der SKOS-Warenkorb. D.h. der GBL fur vorlaufig aufgenommene Auslanderinnen
und Ausléander umfasst alle Ausgabepositionen vom GBL gemaéss SKOS (vgl. dazu dortiges

Kapitel C.3.1).
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Grundbedarf fur den Lebensunterhalt (Stand 1. Januar 2025)

A Grundbedarf fiir den Lebensunterhalt pro Haushalt und Monat
B Pauschale Person/Mt.
C Strom (im GBL fur VA inkl.): Pauschale von 4.7% des GBL fur VA gemass § 7 Abs. 4 Kanto-

naler Asylverordnung

Haushaltsgrosse Pro F’erson im Qauschale / Haus- Eauschale / '(S:trom/p.ro Hausr_l.alt

Tag in CHF halt/Mt. In CHF Person/Mt. In CHF in CHF (im GBL fir
(gerundet) (gerundet) VA inkl.)

1 Person 23.05 703.05 703.05 33.05

2 Personen 18.80 1'146.80 573.40 53.90

3 Personen 16.20 1'482.30 494.10 69.65

4 Personen 14.65 1'787.30 446.85 84.00

5 Personen 13.75 2'096.90 419.40 98.55

6 Personen 12.90 2'360.70 393.45 110.95

7 Personen 12.25 2'615.40 373.65 122.90

8 Personen 11.80 2'879.20 359.90 135.30

9 Personen 1150 3'156.75 350.75 148.35

Pro weitere Person 10.30 3/A7% vom GBL fur

In Abweichung von § 8 SHV wird der GBL von in Zweck-Wohngemeinschaften lebenden vor-
laufig aufgenommenen Auslanderinnen und Auslander um 10% gekdrzt. § 9 SHV findet keine

Anwendung.
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KANTON
LUZERN

Gesundheits- und Sozialdepartement
Dienststelle Soziales und Gesellschaft (DISG)

Anhang 17 =» Merkblatt Berechnung Elternbeitrage bei einer dauerhaften
Fremdplatzierung

1. Einleitung

Ist ein Kind dauerhaft fremdplatziert (siehe Art. 7 Abs. 3 lit. ¢ ZUG) und tragt die Sozialhilfe die Kosten
der Fremdplatzierung, so kann die Sozialbehérde gestiutzt auf Art. 289 Abs. 2 ZGB bei den Eltern fur
die Dauer der Platzierung die Unterhaltskosten zurtickfordern.

2. Unterhaltspflicht der Eltern

Die Eltern haben fur den gebihrenden Unterhalt des Kindes aufzukommen, inbegriffen die Kosten von
Betreuung, Erziehung, Ausbildung und Kindesschutzmassnahmen (Art. 276 Abs. 2 ZGB). Ihr Beitrag
richtet sich nach den Bedurfnissen des Kindes sowie ihrer eigenen Lebensstellung und Leistungsféahig-
keit. Ausserdem sind Vermdgen und Einktinfte des Kindes sowie der jeweilige Betreuungsbeitrag, den
die Eltern erbringen, zu bertcksichtigen (Art. 285 ZGB). Wird der Unterhalt eines Kindes ganz oder teil-
weise aus Offentlichen Mitteln bestritten, so geht der Unterhaltsanspruch des Kindes gegenliber seinen
Eltern in diesem Umfang mit allen Rechten auf das Gemeinwesen Uber (Art. 289 Abs. 2 ZGB).

Bei einer Fremdplatzierung eines Kindes erhdéhen sich in der Regel dessen Unterhaltsbedurfnisse durch
die Fremdbetreuungskosten.! Tragt die Sozialhilfe die Kosten flir den Unterhalt von fremdplatzierten
Kindern, so kann die zustandige Behorde gestutzt auf Art. 289 Abs. 2 ZGB bei den Eltern fur die Dauer
der Fremdplatzierung die Unterhaltskosten zurtickfordern. Wenn die Eltern in der Lage sind, die fur das
Kind anfallenden Unterhaltskosten unter Berlcksichtigung der staatlichen Leistungen zu finanzieren,
muss ihr Elternbeitrag entsprechend festgelegt werden. Ist die Unterhaltspflicht in einem gerichtlichen
Urteil oder einem Unterhaltsvertrag festgelegt, so ist dieser Beitrag in Bezug auf den bereits verpflich-
teten Elternteil auch fir die Sozialhilfeorgane verbindlich (vorbehalten bleiben einvernehmliche Rege-
lungen oder gerichtliche Anderungen).

Der Unterhaltsanspruch des Kindes gegeniber seinen Eltern geht im Umfang der geleisteten Kosten
gestutzt auf Art. 289 Abs. 2 ZGB auf das finanzierende Sozialhilfeorgan Uber. Dieses kann die Eltern zur
Leistung eines entsprechenden Unterhaltsbeitrages anhalten. Weigern sich die Eltern, fur die Neben-
kosten und die weiteren situationsbedingten Leistungen aufzukommen, obwohl sie aus finanzieller
Sicht dazu in der Lage waren, bedarf es einer Unterhaltsklage nach Art. 279 ZGB, welche vor dem zu-
standigen Zivilgericht zu erheben ist. Nach geanderter Rechtsprechung des Bundesgerichts ist aber
einzig das Kind (bzw. seine gesetzliche Vertretung) zur Geltendmachung des Unterhaltsanspruchs legi-
timiert (vgl. BGE 148 Il 353 mit Verweis auf BGE 148 Ill 270 E.6.5-6.8). Ob das Gemeinwesen bei nicht
vorhandenem Unterhaltstitel weiterhin fur bereits zugunsten des Kindes bezahlte Sozialhilfe eigenstén-
dig gegen Unterhaltspflichtige klagen kann (vgl. BGE 148 Ill 270 E.6.8), wird die weitere Rechtspre-
chung zeigen mussen. Klar ist jedenfalls, dass das Stammrecht des Unterhaltsanspruchs hochstpersén-
lich ist und beim Kind verbleibt. Nur das Kind bzw. seine gesetzliche Vertretung kénnen auf Festset-
zung von Unterhaltsbeitragen klagen.

lDie Platzierungskosten setzten sich insbesondere aus der Kostenbeteiligung (vgl. § 31 SEG), Nebenkosten und weiteren situati-
onsbedingten Leistungen zusammen; zu den Kosten bei einer Platzierung in sozialen Einrichtungen bzw. in einer Pflegefamilie
siehe Kapitel C.3.2. h) Pflegekosten bei Privaten 3.3 Luzerner Handbuch zur Sozialhilfe.
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Die Kosten der Fremdplatzierung, welche die Eltern mangels Leistungsfahigkeit nicht tragen kdnnen,
stellen Sozialhilfe an das Kind dar. Diese kann weder von den Eltern noch vom Kind zuriickgefordert
werden (siehe § 38 SHG).

3. Sozialhilferechtliche Zustandigkeit

Die sozialhilferechtliche Zustandigkeit bestimmt sich nach § 16 Abs. 1 SHG i.V.m. Art. 7 ZUG. Ist ein
minderjahriges Kind dauerhaft fremdplatziert, hat es gemass Art. 7 Abs. 3 lit. ¢ ZUG einen eigenen Un-
terstlitzungswohnsitz am letzten Unterstiitzungswohnsitz vor der Fremdplatzierung. Dieser Unterstit-
zungswohnsitz bleibt auch bei einem Wegzug der Eltern bzw. des Elternteils bestehen. Das Kind bildet
dabei eine eigene Unterstitzungseinheit.

4, Berechnung von Elternbeitragen

Im Rahmen einer einvernehmlichen Einigung wird empfohlen, die Berechnung des Elternbeitrags bei
einer Fremdplatzierung nach SKOS-RL D.4.2 Erlauterungen d vorzunehmen (vgl. Kapitel C.3.2. g)
Fremdplatzierte Kinder / Pflegekosten im Heim des Luzerner Handbuchs zur Sozialhilfe). Gemaéss dieser
Praxishilfe ist ein erweitertes Budget nach SKOS-Richtlinien zu erstellen, welches die effektiven Wohn-
kosten, Steuern, Ausbildungskosten und Unterhaltsbeitrdge miteinbezieht.

Der errechnete Betrag ist dem aktuellen Einkommen gegeniiberzustellen. Von der Differenz zwischen

Bedarf und Einkommen kann fir die Dauer der Unterstiitzung rund die Halfte als Beitragsleistung von
den Eltern gefordert werden. Bei erheblichem Vermégen der Eltern ist denkbar, dass ihnen die ganzen
Fremdplatzierungskosten in Rechnung gestellt werden (Art. 285 Abs. 1 ZGB).

4.1 Bedarf

GBL

Die Haushaltsgrosse berechnet sich in der Regel ohne das fremdplatzierte Kind. Verbringt das fremd-
platzierte Kind die Wochenenden oder die Ferien bei den Eltern bzw. einem Elternteil wird pro Aufent-
haltstag bei den Eltern pro Kind ein Bedarf von CHF 20.00 pro Tag (bei einer Aufenthaltsdauer bis zu
funf Tagen eingerechnet, vgl. Kapitel C.3.2. I) Eltern mit Besuchsrechten).

Wohnkosten

Es sind die effektiven Wohnkosten zu bertcksichtigen. Verbringt das Kind Wochenenden oder Ferien
bei den Eltern bzw. einem Elternteil, ist zu berticksichtigen, dass fur die Austibung des Besuchsrechts
allenfalls eine grossere Wohnung benétigt wird.

Situationsbedingte Leistungen
Ausgewiesene, bezifferbare situationsbedingte Leistungen sind einzurechnen, sofern diese auch im
Rahmen der Unterstiitzung durch die wirtschaftliche Sozialhilfe ibernommen wirden.

Schulden: Riickzahlungen und Zinsen

Die Unterhaltsbeitragspflicht geht allen anderen Verpflichtungen vor. Darum kénnen Schulden sowie
Kreditrickzahlungen (Amortisationen) und Schuldzinsen nur dann bericksichtigt werden, wenn sie
zwecks Anschaffung notwendiger Guter und zur Existenzsicherung begrindet wurden. Ausnahmsweise
kénnen zusatzliche Kreditriickzahlungen und Schuldzinsen im Budget bertcksichtigt werden, wenn
sonst eine finanzielle Bedrangnis droht, die zu Pfandungen und erheblichen sozialen Problemen fuhren
wirde.

Steuern
Die laufenden Steuern kdnnen gemass SKOS-RL Praxishilfe, Erweitertes SKOS-Budget in das erweiterte
Budget miteinbezogen werden, sofern sie tatsachlich bezahlt werden (*/12 der laufenden Steuern).
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Unterhaltsbeitrage
Rechtlich geschuldete und tatséchlich geleistete Unterhaltszahlungen fur Personen, die nicht im glei-
chen Haushalt wohnen (vgl. SKOS-RL Praxishilfe, Erweitertes SKOS-Budget).

Pauschale fur Selbstbehalt und Franchise der obligatorischen Grundversicherung

Neben den effektiven Pramien fir die obligatorische Grundversicherung sind /1, der vertraglich fest-
gehaltenen Franchise und des maximalen Jahresselbstbehalts das Budget aufzunehmen (vgl. SKOS-RL
Praxishilfe, Erweitertes SKOS-Budget).

Zahnbehandlungskosten
Zahnbehandlungskosten sind wie andere situationsbedingte Leistungen zu bewerten. Voraussehbare
Zahnarztkosten konnen zu /2 in das Budget eingerechnet werden.

Hausrat- und Haftpflichtversicherung
Besteht eine Hausrat- und Haftpflichtversicherung, kann /1, der Jahrespramie in das Budget aufge-
nommen werden (vgl. SKOS-RL Praxishilfe, Erweitertes SKOS-Budget).

4.2 Einkommen und Vermdgen

Flr den Unterhalt des Kindes bestimmte Leistungen

Die Elternbeitrdge mussen zuséatzlich zu Familienzulagen, Sozialversicherungsrenten und ahnlichen fir
den Unterhalt des Kindes bestimmten Leistungen geleistet werden (Art. 285a ZGB). Fiir den Unterhalt
des Kindes bestimmte Leistungen (Kinderzulagen, Renten, Alimente, Stipendien etc.) sind an das unter-
stitzende Gemeinwesen zu Uberweisen (vgl. Art. 289 Abs. 2 ZGB). Wenn die unterhaltspflichtigen El-
tern die betreffenden Leistungen nicht weiterleiten, kann allenfalls eine direkte Auszahlung an das fi-
nanzierende Sozialhilfeorgan verlangt werden (Familienzulagen: Art. 9 FamZG, Kinderrente/Hilflo-
senentschadigung: Art. 71" AHVV/Art. 82 Abs. 1 |VV, Ergénzungsleistungen: analog Art. 71" AHVV.
Allgemein bei Zweckentfremdung: Art. 20 ATSG).

Lehrlingslohn

Mit dem Lehrlingslohn bzw. dem Erwerbseinkommen des fremdplatzierten Kindes sind die Nebenkos-
ten sowie ein angemessenes Taschengeld zu bezahlen (Art. 323 ZGB, Kapitel C.3.2. und Kapitel D.1. des
Luzerner Handbuchs zur Sozialhilfe). Der verbleibende Betrag ist zur Deckung der Fremdplatzierungs-

kosten zu verwenden.

Der Lehrlingslohn bzw. das Einkommen von minderjahrigen Geschwistern, die Teil der Unterstlitzungs-
einheit sind, sind maximal im Umfang des pro Kopf-Anteils des Budgets miteinzuberechnen (vgl. Kapi-
tel. D.1. des Luzerner Handbuchs zur Sozialhilfe).

Einkinfte Eltern
Samtliche Einnahmen der Eltern sind zu bericksichtigen. Dazu gehéren insbesondere Lohneinnahmen,
13. Monatslohn, Gratifikationen, Ehegattenunterhalt, Renten, Sozialversicherungsleistungen etc.

Einklnfte Stiefeltern

Das Einkommen und Vermdgen von Stiefeltern ist bei der Bemessung des Unterhaltsbeitrages gemass
Art. 278 Abs. 2 ZGB angemessen zu berlcksichtigen. Beistand durch den Stiefelternteil ist nur zumutbar,
wo die Mittel des Stiefelternteils dies in Abwagung der allseitigen Bedirfnisse und Mdéglichkeiten erlau-
ben (vgl. auch Art. 163 ZGB). Das Konfliktpotential ist in solchen Féllen besonders gross und ruft meist
nach individuellen Verhandlungslésungen.

Vermdgen

In das Einkommen ist ein Vermdgensverzehr von rund 10 % jéhrlich einzubeziehen, wenn das Vermo-
gen den Freibetrag gemass SKOS-RL D.3.1 Ubersteigt.
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KANTON
LUZERN

Gesundheits- und Sozialdepartement
Dienststelle Soziales und Gesellschaft (DISG)

Anhang 18 =»Merkblatt tiber die Zustéandigkeit bei Opfern von Menschenhandel

Opfer von Menschenhandel haben in der Regel Anspruch auf Leistungen geméass dem Bun-
desgesetz Uber die Hilfe an Opfer von Straftaten vom 23. Marz 2007 (OHG; SR 312.5) als auch
nach dem Sozialhilfegesetz vom 16. Marz 2015 (SHG; SRL Nr. 892). In der Praxis ergeben sich
daraus immer wieder konkrete Abgrenzungs- und Zustandigkeitsfragen, weshalb es einer Ko-
ordination zwischen der Sozialhilfe und der Opferhilfe bedarf.

Leistungen der Opferhilfe

Gestutzt auf das OHG kann die Opferhilfe Personen, die durch eine Straftat in ihrer korperli-
chen, psychischen oder sexuellen Integritat unmittelbar beeintrachtigt worden sind, gewisse
Hilfeleistungen (z.B. Beratung, Kostenbeitrage fur juristische oder therapeutische Hilfe, Finan-
zierung von speziellen Schutzunterkinften) erbringen sowie Entschadigungen und Genugtu-
ungen ausrichten. Dies jedoch lediglich subsidiar, sofern die Leistungen nicht bei der Tater-
schaft oder anderen zahlungspflichtigen Dritten erhéltlich gemacht werden kénnen. Eine
Schutzunterkunft wird von der Opferhilfe Gberdies nur solange finanziert, als die betroffene
Person eines besonderen Schutzes als Folge der Straftat bedarf. Die Opferhilfe Gbernimmt zu-
dem nur Schaden und Kosten, die unmittelbar mit der Straftat in Zusammenhang stehen bzw.
infolge der Straftat zusatzlich entstehen. Nicht unter die Opferhilfe fallen demgegeniber die
Lebenshaltungskosten (z.B. Kosten fir Grundbedarf, Wohnkosten, medizinische Grundversor-
gung), da es sich dabei um Kosten handelt, die auch ohne die Straftat anfallen wiirden oder
um Kosten, die nur mittelbar mit der Straftat in Zusammenhang stehen. Fir die Lebenshal-
tungskosten hat bei Bedurftigkeit der betroffenen Person daher die Sozialhilfe aufzukommen.

Zustandigkeit fur Sozialhilfeleistungen

Zustandig fur die Sozialhilfe ist die Einwohnergemeinde am Unterstitzungswohnsitz der hilfs-
bedurftigen Person (§ 16 Abs. 1 SHG i.V.m. Art. 4 ZUG, Bundesgesetz tiber die Zustandigkeit
fur die Unterstitzung Bedurftiger vom 24. Juni 1977, [ZUG]). Opfer von Menschenhandel ha-
ben in der Schweiz Gblicherweise keinen Unterstitzungswohnsitz begriindet. Subsidiar zu-
standig ist in solchen Fallen die Einwohnergemeinde, in der sich das Opfer aufhalt. Als Auf-
enthalt gilt die tatsichliche Anwesenheit in einer Gemeinde (§ 16 Abs. 2 SHG). Bei Opfern von
Menschenhandel ist dies in der Regel die Gemeinde, in der das Opfer ausgebeutet oder, so-
weit der Ausbeutungsort nicht feststellbar ist, wo das Opfer aufgegriffen wurde.

Hielt sich das Opfer im gleichen Zeitraum nebeneinander in mehreren Gemeinden auf, ist an
demjenigen Aufenthaltsort die Unterstiitzung zu leisten, zu dem die engste Beziehung be-
steht und an den das Opfer regelmassig zurtickkehrte. Keine Konkurrenz verschiedener Auf-
enthaltsorte liegt hingegen vor, wenn diese nicht im gleichen Zeitraum nebeneinander be-
standen, sondern sich abldsten. Dies ist z.B. dann der Fall, wenn das Opfer umherzog und sei-
nen Aufenthaltsort standig wechselte. Liegt keine Konkurrenz vor, so ist der letzte Aufent-
haltsort fur die Unterstitzung zustandig.
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Im Weiteren gilt, dass die Verbringung des Opfers in eine Schutzunterkunft (z.B. FIZ Makasi,
Frauenhaus) einer anderen Gemeinde oder eines anderen Kantons keine neue Zustandigkeit
begrundet (§ 16 Abs. 3 SHG i.V.m. Art. 11 Abs. 2 ZUG). Als Aufenthaltsgemeinde gilt weiterhin
jene Einwohnergemeinde, von der aus die Zuweisung erfolgte. Eine neue Zustandigkeit wird
erst begrindet, wenn das Opfer eine eigene Unterkunft ausserhalb einer Einrichtung bezieht.
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KANTON
LUZERN

Gesundheits- und Sozialdepartement
Dienststelle Soziales und Gesellschaft (DISG)

Anhang 19 = Merkblatt «IPV ohne WSH» flr Gemeinden

Siehe Merkblatt «IPV ohne WSH» flir Gemeinden abrufbar unter:
https://disqg.lu.ch/-/media/DISG/Dokumente/Themen/Sozialhilfe/Merk-
blatt IPV_ohne WSH.pdf?rev=a0b34ab0a4ee4bda8aab3ea2ea74f499
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Gesundheits- und Sozialdepartement
Dienststelle Soziales und Gesellschaft (DISG)

Anhang 20 =» Praxishilfen

1. Abgrenzungsprobleme bei Rechnungen oder Schulden

Grundsatz

Da die Ausrichtung von wirtschaftlicher Sozialhilfe immer gegenwartsbezogen ist, sind die
Kosten zu dem Zeitpunkt zu beriicksichtigen, wo sie effektiv anfallen. Es ist also nicht die Be-
treffperiode entscheidend, sondern das Falligkeitsdatum der Rechnung. Diese Logik gilt auch
fur die Abgrenzung zwischen verschiedenen Kostentragern (z.B. Wechsel der Zustandigkeit
von einer Gemeinde zur andern).

Davon ausgenommen sind Kosten, fiir die eine Kostengutsprache geleistet wurde. Sie missen
von dem Gemeinwesen Ubernommen werden, das die Kostengutsprache geleistet hat. Dort
gilt als Stichtag das Datum der Kostengutsprache.

>Vergleiche SKOS-RL C.2 Erlauterungen f
Beispiele:

Herr Z. wird vom Sozialdienst der Dienststelle Asyl- und Fliichtlingswesen mit wirtschaftlicher
Sozialhilfe unterstitzt. Nach seiner Einblirgerung geht sein Dossier am 1.2.2004 an die Wohn-
gemeinde F. Gber. Im Marz 2004 erhalt er eine Arztrechnung (Behandlungsdatum: 1.9. bis
31.11.2003). Der Sozialdienst Gbernimmt den Selbstbehalt.

o Der Betrag fallt im Marz 2004 an und muss unabhangig vom Behandlungszeit-raum
vom Sozialdienst der Gemeinde F. Gbernommen werden.

Frau Y. ist seit langerer Zeit Sozialhilfebezligerin. Sie braucht dringend eine Zahnsanierung.
Der zustandige Sozialdienst leistet nach den Abklarungen (Priifung des Kostenvoranschlags)
am 15.11.2003 eine Kostengutsprache. Frau Y. findet in der Nachbargemeinde eine glinstige
Wohnung und ziigelt per 1.2.2004 dorthin. Sie ist weiter auf Sozialhilfe angewiesen und pra-
sentiert im Marz 2004 die Rechnung des Zahnarztes fir die in der Zwischenzeit erfolgte Sa-
nierung.

o Der Betrag muss noch von der ehemaligen Wohngemeinde Gibernommen werden, die
dafiir Kostengutsprache geleistet hat.

Familie X wird von der Gemeinde A mit wirtschaftlicher Sozialhilfe unterstitzt. Per 1. April
2021 zieht die Familie in die Gemeinde B um. Im Juni 2021 geht die Nebenkostenabrechnung
fur den Zeitraum 1. Januar 2020 bis 31. Dezember 2020 fir die Wohnung in A ein. Die Rech-
nung ist am 5. Juli 2021 zur Zahlung féllig.
o Weil die Familie X im Zeitpunkt der Falligkeit der Rechnung in der Gemeinde B
lebt, muss die Rechnung von der Gemeinde B ibernommen werden, auch wenn
die Nebenkosten die Wohnung in der bisherigen Gemeinde betreffen.
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2. Unterstiitzung nach dem Versterben eines Klienten/einer Klientin

Das sozialhilferechtliche Unterstiitzungsverhaltnis endet mit dem Tod der unterstitzten Per-
son. Weil Forderungen von der Sozialhilfe grundsatzlich nur dann Gibernommen werden,
wenn sie im Unterstlitzungszeitraum (also zu Lebzeiten) fallig werden (siehe oben Kapitel
H.1), sind von der Sozialhilfe bei einem Todesfall nur noch die Rechnungen zu Gbernehmen,
welche zu diesem Zeitpunkt fallig waren. Aus praktischen Griinden richtet die Sozialhilfe im
Todesmonat indes noch samtliche Budgetleistungen wie Mietkosten und Krankenkassenpra-
mien aus, weil diese Leistungen in der Regel bereits ausbezahlt worden sind. Gleiches gilt fir
Rechnungen, fir die eine Kostengutsprache geleistet wurde, sofern noch zu Lebzeiten, die
entsprechenden Leistungen erbracht wurden. Die noch nicht falligen Rechnungen fallen in
den Nachlass und stellen Erbschaftsschulden dar.

Zum Thema Bestattungskosten siehe Kapitel C.6.8 e) Diverse Ausgaben Luzerner Handbuch
zur Sozialhilfe
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3. Budgetberatung

>Vergleiche www.budgetberatung.ch
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KANTON
LUZERN

1. Schritt: Bemessung GBL nach SKOS-RL

i . . H
Beilage C.3.1 (beachte insbesondere SKOS-RL C.3.2)
2. Schritt: Reduktion [nach § 9 SHV?
dgfg::liwe\ivgitzi?m keine Reduktion
1Y% Jahre od. mehr nach § 9 SHV
1 Pers. in 1+ Pers. in
1 Pers.-HH 2+ Pers.-HH

nein

UE =1und

HH-Grésse = 1

§ 9 Abs. 2lit. a:
junger Erwachsener mit eigenem HH, jedoch
Kurzung GBL (20%) gem. SKOS C.3.2 Ziff.4*

Trifft 8 9 Abs.
2 Bst. a zu?

*weder arbeitsmarktliche Integrationsmassnahme,
noch Erwerbstétigkeit, noch Betreuung eigener Kinder

*

§ 9 Abs. 2 lit. b:
alleinerziehende Person
mit Kind unter 3 Jahren

Trifft 8 9 Abs.
2 Bst. b zu?

§9Abs. 21it. c:
alleinerziehende Person
mit Kind unter 14 Jahren und
Arbeitspensum tber 50%

Trifft 8 9 Abs.
2 Bst. ¢ zu?

nein

§ 9 Abs. 2it. d:
Ehe-/Konkubinatspaare im gleichen HH
mit Kind unter 3 Jahren
und Arbeitspensum mind. 100%

§ 9 Abs. 2 lit. e:
Ehe-/Konkubinatspaare im gleichen HH
mit Kind unter 14 Jahren
und Arbeitspensum mind. 150%

8§ 9 Abs. 2 lit. f:
erster Kontakt mit Sozialhilfe
(ganze Schweiz)
vor 7 Jahren od. langer

Trifft § 9 Abs.
2 Bst. f zu?

Reduktion: > 3
85 % keine Reduktion
(8 9 Abs. 1 Bst. a SHV) nach § 9 SHV

Luzerner Handbuch zur Sozialhilfe, erstellt per 01.01.2025

Trifft 8 9 Abs.
2 Bst. a zu?

*

Trifft § 9 Abs.
2 Bst. b zu?

Trifft § 9 Abs.
2 Bst. ¢ zu?

Trifft 8 9 Abs.
2 Bst. d zu?

Trifft 8 9 Abs.
2 Bst. e zu?

Trifft 8 9 Abs.
2 Bst. f zu?

Reduktion:
90 %
(8 9 Abs. 1 Bst. b SHV)
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KANTON
LUZERN

Gesundheits- und Sozialdepartement

Dienststelle Soziales und Gesellschaft (DISG)

Beilage C.3.2. ¢) Personen in stationaren Einrichtungen

ja

Lebt die Person mindestens 15
Tage in einer stationaren
Einrichtung?

nein

Lebt die Person in einer
Einrichtung fur Behinderte?

Erhalt die Person eine
Hilflosenentschadigung?

nein

l

ordentlicher GBL

ja Ist die Person pflegebeduirftig? nein

GBL: 21 Prozent des
allgemeinen
Lebensbedarfs fir
Alleinstehende

GBL: 28 Prozent des
allgemeinen
Lebensbedarfs fur
Alleinstehende

nein

ja

Erhalt die Person eine
Hilflosenentschadigung mittleren
oder schweren Grades?

v

GBL: 28 Prozent des allgemeinen
Lebensbedarfs fir Alleinstehende

nein, leichten Grades

ja

GBL: 21 Prozent des allgemeinen
Lebensbedarfs flr Alleinstehende

»

g GBL: 28 Prozent des allgemeinen
Lebensbedarfs fiur Alleinstehende
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Beilage C.3.2. h) Pflegekosten bei Privaten

Bemessung der wirtschaftlichen Sozialhilfe fur Kinder bei Pflegeeltern:

J (Grundversicherung)
Franchise und Selbstbehalte
J (Grundversicherung)

Krankheits- und
behinderungsbedingte Auslagen

Integrationszulagen

Netto-Lehrlingslohn

Abzlglich

Vergleiche C.5 — Krankenkassenpramie

bis 6 bis 12 bis 16 bis 18 1 s
Jahre Jahre Jahre Jahre a anre
Unterhaltskosten N
Berechnung gemass
CHF 670 CHF 870 CHF 980 CHF 980 B
________________________________ Haushaltsgrésse _ _ _ __ _____
Erziehungs- und
. CHF 520 CHF 390 CHF 340 CHF 340
|rflegeentschadigyung .~ — - <
Total pro Monat CHF 1190 CHF 1260 {CHF1'320 @ CHF1'320
Total pro Tag CHF 39 CHF 41 CHF 43 CHF 43
I — dTasch Id bis 6 bis 10 bis 13 bis 15 bis 17 A6
ebenkosten und faschenge Jahre Jahre Jahre Jahre Jahre s anre
Pauschale Nebenkosten CHF 200 CHF 200 CHF 200 CHF 200 CHF 200 CHF 200
CHF 60 bis CHF 100
nach individueller
Abmachung zwischen
Taschengeld CHF 10 CHF 15 CHF 25 CHF 35 CHF 50 Lo
dem Sozialdienst und
der Kindes- und
Erwachsenenschutz-
behorde
Total CHF 210 CHF 215 CHF 225 CHF 235 CHF 250 CHF 260 bis CHF 300
Nur auf seperates Gesuch hin mit Kostenvoranschla¢ und nach ert eilter
Zahnarztkosten o :
| Kastengutsprache durch den Sazialdienst — — .
Krankenkasse KVG

Nur auf seperates Gesuch hin mit Kostenvoranschla¢ und nach er eilter
Kostengutsprache durch den Sozialdienst
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Beilage C.3.2. i) Pflegekosten bei Unterbringung in sozialen Einrichtungen

Soziale Einrichtung Im Sonderschulwesen

extern

intern

|Betreuungsbeitrage _ _ _ _ _ | ______ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ .
n— PR . bis 6 bis 10 bis 13 bis 15 bis 17 s
ebenkosten und Taschenge Jahre Jahre Jahre Jahre Jahre s anre
Pauschale Nebenkosten CHF 200 CHF 200 CHF 200 CHF 200 CHF 200 CHF 200
CHF 60 bis CHF 100
nach individueller
Abmachung zwischen
Taschengeld CHF 10 CHF 15 CHF 25 CHF 35 CHF 50 R
dem Sozialdienst und
der Kindes- und
Erwachsenenschutz-
behorde
Total CHF 210 CHF 215 CHF 225 CHF 235 CHF 250 CHF 260 bis CHF 300
Nur auf separates Gesuch hin mit Kostenvoranschlag und nach erteilter
Zahnarztkosten L
| Kostengutsprache durch ¢ en Sozialdienst _ _ _ __ __ _________________
Krankenkasse KVG

1 (Grundversicherung)
Franchise und Selbstbehalte
1 (Grundversicherung)

Krankheits- und behinderungs-
| bedingte Auslagen

Integrationszulagen

Netto-Lehrlingslohn

Abziiglich
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KANTON
LUZERN

Gesundheits- und Sozialdepartement
Dienststelle Soziales und Gesellschaft (DISG)

Beilage C.6.7. Integrationszulage fur Nichterwerbstatige

Die Integrationszulage fir Nichterwerbstéatige wird unabhangig vom zeitlichen Aufwand ge-
wahrt, den nicht erwerbstatige Personen fur ihre berufliche oder soziale Integration aufwen-
den. Bei der Teilnahme an arbeitsintegrativen Massnahmen wird von diesem Grundsatz abge-
wichen (siehe Bemerkungen).

Fur folgende Leistungen soll eine Zulage von CHF 200.00 ausgerichtet werden:

Beispiele Bemerkungen
Massnahmen e Briickenangebote
zurberuflichen e SOS-Programme
Qualifikation e Praktikum
e Anlehre

e Berufslehre

e Gymnasium

e Studium im Rahmen der
Erstausbildung(bis Bachelor Ab-

schluss)

Teilnahme an ¢ Unabhéangig vom Pen-

arbeitsintegrati- e AIP und DAP sum, wenn damit die

venMassnah- e Programm Abklarung Arbeit Leistungsfahigkeit

men ausgeschopft wird, das
Programm keine ho-
heren Pensa anbietet
oder das Sozialhilfeor-
gan keine Teilnahme
in einem hoheren Pen-
sum verlangt.

e AIP im Rahmen des

RAV.

Selbstéandige Das monatliche Ein-

Erwerbstéatig- Ziel: mittelfristige Ablésung kommen mussmin-

keit von derSozialhilfe destens CHF

1'000.00 betragen.

Wenn Selbstéandigkeit be-
willigt wurde und damit
Leistungsfahigkeit
ausgeschopft wird.

Ziel: soziale Integration
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Fur folgende Leistungen soll eine Zulage von CHF 100.00 ausgerichtet werden:

Beispiele Bemerkungen
Selbstandige Ziel: mittelfristige Ablésung Bel monatllchgn Einkom-
Erwerbstatig- von derSozialhilfe men von yvenlger

als CHF 1'000.00.
keit
Beschaftigungs- In Tagesklinik
/Therapieprojekte | In Therapiewerkstatt
. ] Besuchs- und Fahr- Die Freiwilligenarbeit

Freiwilligenarbeit diensteMitarbeit in muss regelmassig, nach-

Projekten weisbar und institutiona-

lisiert erbracht werden.
Sie darf die berufliche
Integration nichtbe-

hindern.
Kantonale Anerken- Bei der Anerkennungs-
nungszulage zulage gemass § 12¢ BPG

(SRL Nr. 867) handelt es
sich um eine Anerken-
nung flr die von der be-
treuenden Person unent-
geltlich erbrachten Leis-
tungen. Die 1ZU wird so-
lange gewahrt, wie die
Freiwilligenarbeit, welche
zur Anerkennungszulage
berechtigt, ausgetibt
wird. Die Anerkennungs-
zulage ist bei der betreu-
enden Person als Ein-
nahme anzurechnen.
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https://srl.lu.ch/app/de/texts_of_law/867

KANTON
LUZERN

Gesundheits- und Sozialdepartement

Dienststelle Soziales und Gesellschaft (DISG)

Beilage D.1. b) Einkommen von Minderjahrigen

Budgetbeispiel fiir Lehrling mit Uberschuss aus dem Lehrlingseinkommen
Familie: 1 Erwachsene, 3 Kinder (13, 15 und 17 Jahre alt), davon 1 Lehrling

Fam.o.Lehrling (34 Kopfquote)

Ausgaben

Grundbedarf CHF 1'703.25
Miete CHF 1'050.00
Situationsbedingte CHF -
Leistungen

1ZU CHF -
Einnahmen

Lehrlingslohn CHF -
Alimente u. allfallige

Kinderzulagen CHF 1'420.00
Total CHF 1'333.25 (Sozialhilfe)

Nur Lehrling (¥ Kopfquote)

CHF
CHF
CHF

CHF

CHF

CHF

567.75
350.00
150.00

200.00

580.00

730.00

CHF - 42.25 (Uberschuss

z.G.Lehrling)

Ein allfalliger Einnahmentberschuss bei Lehrlingen (in diesem Fall CHF 42.25) steht dem Lehr-
ling zurfreien Verfiigung. Die Sozialhilfe fur die Gbrige Familie betragt CHF 1'333.25. Bei Lehr-
lingen, welche das 18. Altersjahr erreicht haben, soll ein eigenes Unterstiitzungsdossier er-

stellt werden
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KANTON
LUZERN

Gesundheits- und Sozialdepartement
Dienststelle Soziales und Gesellschaft (DISG)

Beilage D.1. b) Einkommen von Minderjahrigen

Budgetbeispiel fiir Lehrling ohne Uberschuss aus dem Lehrlingseinkommen
Familie: 1 Erwachsene, 3 Kinder (13, 15 und 17 Jahre alt), davon 1 Lehrling

Ganze Familie (4 Pers.) Nur Lehrling (¥4 Kopfquote)

Ausgaben

Grundbedarf CHF 2'271.00
Miete CHF 1'600.00
Situationsbedingte CHF 150.00
Leistungen

1ZU CHF 200.00
Einnahmen

Lehrlingslohn CHF 520.00
Alimente u. allfallige

Kinderzulagen CHF 2'150.00
Total CHF 1'551.00 (Sozialhilfe)

CHF 567.75
CHF 400.00
CHF 150.00

CHF 200.00

CHF 520.00

CHF 730.00

CHE 67.75

Die Familie (inkl. Lehrling) wird mit total CHF 1'551.00 unterstiitzt.
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KANTON
LUZERN

Gesundheits- und Sozialdepartement
Dienststelle Soziales und Gesellschaft (DISG)

Beilage D.3.1a) Vermdgensverzicht & Merkblatt ,,Sozialhilfebezug infolge
Vermogensverzicht*

Merkblatt ,,Sozialhilfebezug infolge Vermogensverzicht” abrufbar unter:
https://disg.lu.ch/-/media/DISG/Dokumente/Themen/Sozialhilfe/Merkblatt_Sozialhilfe Ver-
moegensverzicht.pdf?rev=4c7b24f1flcf4efe9421e862168438a7
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KANTON
LUZERN

Gesundheits- und Sozialdepartement

Dienststelle Soziales und Gesellschaft (DISG)

Beilage F.2. ¢) Kurzungsumfang

Pflichten

Sanktion Einstellung

bis
10
%

bis
20

v (teilweise oder ganze Einstellung)
0

Mitwirkungspflicht, § 7 Abs. 1 (Satz 1)
SHG:

Die hilfebedurftige Person hat bei der
wirtschaftlichen Sozialhilfe, der Nothilfe
und Alimentenhilfe tber ihre Verhéltnisse
vollstandigund wahrheitsgetreu Auskunft
zu geben und die zur Abklérung erforder-
lichen Unterlagen beizubringen.

Die wirtschaftliche Sozialhilfe kann ein-
gestellt werden, wenn die Hilfebedurf-
tigkeit nicht mehr nachgewiesenist. (§ 14
Abs. 3 )

Mitwirkungspflicht, § 7 Abs. 1 (Satz 2) SHG:
Sie hat Anderungen ihrer Verhéltnisse umge-
hendund unaufgefordert zu melden.

Die wirtschaftliche Sozialhilfe kann ein-
gestellt werden, wenn die Hilfebedurf-
tigkeit nicht mehr nachgewiesen

ist. (§ 14 Abs. 3 )

Mitwirkungspflicht, § 7 Abs. 2 SHG:

Die hilfebedurftige Person ist verpflichtet, alle
Personen und Stellen, insbesondere Arbeitge-
ber,Arztinnen und Arzte, Versicherungen und
Behorden, im Einzelfall zu erméchtigen, die
Auskunfte zu erteilen, die fur die Abklarung

des Anspruchs auf wirtschaftliche Sozialhilfe,
Nothilfe und Alimentenhilfen erforderlich sind.

Die wirtschaftliche Sozialhilfe kann ein-

gestellt werden, wenn die Hilfebedurf-

tigkeit nicht mehr nachgewiesenist. (§ 14
Abs. 3 Satz 2 )

Auflagen und Weisungen, § 29 Abs. 1 SHG:
Die wirtschaftliche Sozialhilfe kann mit Auf-
lagenund Weisungen verbunden werden,
die sich aufdie zweckméssige Verwendung
der Leistungen beziehen [...]

[...] oder sonst wie geeignet sind, die Lage
derhilfebediirftigen Person und ihre Fami-
lienangehdrigen im Sinn des eidgendssi-
schen Zustandigkeitsgesetzes zu verbes-

sern.
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Auflagen und Weisungen, § 29 Abs. 2
SHG:Die hilfebedurftige Person und
ihre Familienangehérigen im Sinn des
Zustandigkeitsgesetzes kdnnen ver-
pflichtet werden, aktiv eine Arbeitsstelle
zu suchen, einezumutbare Arbeit oder
Beschaftigung anzunehmen oder an ei-
nem geeigneten Integrationsprogramm
teilzunehmen.

Auflagen und Weisungen, § 29 Abs. 3 SHG:
Sie kdnnen verpflichtet werden, dem zustan-
digen Gemeinwesen finanzielle Anspriiche
abzutreten, soweit diese nicht von Gesetzes
wegen auf dieses Uibergehen oder die wirt-
schaftliche Sozialhilfe nicht vorschussweise
im Sinn von § 38 Abs. 4 SHG geleistet wird.

**

Die ganze oder teilweise Einstellung der
wirtschaftlichen Sozialhilfe ist méglich,
wennsich eine hilfebedurftige Person wei-
gert, einezumutbare und konkret zur Ver-
fllgung stehende Arbeit anzunehmen oder
einen ihr zustehenden, bezifferbaren und
durchsetzbaren Rechtsanspruch auf Ersatz-

einkommen geltend zu machen. (§ 14 Abs.

3Satz1 )

Kirzung des Grundbedarfes bis um 20% bei erstmaliger Pflichtverletzung (je nach Schwe-

regrad 5-20% Kurzung) zul&ssig.

Klrzung des Grundbedarfs um 35% bei wiederholtem oder schwerwiegendem Fehlver-

halten zulassig (d.h. also auch beierstmaliger Pflichtverletzung moglich oder als weiter-
gehende Sanktion, nachdem der Grundbedarf bereits um 10-20% gekulrzt wurde).
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KANTON
LUZERN

Gesundheits- und Sozialdepartement
Dienststelle Soziales und Gesellschaft (DISG)

Beilage F.3 c) Vorgehen bei mangelndem Nachweis der Bedurftigkeit

Aufgrund fehlender Auskiinfte / Unterla-
gen sind die Abklarungen beziiglich fi-
nanzieller Verhéltnisse nicht oder nicht
vollstandig moglich.

Verhéltnisse bezuglich
Beduirftigkeit sind unklar

A 4

Schriftliche Auflage / Weisung erteilt

Ausrichtung Sozial-
hilfe im Umfang der
Bedurftigkeit

Auflage erfullt

Gewahrung des rechtlichen Gehors

(Teil-)Einstellungs**-
bzw. Nichteintretens-
entscheid*?

Auflage weiterhin
notwendig?

Ausrichtung Sozial-
hilfe im Umfang der
Bedurftigkeit

Sind Hilfesuchende aufgrund per-
sonlicher Einschrankungen objektiv
nicht in der Lage, Ihre Mitwirkungs-
pflichten wahrzunehmen, sind sie
von der Sozialhilfeorgane bei der
Beschaffung der Unterlagen zu un-
terstiitzten.

Laufende Félle: Fristansetzung,
Androhen der (Teil-)Einstellung
mittels anfechtbarer Verfugung
mit Rechtsmittelbelehrung
Neue Félle: Androhen Nichtein-
treten, wenn die Bedurftigkeit
nicht abgeklart werden kann

Allenfalls Gewéhrung einer
Nachfrist

*1 Teileinstellung: Die Bediirftigkeit ist nur teilweise nicht nachgewiesen. Z.B. wenn nur Angaben zum Mietverhdltnis fehlen, die tibrigen Unterlagen
aber vorliegen und die Bedurftigkeit diesbeziglich erstellt ist. Eine Teileinstellung im Rahmen der Wohnkosten ware in dieser Konstellation an-

gezeigt.

*2 Nichteintreten: Notwendige Angaben und Unterlagen werden von der gesuchstellenden Person nicht vorgelegt, trotz Mahnung und Information
Uiber die Konsequenzen. Eine Anspruchspriifung ist infolgedessen nicht moglich. Es ist ein Nichteintretensentscheid zu fallen.
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